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Traditionell ist die große Weihnachtstanne vor dem 1. Advent im 
Innenhof von Schloss Hartenfels in Torgau aufgerichtet worden. 
Es handelt sich in diesem Jahr um eine 20 Jahre alte „Abies gran-
dis“, eine sogenannte Große Küstentanne. Die etwa zehn Meter 
hohe Tanne stammt aus einer Weihnachtsbaumplantage des Staats-
betriebes Sachsenforst in der Nähe von Wöllnau. Sie wurde durch 
die Untere Forstbehörde des Landratsamtes Nordsachsen ausge-

sucht. „Keine einfache Aufgabe in diesem Jahr. Angesichts der zahl-
reichen Trockenschäden an den Nadelbäumen“, schilderte Revier-
leiter Torsten Eiteljörge von der Forstbehörde. Unterstützt wurden 
Baumfällung, Transport und Aufstellen auch durch das Bauunter-
nehmen EZEL Torgau GmbH sowie die Straßenmeisterei Torgau, 
die mit ihrem Kran die Tanne punktgenau in die Erdhülse auf dem 
Schlosshof einpasste. Fotos: Landratsamt/Stracke

Große Weihnachtstanne
auf Schloss Hartenfels steht
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Bekanntmachungen und Mitteilungen des Landratsamtes

Pressestelle

Ausschreibungen des Landratsamtes Nordsachsen
Aktuelle Stellenausschreibungen sowie Leistungsausschreibungen nach VOB, VOF und VOL finden Sie ab sofort im Internet
unter www.landkreis-nordsachsen.de.

Zentrale Haupteinwahl Dezernat Ordnung und Kommunales

alle Verwaltungsstandorte	 03421 758-0	 Dezernent	 03421 758-5002

Straßenverkehrsamt	 03421 758-5102

Bereich Landrat Lebensmittelüberwachungs-

Büro Landrat	 03421 758-1012	 und Veterinäramt	 03421 758-5202

Büro Kreistag	 03421 758-1016	 Ordnungsamt	 03421 758-5311

Rechnungsprüfungsamt	 03421 758-1090	 Kommunalamt	 03421 758-1202

Amt für Wirtschaftsförderung und		 Amt für Schulen und Bildung	 03421 7739300

Landwirtschaft	 03421 758-1051		

Stabstelle Beteiligung	 03421 758-1004	 Dezernat Soziales und Gesundheit	

Stabstelle Medien und		 Dezernentin	 03421 758-6002

Kommunikation	 03421 758-1036	 Jugendamt	 03421 758-6102

Gleichstellungsbeauftragte	 03421 758-1070	 Sozialamt	 03421 758-6202

Gesundheitsamt	 03421 758-6302

Dezernat Verwaltung und Finanzen		 Amt für Migration und

2. Beigeordneter und Dezernent 03421 758-2002	 Ausländerrecht	 03421 758-5302

Amt für Personal und Organisation 03421 758-1502	

Amt für Finanzen und Controlling 03421 758-1102	 Bürgerbüros

Zentrales Immobilienmanagement 03421 758-7002	 Bürgerbüro Torgau	 03421 758-1371

Amt für Brandschutz, Rettungsdienst Bürgerbüro Delitzsch	 03421 758-1336

und Katastrophenschutz 03421 758-5402	 Bürgerbüro Eilenburg	 03421 758-1355

Bürgerbüro Oschatz	 03421 758-1380

Dezernat Bau und Umwelt

1. Beigeordneter und Dezernent 03421 758-4002

Bauordnungs- u. Planungsamt 03421 758-3102

Amt für Ländliche Neuordnung 03421 758-3202

Vermessungsamt 03421 758-3402

Umweltamt 03421 758-4102

Straßenbauamt 03421 758-3302

Telefonische Erreichbarkeit des Landratsamtes Nordsachsen
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Bekanntmachungen

Der Landrat

Landratsamt des Landkreises Nordsachsen

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG)

Maßnahmen anlässlich der Corona-Pandemie
Ausgangsbeschränkungen im Landkreis Nordsachsen

Auf Grund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 
Satz 1 und 2 sowie mit § 28a Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 und 
Absatz 3 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1045), von denen § 28 Absatz 1 Satz 1 durch Ar-
tikel 1 Nummer 16 des Gesetzes vom 18. November 2020 
(BGBl. I. S. 2397) geändert, § 28 Absatz 1 Satz 2 durch Artikel 
1 Nummer 6 des Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) 
neu gefasst und § 28a Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 und Absatz 
3 durch Artikel 1 Nummer 17 des Gesetzes vom 18. Novem-
ber 2020 (BGBl. I. S. 2397) eingefügt worden ist, sowie in 
Verbindung mit § 1 Absatz1 Satz 1 der Verordnung der Säch-
sischen Staatsregierung und des Sächsischen Staatsminis-
teriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt 
zur Regelung der Zuständigkeiten nach dem Infektions-
schutzgesetz und für die Kostenerstattung für Impfungen 
und andere Maßnahmen der Prophylaxe vom 9. Januar 
2019 (SächsGVBl. S. 83), der durch die Verordnung vom 13. 
März 2020 (SächsGVBl. S. 82) geändert worden ist, sowie 
in Verbindung mit § 8 Absatz 2 und 3 der Verordnung des 
Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Gesell-
schaftlichen Zusammenhalt zum Schutz vor dem Coronavi-
rus SARS-CoV-2 und COVID-19 – Sächsische Corona-Schutz-
Verordnung (SächsCoronaSchVO) vom 27. November 2020  
erlässt der Landkreis Nordsachsen die folgende

Allgemeinverfügung

1. Das Tragen einer Mund-Nasenbedeckung wird auch un-
ter freiem Himmel täglich im Zeitraum von 0.00 Uhr bis
23.59 Uhr im Bereich von Fußgängerzonen (Verkehrs-
zeichen 242.1 und 242.2. nach Anlage 1 zu Straßen-
verkehrsordnung) und verkehrsberuhigten Bereichen
(Verkehrszeichen 325.1 und 325.2. nach Anlage 3 zur
Straßenverkehrsordnung) sowie auf öffentlichen Park-
plätzen und Parkplätzen vor Einkaufszentren, Geschäf-
ten und Läden, Parkhäuser, Parkdecks, Parkgaragen
und in öffentlich zugänglichen Parkanlagen, Spiel- und
Sportplätzen angeordnet. Ausgenommen sind die Fort-
bewegung ohne Verweilen mit Fortbewegungsmitteln
und die sportliche Betätigung. Die Ausnahmen von der
Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasenbedeckung
nach § 3 Absatz 2 der Sächsischen Corona-Schutz-Ver-
ordnung gelten entsprechend.

2. Die Abgabe von Alkoholika und alkoholhaltigen Ge-
tränken ist täglich im Zeitraum von 0.00 Uhr bis 23.59
Uhr außerhalb von Läden und Geschäften im Bereich
von Fußgängerzonen (Verkehrszeichen 242.1 und 242.2.
nach Anlage 1 zu Straßenverkehrsordnung) und ver-
kehrsberuhigten Bereichen (Verkehrszeichen 325.1 und
325.2. nach Anlage 3 zu Straßenverkehrsordnung) so-
wie auf öffentlichen Parkplätzen und Parkplätzen vor
Einkaufszentren, Geschäften und Läden, Parkhäuser,
Parkdecks, Parkgaragen und in öffentlich zugänglichen
Parkanlagen, Spiel- und Sportplätzen untersagt.

3. Der Alkoholkonsum ist im Zeitraum von 0.00 Uhr bis
23.59 Uhr im Bereich von Fußgängerzonen (Verkehrs-

zeichen 242.1 und 242.2. nach Anlage 1 zu Straßen-
verkehrsordnung) und verkehrsberuhigten Bereichen 
(Verkehrszeichen 325.1 und 325.2. nach Anlage 3 zu 
Straßenverkehrsordnung) sowie auf öffentlichen Park-
plätzen und Parkplätzen vor Einkaufszentren, Geschäf-
ten und Läden, Parkhäuser, Parkdecks, Parkgaragen 
und in öffentlich zugänglichen Parkanlagen, Spiel- und 
Sportplätzen untersagt.

4. Der Betrieb von Einrichtungen der Erwachsenenbildung
mit Ausnahme zulässiger Onlineangebote wird unter-
sagt.

5. Unter freiem Himmel sind Versammlungen ausschließ-
lich ortsfest und mit höchstens 200 Teilnehmerinnen
und Teilnehmern zulässig, wenn

a) alle Versammlungsteilnehmerinnen und Versamm-
lungsteilnehmer, die Versammlungsleiterin oder der
Versammlungsleiter sowie Ordnerinnen und Ordner
eine Mund-Nasenbedeckung tragen. Hinsichtlich
der Ausnahmen vom Tragen einer Mund-Nasen-
bedeckung gilt § 3 Abs. 2 der Sächsischen Corona-
Schutz-Verordnung entsprechend,

b) zwischen allen Versammlungsteilnehmerinnen und
Versammlungsteilnehmern ein Mindestabstand von
1,5 Metern gewahrt wird.

Im Einzelfall können Ausnahmen von der personenmä-
ßigen Beschränkung in Satz 1 zugelassen werden, wenn 
dies aus infektionsschutzrechtlicher Sicht vertretbar ist.

6. Das Verlassen der häuslichen Unterkunft ohne triftigen
Grund ist untersagt. Triftige Gründe im Sinne des Satzes
1 sind:

a) die Abwendung einer Gefahr für Leib, Leben und Ei-
gentum,

b) die Ausübung beruflicher Tätigkeiten,

c) der Besuch der Schule und von Einrichtungen der
Kindertagesbetreuung, Einrichtungen der Einglie-
derungshilfe für Menschen mit Behinderungen,
Einrichtungen der berufsbezogenen, schulischen
und akademischen Aus- und Fortbildung sowie
von Kirchen und anderen Orten der Religionsaus-
übung,

d) Versorgungsgänge für die Gegenstände des tägli-
chen Bedarfs und der Einkauf in Ladengeschäften
sowie die Inanspruchnahme sonstiger Dienstleis-
tungen im Landkreis oder der Kreisfreien Stadt des
Wohnsitzes und des angrenzenden Landkreises
oder der Kreisfreien Stadt,

e) die Wahrnehmung des notwendigen Lieferverkehrs,
einschließlich Brief- und Versandhandel,

f) Fahrten von Feuerwehr-, Rettungs- oder Katastro-
phenschutzkräften zum jeweiligen Stützpunkt oder
Einsatzort,

g) die Inanspruchnahme medizinischer, psychosozialer
und veterinärmedizinischer Versorgungsleistungen
sowie der Besuch Angehöriger der Heil- und Ge-
sundheitsfachberufe, soweit dies medizinisch erfor-
derlich ist oder im Rahmen einer dringend erforder-
lichen seelsorgerischen Betreuung,
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h) der Besuch bei Ehe- und Lebenspartnern sowie bei
Partnern von Lebensgemeinschaften, hilfsbedürf-
tige Menschen, Kranken oder Menschen mit Ein-
schränkungen, soweit sie nicht in einer Einrichtung
sind, und die Wahrnehmung des Sorge- und Um-
gangsrechts im jeweiligen privaten Bereich,

i) die Teilnahme an Zusammenkünften der Staatsregie-
rung und der kommunalen Vertretungskörperschaf-
ten sowie der Teilnahme an Terminen der Behörden,
Gerichte, Staatsanwaltschaften oder anderer Stel-
len, die öffentliche Aufgaben wahrnehmen, dazu ge-
hört auch die Teilnahme an öffentlichen Gerichtsver-
handlungen und die Wahrnehmung von Terminen
kommunaler Räte sowie von deren Ausschüssen
und Organen und Maßnahmen, die der Versorgung
oder der Gesundheitsfürsorge der Bevölkerung die-
nen. Die Teilnahme an öffentlichen Sitzungen und
Terminen ist nach den geltenden Vorschriften zu ge-
währleisten,

j) die Teilnahme an notwendigen Gremiensitzungen
von juristischen Personen des privaten und öffent-
lichen Rechts sowie von rechtsfähigen und teil-
rechtsfähigen Gesellschaften und Gemeinschaften,
Betriebsversammlungen und Veranstaltungen der
Tarifpartner, Sitzungen von Hochschulräten, Nomi-
nierungsveranstaltungen von Parteien und Wähler-
vereinigungen,

k) die Wahrnehmung unaufschiebbarer Termine ge-
meinsam mit einer Person eines weiteren Haus-
stands bei Gerichtsvollziehern, Rechtsanwälten,
Notaren, Steuerberatern, Wirtschaftsprüfern, Insol-
venzverwaltern und Bestattern und zur rechtlichen
Betreuung,

l) Zusammenkünfte und Besuche nach § 2 Absatz 1, 1a
und 5 der Sächsischen Corona-Schutz-Verordnung,

m)	die Begleitung von unterstützungsbedürftigen Per-
sonen und Minderjährigen,

n) Eheschließung im engsten Familienkreis, wobei die
Anzahl 25 Personen nicht überschreiten darf,

o) die Begleitung Sterbender sowie Beerdigungen im
engsten Familienkreis, wobei die Anzahl 25 Perso-
nen nicht überschreiten darf,

p) Sport und Bewegung im Freien im Umkreis von 15
Kilometern des Wohnbereichs sowie der Besuch des
eigenen oder gepachteten Kleingartens oder Grund-
stücks unter Einhaltung der Kontaktbeschränkung
nach § 2 Absatz 1 und 1a der Sächsischen Corona-
Schutz-Verordnung,

q) unabdingbare Handlungen zur Versorgung von Tieren. 

Im Falle einer Kontrolle durch die zum Vollzug dieser 
Verfügung betrauten Stellen sind die triftigen Gründe 
durch den Betroffenen in geeigneter Weise glaubhaft 
zu machen. Eine Glaubhaftmachung kann insbesonde-
re durch Vorlage einer Arbeitgeberbescheinigung, eines 
Betriebs- oder Dienstausweises oder durch mitgeführte 
Personaldokumente erfolgen.

7. Verschärfende Anordnungen der örtlichen Gesundheits-
behörden im Zusammenhang mit der Eindämmung der
Corona-Pandemie bleiben unberührt.

8. Diese Allgemeinverfügung ist nach § 28 Absatz 3 in Ver-
bindung mit § 16 Absatz 8 des Infektionsschutzgesetzes
sofort vollziehbar.

9. Diese Allgemeinverfügung tritt am 1. Dezember 2020, 0
Uhr in Kraft und mit Ablauf des 28. Dezember 2020, 24
Uhr, außer Kraft.

Gründe

I.
Nachdem im Dezember 2019 zunächst in der Stadt 
Wuhan/Volksrepublik China und danach weltweit die 
Atemwegserkrankung COVID-19 auftrat, die durch das 
neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 verursacht wird, hat 
die Weltgesundheitsorganisation am 30. Januar 2020 eine 
gesundheitliche Notlage von internationaler Tragweite 
ausgerufen. In Deutschland befanden sich die Neuanste-
ckungsraten über die Sommermonate hinweg auf einem 
sehr niedrigen Niveau. Seit September ist hingegen ein 
starker Zuwachs von Neuinfektionen und Todesfällen im 
Zusammenhang mit der Krankheit zu verzeichnen, der 
auch durch den sogenannten „Lockdown light“ nicht ab-
geschwächt oder in eine rückläufige Tendenz umgewan-
delt werden konnte. 

Die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in 
Deutschland wird derzeit durch das Robert-Koch-Institut 
insgesamt wieder als sehr hoch eingeschätzt. Aktuell ist 
auch eine Zunahme der Fallzahlen älterer Menschen zu 
verzeichnen. Besonders ältere Menschen und solche mit 
vorbestehenden Grunderkrankungen sind von schweren 
Krankheitsverläufen betroffen und können ohne erfor-
derliche Behandlungsmaßnahmen an der Krankheit ster-
ben. Da derzeit weder eine Impfung noch eine spezifische 
Therapie zur Verfügung stehen, müssen alle Maßnahmen 
ergriffen werden, um die weitere Ausbreitung des Virus 
zu verzögern. Nur durch eine schnell wirksame Verlang-
samung des Infektionsgeschehens kann erreicht werden, 
dass das Gesundheitssystem funktionsfähig bleibt. Schon 
jetzt sind Belastungen in den Krankenhäusern durch Co-
vid-19-Patienten höher als im Frühjahr 2020. Im Einzelfall 
sind regionale Umverteilungen von Patienten aus Kran-
kenhäusern erforderlich. Gerade hier wird deutlich, dass 
eine Überlastung des Gesundheitswesens abgewendet 
werden muss.

Die Inzidenzwerte im Landkreis Nordsachsen befinden sich 
bereits seit Mitte November im Landkreis Nordsachsen auf 
konstant hohem Niveau von über 150 Neuinfektionen auf 
100.000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen.

II.

1.
Das Landratsamt Nordsachsen ist gemäß den § 28 Abs. 
1 S. 2 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von 
Infektionskrankheiten – Infektionsschutzgesetz (IfSG) in 
Verbindung mit § 1 Abs. 1 S. 1 der Verordnung der Sächsi-
schen Staatsregierung und des Sächsischen Staatsminis-
teriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt 
zur Regelung der Zuständigkeiten nach dem Infektions-
schutzgesetz und für die Kostenerstattung für Impfungen 
und andere Maßnahmen der Prophylaxe (IfSGZuVO) sach-
lich und gemäß § 1 S. 1 des Gesetzes zur Regelung des Ver-
waltungsverfahrens- und Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung 
mit § 3 Abs. 1 Nr. 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes des 
Bundes (VwVfG) örtlich für den Erlass dieser Allgemeinver-
fügung zuständig.
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2.
Wegen des Erlasses als Allgemeinverfügung war eine vor-
herige Anhörung nicht erforderlich (§ 28 Abs. 2 Nr. 4 VwV-
fG) und zudem wegen der vorliegenden Eilbedürftigkeit (§ 
28 Abs. 2 Nr. 1 VwVfG ) auch nicht angezeigt.

3.
Rechtsgrundlage für die Anordnungen in den Ziffern 1 bis 
6 dieser Allgemeinverfügung ist § 28 Abs. 1 des Infektions-
schutzgesetzes. Nach dieser Vorschrift trifft die zuständige 
Behörde bei der Feststellung von Kranken, Krankheitsver-
dächtigen oder Ansteckungsverdächtigen die notwendigen 
Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den § 28a Abs. 1 
IfSG genannten, soweit und solange es zur Verhinderung 
der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich 
ist. In § 28a Abs. 1 IfSG sind einzelne Schutzmaßnahmen, 
etwa Ausgangs- und Kontaktbeschränkungen im öffent-
lichen Raum (Nr. 3), ein Abgabe- und Genussverbot von 
Alkohol (Nr. 9), Schließung und Beschränkungen von Ge-
meinschaftseinrichtungen (Nr. 10) sowie die Untersagung 
und Beschränkung von Sportveranstaltungen und der 
Sportausübung (Nr. 8) normiert, die bereits bei der Über-
schreitung eines Inzidenzwertes von 50 Neuinfektionen je 
100.000 Einwohner ergriffen werden können.

Die Voraussetzungen für den Erlass von – verschärfenden 
– Maßnahmen auf Grundlage des § 28 Abs. 1 IfSG unter
Beachtung der Vorgaben der Sächsischen Corona-Schutz-
Verordnung sind vorliegend erfüllt. Bei dem Coronavirus
handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinne des
§ 2 Nr. 1 IfSG, da es sich um einen vermehrungsfähigen
Agens (Virus) handelt, der bei Menschen eine Infektion
verursachen kann. Im Landkreis Nordsachsen kann und
konnte eine hohe Anzahl an Kranken und Krankheits- und
Ansteckungsverdächtigter im Sinne dieser Vorschrift fest-
gestellt werden.

In Übereinstimmung mit der Einschätzung des Robert-
Koch-Institutes gilt es zur Vermeidung einer akuten Ge-
sundheitsnotlage, durch eine erhebliche Reduzierung der 
Kontakte in der Bevölkerung insgesamt das Infektionsge-
schehen aufzuhalten und die Zahl der Neuinfektionen wie-
der in die nachverfolgbare Größenordnung von unter 50 
Neuinfektionen pro 100.000 Ein-wohner in einer Woche zu 
senken. Ohne solche Beschränkungen würde das weitere 
expo-nentielle Wachstum der Infiziertenzahlen unweiger-
lich binnen weniger Wochen zu einer Überforderung des 
Gesundheitssystems führen und die Zahl der schweren 
Verläufe und der Todesfälle würde erheblich ansteigen. 
Wesentlich ist es dabei auch, jetzt schnell zu reagieren. Je 
später die Infektionsdynamik umgekehrt wird, desto länger 
bzw. umfassender sind Beschränkungen erforderlich. 

Bund und Länder haben sich deshalb darauf verstän-
digt, dass gemäß der Hotspotstrategie in allen Hotspots, 
die bereits ab einer Inzidenz von 50 Neuinfektionen pro 
100.000 Einwohnern pro Woche anzunehmen sind, sofort 
ein konsequentes Beschränkungskonzept umgesetzt wer-
den muss. Bei weiter steigendem Infektionsgeschehen 
sind zusätzliche Maßnahmen er-forderlich. Bei besonders 
extremen Infektionslagen mit einer Inzidenz von über 200 
Neuinfektionen pro 100.000 Einwohnern pro Woche und 
diffusem Infektionsgeschehen sollen die umfassenden all-
gemeinen Maßnahmen nochmals erweitert werden, um 
kurzfristig eine deutliche Absenkung des Infektionsgesche-
hens zu erreichen. 

Vor diesem Hintergrund und zur Wahrung der Verhältnis-
mäßigkeit sieht § 8 SächsCoronaSchVO ein gestuftes Vor-
gehen nach § 28a Absatz 1 und 2 IfSG vor, das sich an dem 

tatsächlichen regionalen Infektionsgeschehen orientiert. In 
Anknüpfung an die Einschätzung des Robert-Koch-Institu-
tes und die länderübergreifenden Festlegungen wird die 
erste Stufe der verpflichtend vom Freistaat vorgegebenen 
verschärfenden Maßnahmen bei Überschreiten des Inzi-
denzwertes von 50 Neuinfektionen angesetzt. Für die die 
Grundrechte der Bürgerinnen und Bürger in besonderem 
Maße tangierenden Ausgangsbeschränkungen wird hin-
gegen ebenso wie für eine grundlegende Reduzierung der 
Teilnehmerzahl von Versammlungen ein Überschreiten des 
Inzidenzwertes von 200 Neuinfektionen gefordert. 

Die Vorschrift sieht in der letzten Stufe insbesondere die 
Anordnung durch die zuständigen kommunalen Behörden 
vor, die Teilnehmerzahl von Versammlungen zu beschrän-
ken und zeitlich befristet Ausgangsbeschränkungen zu er-
lassen. Das Verlassen der häuslichen Unterkunft erfordert 
dann einen triftigen Grund. 

Hierbei wird davon ausgegangen, dass die bislang getrof-
fenen anderen Schutzmaßnahmen nicht zum gewünschten 
Erfolg führten und damit eine wirksame Eindämmung der 
Verbreitung der COVID-19-Erkrankung erheblich gefähr-
det wäre. So ist anzunehmen, dass bei einem fünftägigen 
Überschreiten des Inzidenzwertes von 200 Neuinfektionen 
auf 100.000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen im 
Landkreis oder in einer Kreisfreien Stadt grundsätzlich die 
Gefahr einer Überlastung des Gesundheitswesens besteht 
und damit die Gesundheit der Bevölkerung konkret gefähr-
det ist. Im Vergleich dazu fordert das IfSG bereits bei Über-
schreitung des Schwellenwertes nur von über 50 Neuinfek-
tionen je 100.000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen 
umfassende Schutzmaßnahmen. Bei Überschreiten des In-
zidenzwertes von 200 Neuinfektionen über einen Zeitraum 
von fünf Tagen ist die Gefahr eines exponentiellen Wachs-
tums nach den aktuellen epidemiologischen Erkenntnissen 
jedenfalls evident. 

Um kurzfristige Schwankungen möglichst auszuschließen 
und im Interesse einer realitätsge-treuen Erfassung des In-
fektionsgeschehens werden für den zeitlichen Rahmen der 
Erfassung des Inzidenzwertes fünf Tage angesetzt.

Wenngleich im Landkreis Nordsachsen ein fünftägiges 
Überschreiten des Inzidenzwertes von 200 Neuinfektionen 
auf 100.000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen aktu-
ell nicht zu verzeichnen ist, so befinden sich die Inzidenz-
werte seit Mitte November im Landkreis Nordsachsen auf 
konstant hohem Niveau von über 150 Neuinfektionen auf 
100.000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen und ist eine 
stetig steigende Tendenz der Infektionsentwicklung in Rich-
tung eines regelmäßigen Überschreitens des Inzidenzwer-
tes von 200 Neuinfektionen auf 100.000 Einwohner inner-
halb von sieben Tagen zu verzeichnen und die Realisierung 
dessen zeitnah in Aussicht zu stellen.

Der aktuelle Inzidenzwert (Inzidenzwert vom 30. Novem-
ber 2020 : 162,3  auf 100.000 Einwohner) hat zudem den 
Inzidenzwert von 50 Neuinfektionen weit überschritten. So 
dass die in der ersten Stufe der verpflichtend vom Freistaat 
vorgegebenen verschärfenden Maßnahmen bei Über-
schreiten des Inzidenzwertes von 50 Neuinfektionen nicht 
ausreichen dürften, um das aktuelle Infektionsgeschehen 
im Landkreis Nordsachsen in hinreichendem Maße einzu-
dämmen. Mithin sind weitere in der Sächsischen Corona-
Schutz-Verordnung aufgeführte Maßnahmen zur Eindäm-
mung des Pandemiegeschehens zu ergreifen.

Den Vorgaben der Sächsischen Corona-Schutz-Verordnung 
folgend, werden daher die in Ziffer 1 bis 6 verfügten Maß- 
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nahmen angeordnet. Diese dienen ausnahmslos der Ver-
hinderung der weiteren Verbreitung und Übertragung 
der Krankheit und der Vermeidung einer Überlastung 
des Gesundheitsversorgungssystems. Insbesondere sol-
len durch die Maßnahmen die Kontakte von Menschen 
untereinander und damit die angesichts der hohen Fall-
zahlen bestehende hohe Wahrscheinlichkeit einer Über-
tragung der Krankheit weiter und verstärkt unterbunden 
werden. Soweit Kontakte einer Vielzahl von Personen in 
spezifischen Bereichen (etwa in der Schule und zu Zwe-
cken der Religionsausübung) in größerem Maße gestat-
tet werden,  sind hierbei die Vorgaben hinsichtlich der 
Personenanzahl sowie die weiteren Schutzmaßnahmen 
zu befolgen und umzusetzen. Hierdurch soll unter Beach-
tung der Rechte der Betroffenen das Risiko einer Über-
tragung verhindert oder zumindest auf ein Mindestmaß 
reduziert werden. 

Die angeordneten Maßnahmen sind angemessen und 
verhältnismäßig. Mildere, aber gleich wirksame Mittel zur 
Erreichung des Ziels (Unterbrechung von Übertragungs-
wegen von SARS-CoV-2, Schutz des Gesundheitssystems) 
waren nicht ersichtlich. Dabei wird nicht verkannt, dass 
durch die Maßnahmen teils stark in die Rechte der Betrof-
fenen eingegriffen wird.  Diesem erheblichen Eingriff steht 
jedoch das noch gewichtigere Allgemeininteresse (Schutz 
von Leben und Gesundheit und der Gesundheitsversor-
gung) entgegen. Die steigenden Infektionszahlen, insbe-
sondere die stetige Tendenz der Entwicklung dieser Zahlen 
in Richtung eines sich manifestierenden Inzidenzwertes 
von 200,  gaben und geben mithin Anlass, über die bereits 
verpflichtend bestehenden Einschränkungen hinaus weite-
re Maßnahmen zur Eindämmung des Coronavirus in Form 
der angeordneten Maßnahmen zu ergreifen. 

Trotzdem die SächsCoronaSchVO bestimmte, im Rahmen 
dieser Allgemeinverfügung festgelegte Maßnahmen erst 
ab einem Inzidenzwert von 200 als verpflichtend vorsieht, 
so sieht der Landkreis Nordsachsen keine andere Mög-
lichkeit, als mittels der unter Ziffer 1 bis 6 verfügten Maß-
nahmen den kontinuierlichen Anstieg der Infektionszahlen 
auszubremsen um die Nachverfolgung aller Infizierten vor 
Ort zu gewährleisten und die Infektionskontrolle wieder 
vollständig zu ermöglichen. 

Im Landkreis Nordsachsen nährt sich der Inzidenzwert ten-
denziell der 200er-Schwelle stetig an. Eine Verlangsamung 
oder gar Rückläufigkeit dieser Entwicklung ist aktuell nicht 
zu eruieren. Insoweit haben die bereits mit der bis zum 30. 
November 2020 geltenden SächsCoronaSchVO (vom 10. 
November 2020) eingeleiteten Maßnahmen zur Eindäm-
mung des Pandemiegeschehens die erforderliche Stabi-
lisierung der Infektionszahlen auf niedrigem Niveau nicht 
bewirkt. 

Neben den Infektionszahlen auf hohem Niveau kommt er-
schwerend hinzu, dass das Gesundheitssystem, insbeson-
dere im Freistaat Sachsen, der von der Pandemie aktuell 
besonders betroffen ist, vor einer Überlastung dringend 
zu schützen ist. Die Zahl der Covid-19-Patienten auf säch-
sischen Intensivstationen ist in den vergangenen Tagen 
stetig angestiegen. In Sachsen muss zudem derzeit mehr 
als die Hälfte der Covid-19-Patienten auf Intensivstationen 
invasiv beatmet werden. In den Landkreisen Mittelsachsen 
und Meißen sowie Bautzen sind nur noch wenige bzw. kei-
ne Intensivbetten verfügbar, so dass es zu Umverteilungen 
von Patienten kommt bzw. diese in andere, freie Kranken-
häuser, verlegt werden müssen. Dies führt letztlich dazu, 
dass der Anteil an verfügbaren Intensivbetten in allen 
sächsischen Landkreisen kontinuierlich sinkt.   

Allein im Landkreis Nordsachsen ist der Anteil der CO-
VID-19 Patienten an der Gesamtzahl der Intensivbetten von 
knapp 2 % (per 13.11.2020 1,82 %) auf zwischenzeitlich über 
8 % (per 28.11.2020 8,33 %) binnen der letzten 14 Tagen 
angestiegen, wobei zu berücksichtigen gilt, dass Patien-
ten und Patientinnen aus Nordsachsen auch in den Ver-
sorgungszentren in Leipzig behandelt werden. Dies zeigt, 
dass trotz Unterschreitens des Inzidenzwertes von 200 die 
Belastungen im Gesundheitssystem bedenklich und konti-
nuierlich zunehmen. 

Aufgrund des derzeit im Landkreis Nordsachsen bestehen-
den diffusen Infektionsgeschehens ist zudem das vorhan-
dene Personal im Gesundheits- und Pflegebereich nicht 
kontinuierlich und vollumfassend verfügbar, da auch in die-
ser Bevölkerungsgruppe das Infektionsgeschehen tenden-
ziell ansteigt. Bereits jetzt werden immer wieder Infektio-
nen mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2 bei medizinischem 
und pflegerischem Personal festgestellt. Letztlich stehen 
die betroffenen Personen, welche im Gesundheitswesen 
einen wesentlichen Beitrag zur Bekämpfung der Pandemie 
leisten, dann dem System (zumindest zeitweise) nicht zur 
Verfügung, was zu einer weiteren Verschärfung der Belas-
tungssituation im Gesundheitssektor führt.
Insoweit ist die aktuell im Freistaat Sachsen, mithin auch 
im Landkreis Nordsachsen, drohende Überlastung des Ge-
sundheitssystems zwingend abzuwenden. 

Diese Allgemeinverfügung gilt zunächst bis zum 28. De-
zember 2020. Die Notwendigkeit der Aufrechterhaltung 
der Maßnahmen wird fortlaufend geprüft (§ 8 Abs. 1 S. 3 
SächsCoronaSchVO). In Abhängigkeit von der Entwicklung 
des regionalen Infektionsgeschehens können die Maßnah-
men dementsprechend aufgehoben oder aber noch ver-
stärkt werden.

Die Allgemeinverfügung gilt zunächst vom Tag nach ihrer öf-
fentlichen Bekanntmachung, dem 01.12.2020 bis einschließ-
lich 28. Dezember 2020 und ist gemäß § 28 Abs. 3 IfSG in Ver-
bindung mit § 16 Abs. 8 IfSG kraft Gesetzes sofort vollziehbar.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Allgemeinverfügung des Landratsamtes 
Nordsachsen kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch erho-
ben werden beim Landratsamt Nordsachsen, Schloßstraße 
27 in 04860 Torgau oder den Außenstellen 

Südring 17, 04860 Torgau,
Fischerstraße 26, 04860 Torgau,

Richard-Wagner-Straße 7a und 7b, 04509 Delitzsch,
Dr.-Belian-Straße 1, 4 und 5, 04838 Eilenburg,

Friedrich-Naumann-Promenade 9, 04758 Oschatz.

Die Schriftform kann durch die elektronische Form ersetzt 
werden. Der elektronischen Form genügt ein Dokument, das 
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist 
und an die Adresse eu.dlr@lra-nordsachsen.de gesendet 
wird. Die Schriftform kann auch ersetzt werden durch die 
Versendung eines elektronischen Dokuments mit der Ver-
sandart nach § 5 Abs. 5 des De-Mail-Gesetzes. Die De-Mail-
Adresse lautet: poststelle@lra-nordsachsen.de-mail.de.

Torgau, der 30.11.2020

Kai Emanuel
Landrat
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Hinweise:

Gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wer einer voll-
ziehbaren Anordnung nach § 28 Abs. 1 S. 2 zuwiderhan-
delt. Im Fall einer fahrlässigen Handlung ist die Strafe nach 
§ 75 Abs. 4 IfSG eine Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder
eine Geldstrafe.

Widerspruch und Klage gegen die Anordnungen in den 
Ziffern 1 bis 7 dieser Allgemeinverfügung haben nach § 
28 Abs. 3 IfSG in Verbindung mit § 16 Abs. 8 IfSG keine 
aufschiebende Wirkung. Eine ganz oder teilweise Anord-
nung der aufschiebenden Wirkung kann aufgrund eines 
in schriftlicher oder elektronischer Form oder zur Nieder-
schrift des Urkundsbeamten gestellten Antrages bei dem 
Verwaltungsgericht Leipzig, Rathenaustraße 40, 04179 
Leipzig, erfolgen. Die elektronische Erhebung des Antrages 
ist nach Maßgabe des § 55 a der Verwaltungsgerichtsord-
nung (VwGO) sowie der Elektronischer-Rechtsverkehr-Ver-
ordnung (ERVV) in der jeweils geltenden Fassung möglich.

Diese Allgemeinverfügung ist gemäß der Bekanntma-
chungssatzung des Landkreises Nordsachsen als Notbe-
kanntmachung in der Veröffentlichung auf der Internetseite 
des Landkreises Nordsachsen (www.landkreis-nordsach-
sen.de) einzusehen.

Landratsamt des Landkreises Nordsachsen

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG)

Absonderung von Kontaktpersonen der Kategorie I, 
von Verdachtspersonen und von positiv  

auf das Coronavirus getesteten Personen

Das Landratsamt des Landkreises Nordsachsen erlässt auf 
Grundlage des § 28 Abs. 1 S. 1, § 29 Abs. 1 und 2, § 30 Abs. 
1 Satz 2  des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von 
Infektionskrankheiten – Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 
20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045) in Verbindung mit § 1 Absatz
1 Satz 1 der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung
und des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und
Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Regelung der Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz und für die
Kostenerstattung für Impfungen und andere Maßnahmen
der Prophylaxe vom 9. Januar 2019 (SächsGVBl. S. 83) die
nachfolgende

Allgemeinverfügung

1. Begriffsbestimmung

Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten, soweit 
nicht anders angegeben, für folgende Personen (betroffene 
Personen):

1.1.	 Personen, denen vom Gesundheitsamt oder auf 
Veranlassung des Gesundheitsamtes mitgeteilt 
wurde, dass sie aufgrund eines engen Kontakts 
zu einem bestätigten Fall von COVID-19 nach den 
jeweils geltenden Kriterien des Robert Koch-Insti-
tuts Kontaktpersonen der Kategorie I sind;

1.2.	 Personen, die Erkrankungszeichen zeigen, die auf 
eine SARS-CoV-2-Infektion hindeuten, und für die 
entweder das Gesundheitsamt eine Testung auf 
SARS-CoV-2 angeordnet hat oder die sich auf-

grund der Erkrankungszeichen nach ärztlicher Be-
ratung einer Testung auf SARS-CoV-2 unterzogen 
haben (Verdachtspersonen).

1.3.	 Personen, die Kenntnis davon haben, dass eine 
nach Inkrafttreten dieser Allgemeinverfügung bei 
ihnen vorgenommene molekularbiologische Un-
tersuchung auf das Vorhandensein von Coronavi-
rus SARS-CoV-2 oder ein nach Inkrafttreten dieser 
Allgemeinverfügung bei ihnen vorgenommener 
Antigentest für den direkten Erregernachweis von 
SARS-CoV-2 ein positives Ergebnis aufweist (po-
sitiv getestete Personen) und die weder Kontakt-
personen der Kategorie I nach Nr. 1.1 dieser Allge-
meinverfügung noch Verdachtspersonen nach Nr. 
1.2 dieser Allgemeinverfügung sind.

1.4.	 Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gel-
ten zudem für betroffene Personen, die nicht ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt im Landkreis Nordsach-
sen haben oder zuletzt hatten, wenn der Anlass für 
die Amtshandlung im Landkreis Nordsachsen her-
vortritt. In diesen Fällen wird das örtlich zuständi-
ge Gesundheitsamt unverzüglich unterrichtet. Die 
Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten so 
lange fort, bis das örtlich zuständige Gesundheits-
amt etwas Anderes entscheidet.

2. Vorschriften zur Absonderung

2.1. Anordnung der Absonderung:

2.1.1. Kontaktpersonen der Kategorie I müssen sich un-
verzüglich nach der Mitteilung des Gesundheits-
amts oder der Mitteilung auf Veranlassung des 
Gesundheitsamts gemäß Nr. 1.1 und bis zum Ab-
lauf des 14. Tages nach dem vom Gesundheits-
amt mitgeteilten letzten Kontakt mit einem be-
stätigten COVID-19-Fall absondern, sofern keine 
anderweitige Anordnung des Gesundheitsamtes 
erfolgt. Das Gesundheitsamt nimmt die Kontakt-
daten auf und belehrt die Kontaktpersonen un-
verzüglich schriftlich oder elektronisch über die 
einzuhaltenden Maßnahmen.

2.1.2. Verdachtspersonen müssen sich unverzüglich 
nach der Mitteilung des Gesundheitsamts über 
die Anordnung der Testung oder, wenn eine sol-
che Anordnung nicht erfolgt ist, unverzüglich 
nach Vornahme der Testung absondern. Für den 
Zeitraum der Durchführung einer Testung außer-
halb des Absonderungsortes gilt die Absonde-
rung als aufgehoben. Das Gesundheitsamt oder 
der Arzt, der die Beratung vor der Testung vor-
nimmt, informieren die Verdachtsperson schrift-
lich oder elektronisch über die Verpflichtung zur 
Absonderung. Wird von einem Arzt eine Testung 
im Rahmen eines Hausbesuchs oder in der Pra-
xis vorgenommen, so ist die Verdachtsperson 
durch diesen bei der Testabnahme über die Ver-
pflichtung zur Absonderung schriftlich oder elek-
tronisch durch Übermittlung des Tenors dieser 
Allgemeinverfügung und gegebenenfalls ande-
rer Materialien zu informieren. Verdachtsperso-
nen sind gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. t IfSG 
dem Gesundheitsamt zu melden.

2.1.3. Positiv getestete Personen müssen sich unver-
züglich nach Kenntniserlangung des positiven 
Testergebnisses absondern. Die das Testergeb- 
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nis bekanntgebende Stelle informiert bei Be-
kanntgabe des Testergebnisses die positiv getes-
teten Personen schriftlich oder elektronisch über 
die Verpflichtung zur Absonderung. Die Melde-
pflichten gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. t und § 
7 Abs. 1 Nr. 44a IfSG bleiben davon unberührt. 
Die positiv getestete Person ist verpflichtet, sich 
beim Gesundheitsamt zu melden und über das 
Testergebnis zu informieren.

2.2.	 Die Absonderung hat in einer Wohnung oder ei-
nem anderweitig räumlich abgrenzbaren Teil ei-
nes Gebäudes zu erfolgen.

2.3.	 Kontaktpersonen der Kategorie I, Verdachtsperso-
nen und positiv getestete Personen dürfen wäh-
rend der Zeit der Absonderung die Wohnung nicht 
ohne ausdrückliche Zustimmung des Gesund-
heitsamtes verlassen. Der zeitweise Aufenthalt 
in einem zur Wohnung gehörenden Garten, einer 
Terrasse oder eines Balkons ist nur alleine gestat-
tet. Verdachtspersonen dürfen die Wohnung für 
die nach Nr. 1.2 vom Gesundheitsamt angeordne-
te Testung verlassen.

2.4.	 In der gesamten Zeit der Absonderung muss eine 
räumliche oder zeitliche Trennung von anderen im 
Hausstand des Betroffenen lebenden Personen si-
chergestellt sein. Eine „zeitliche Trennung“ kann 
z. B. dadurch erfolgen, dass die Mahlzeiten nicht
gemeinsam, sondern nacheinander eingenom-
men werden. Eine „räumliche Trennung“ kann z.
B. dadurch erfolgen, dass sich die betroffene Per-
son in einem anderen Raum als die anderen Haus-
standsmitglieder aufhält.

2.5.	 Während der Absonderung darf die betroffene 
Person keinen Besuch durch Personen, die nicht 
zum selben Hausstand gehören, empfangen. Das 
Gesundheitsamt kann im begründeten Einzelfall 
eine andere Entscheidung treffen.

3. Hygieneregeln während der Absonderung

3.1.	 Die Kontaktperson der Kategorie I, die Verdachts-
person oder die positiv getestete Person sowie 
ggf. auch die weiteren im Hausstand lebenden 
Personen werden vom Gesundheitsamt belehrt 
und hinsichtlich geeigneter Hygiene- und Schutz-
maßnahmen, insbesondere zur Verhinderung ei-
ner weiteren Verbreitung der Infektionen, infor-
miert.

3.2.	 Die Hinweise des Gesundheitsamts zu den Hygie-
ne- und Schutzmaßnahmen sind zu beachten.

4. Maßnahmen während der Absonderung
von Kontaktpersonen der Kategorie I

4.1. 	 Das Gesundheitsamt soll den Kontakt mit der Kon-
taktperson der Kategorie I aktiv aufnehmen und 
pflegen. Die Kontaktaufnahme erfolgt per Telefon, 
hilfsweise durch elektronische Kommunikations-
mittel wie z. B. E-Mail oder andere digitale Medien.

4.2. Während der Zeit der Absonderung hat die Kon-
taktperson der Kategorie I ein Tagebuch zu führen, 
in dem – soweit möglich – zweimal täglich die 
Körpertemperatur und – soweit vorhanden – der 

Verlauf von Erkrankungszeichen sowie allgemeine 
Aktivitäten und der Kontakt zu weiteren Personen 
festzuhalten sind. Auf Verlangen des Gesundheits-
amtes hat die Kontaktperson der Kategorie I Infor-
mationen aus dem Tagebuch mitzuteilen.

4.3. 	 Während der Absonderung hat die Kontaktperson 
der Kategorie I Untersuchungen (z. B. ärztliche 
Konsultationen und Diagnostik) und die Entnah-
me von Untersuchungsmaterial durch Beauftrag-
te des Gesundheitsamtes an sich vornehmen zu 
lassen. Dies betrifft insbesondere Abstriche von 
Schleimhäuten und Blutentnahmen.

4.4.	 Sollte die Aufrechterhaltung des Geschäftsbe-
triebs in einem Unternehmen der kritischen Inf-
rastruktur oder des Dienstbetriebs einer Behörde 
trotz Ausschöpfung aller organisatorischen Mög-
lichkeiten, wie der Umsetzung von Personal aus 
anderen Bereichen, durch die Absonderung ge-
fährdet sein, kann bei Kontaktpersonen der Kate-
gorie I im Einzelfall unter Beachtung von Auflagen 
zur Einhaltung der Infektionshygiene zum Schutz 
anderer Mitarbeiter von der Anordnung der Ab-
sonderung abgewichen werden. Die Entscheidung 
trifft das zuständige Gesundheitsamt, ggf. nach 
Rücksprache mit dem betriebsärztlichen Dienst 
und der Betriebs- oder Behördenleitung.

5. Weitergehende Regelungen während der Absonderung

5.1.	 Wenn Kontaktpersonen der Kategorie I Krankheits-
zeichen zeigen, die mit einer SARS-CoV-2-Infekti-
on vereinbar sind, oder wenn sich bei Verdachts-
personen der Gesundheitszustand verschlechtert, 
haben sie das Gesundheitsamt unverzüglich tele-
fonisch, hilfsweise durch elektronische Kommuni-
kationsmittel wie z. B. E-Mail oder andere digitale 
Medien zu kontaktieren.

5.2.	 Sollte während der Absonderung eine weiterge-
hende medizinische Behandlung oder ein Ret-
tungstransport erforderlich werden, muss die 
betroffene Person vorab telefonisch die versor-
gende Einrichtung oder den Rettungsdienst über 
den Grund der Absonderung informieren. Das Ge-
sundheitsamt ist zusätzlich vorab zu unterrichten.

5.3.	 Ist die betroffene Person minderjährig oder ist 
eine Betreuerin oder ein Betreuer gesetzlich be-
stimmt, sind die Personensorgeberechtigten für 
die Einhaltung der Absonderung verantwortlich.

6. Vorschriften zur Absonderung

6.1.	 Bei Kontaktpersonen der Kategorie I, bei denen
kein positives Testergebnis auf das Vorhandensein 
von Coronavirus SARS-CoV-2 vorliegt, endet die 
Absonderung, wenn der enge Kontakt zu einem 
bestätigten COVID-19-Fall mindestens 14 Tage zu-
rückliegt und während der Absonderung keine für 
COVID-19 typischen Krankheitszeichen aufgetre-
ten sind, soweit das Gesundheitsamt nichts Ande-
res angeordnet hat.

6.2.	 Im Fall eines positiven Testergebnisses endet die 
Absonderung bei asymptomatischem Krankheits-
verlauf frühestens zehn Tage nach Erstnachweis 
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des Erregers (in der Regel 14 Tage), bei leicht sym-
ptomatischem Krankheitsverlauf frühestens zehn 
Tage (in der Regel 14 Tage) nach Symptombeginn 
und Symptomfreiheit seit mindestens 48 Stunden 
(definiert als nachhaltige Besserung der akuten 
COVID-19-Symptomatik gemäß ärztlicher Beurtei-
lung). Hierüber entscheidet das Gesundheitsamt.

6.3.	 Bei Verdachtspersonen endet die Absonderung 
mit dem Vorliegen eines negativen Testergebnis-
ses, spätestens jedoch mit Ablauf des fünften Ta-
ges nach dem Tag der Testung. Das negative Tes-
tergebnis ist auf Verlangen der Verdachtsperson 
schriftlich oder elektronisch zu bestätigen. Ist das 
Testergebnis der Verdachtsperson positiv, wird 
die Absonderung fortgesetzt und das zuständige 
Gesundheitsamt trifft die notwendigen Anord-
nungen. Die Absonderung endet bei asymptoma-
tischem Krankheitsverlauf frühestens zehn Tage 
nach Erstnachweis des Erregers (in der Regel 14 
Tage), bei leicht symptomatischem Krankheitsver-
lauf frühestens zehn Tage (in der Regel 14 Tage) 
nach Symptombeginn und Symptomfreiheit seit 
mindestens 48 Stunden (definiert als nachhaltige 
Besserung der akuten COVID-19-Symptomatik ge-
mäß ärztlicher Beurteilung). Hierüber entscheidet 
das Gesundheitsamt.

6.4.	 Bei positiv getesteten Personen endet die Abson-
derung bei asymptomatischem Krankheitsverlauf 
frühestens zehn Tage nach Erstnachweis des Er-
regers (in der Regel 14 Tage), bei leicht sympto-
matischem Krankheitsverlauf frühestens zehn 
Tage (in der Regel 14 Tage) nach Symptombeginn 
und Symptomfreiheit seit mindestens 48 Stunden 
(definiert als nachhaltige Besserung der akuten 
COVID-19-Symptomatik gemäß ärztlicher Beurtei-
lung). Das Gesundheitsamt trifft die notwendigen 
Anordnungen und entscheidet über die Beendi-
gung der Absonderung.

7. Ordnungswidrigkeit

Ein Verstoß gegen diese Allgemeinverfügung kann nach 
§ 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG als Ordnungswidrigkeit geahndet
werden.

8. Sofortige Vollziehbarkeit,
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort voll-
ziehbar. Sie tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft.

Gründe

I.
Nach § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG trifft die zuständige Behörde die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den 
§§ 29 bis 31 IfSG genannten, wenn Kranke, Krankheitsver-
dächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider fest-
gestellt werden, soweit und solange es zur Verhinderung
der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist.
Die Zuständigkeit des Landkreises Nordsachsen ergibt sich
aus § 1 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung der Sächsischen
Staatsregierung und des Sächsischen Staatsministeriums
für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Re-
gelung der Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzge-
setz und für die Kostenerstattung für Impfungen und ande-
re Maßnahmen der Prophylaxe.

Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserre-
ger im Sinn des § 2 Nr. 1 IfSG, der sich in kurzer Zeit welt-
weit verbreitet. Es war zu beobachten, dass es auch im 
Landkreis Nordsachsen zu einer raschen Verbreitung der 
Infektion in der Bevölkerung gekommen ist. Insbesondere 
bei älteren Menschen und Vorerkrankten besteht ein sehr 
hohes Erkrankungsrisiko.

Mit Hilfe von zum Teil einschneidenden Maßnahmen ist es 
gelungen, die Zahl der Neuinfektionen mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2 sowie die Letalitätsrate aufgrund einer 
COVID-19-Erkrankung erheblich zu verringern. Da derzeit 
kein Impfstoff für die gesamte Bevölkerung und keine wirk-
same Therapie zur Verfügung stehen, besteht die Gefahr ei-
ner Verstärkung des Infektionsgeschehens mit erheblichen 
Folgen für Leben und Gesundheit der Bevölkerung und 
einer möglichen Überforderung des Gesundheitssystems 
unvermindert fort.

Nach der Risikobewertung des Robert Koch-Instituts han-
delt es sich weltweit und in Deutschland nach wie vor um 
eine sehr dynamische und ernst zu nehmende Situation. 
Die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in 
Deutschland wird nach wie vor insgesamt als hoch, für Ri-
sikogruppen als sehr hoch eingeschätzt.

Gerade angesichts schwerer und lebensbedrohender 
Krankheitsverläufe muss es Ziel sein, durch geeignete 
Maßnahmen wie eine Absonderung von Kontaktpersonen 
mit engem Kontakt zu COVID-19-Fällen, von Verdachtsper-
sonen, die aufgrund einschlägiger Symptomatik auf SARS-
CoV-2 getestet werden und von Personen, die positiv auf 
das Vorhandensein des Coronavirus SARS-CoV-2 getestet 
wurden, eine Ausbreitung der Infektion mit SARS-CoV-2 so-
weit wie möglich zeitlich zu verlangsamen. Nur so können 
auch die Risikogruppen ausreichend geschützt werden. Die 
Absonderung ist dabei aus infektionsmedizinischer Sicht 
eine entscheidende Maßnahme zur Unterbrechung mögli-
cher Infektionsketten.

Zu Nr. 1:
Unter die Definition einer Kontaktperson der Kategorie I fal-
len die Personen, die einen engen Kontakt zu COVID-19-Er-
krankten im Sinn der Empfehlungen „Kontaktpersonen-
nachverfolgung bei respiratorischen Erkrankungen durch 
das Coronavirus SARS-CoV-2“ des Robert Koch-Instituts 
vom 18. März 2020 gehabt haben. In der vorgenannten 
Empfehlung werden die entsprechenden Übertragungs-
wege der Erkrankung berücksichtigt und mögliche Expo-
sitionsszenarien benannt. Voraussetzung der Verpflichtung 
zur Absonderung ist, dass die betreffende Person durch 
das Gesundheitsamt als Kontaktperson der Kategorie I 
identifiziert wurde und eine entsprechende Mitteilung des 
Gesundheitsamts erhalten hat.

Unter Verdachtsperson werden Personen verstanden, die 
Erkrankungszeichen zeigen, die mit einer SARS-CoV-2-In-
fektion vereinbar sind und für die entweder vom Gesund-
heitsamt eine Testung auf SARS-CoV-2 angeordnet wurde 
oder die sich nach ärztlicher Beratung einer solchen Tes-
tung unterzogen haben.

Positiv getestete Personen sind alle Personen, die Kenntnis 
davon haben, dass eine nach Inkrafttreten dieser Allgemein-
verfügung bei ihnen vorgenommene molekularbiologische 
Untersuchung auf das Vorhandensein von Coronavirus 
SARS-CoV-2 bzw. ein nach Inkrafttreten dieser Allgemein-
verfügung bei ihnen vorgenommener Antigentest für den 
direkten Erregernachweis von SARS-CoV-2 ein positives 
Ergebnis aufweist. Kontaktpersonen der Kategorie I und 
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Verdachtspersonen werden aus der Definition positiv ge-
testeter Personen ausgenommen, da Kontaktpersonen der 
Kategorie I und Verdachtspersonen nach dieser Allgemein-
verfügung bereits zeitlich vor der Kenntnis eines positiven 
Testergebnisses zur Absonderung verpflichtet sind und die 
Pflicht zur Absonderung für diese Personen mit Kenntnis 
des positiven Testergebnisses fortdauert.

Das Gesundheitsamt des Landkreises Nordsachsen ist für 
den Vollzug des Infektionsschutzgesetzes zuständig. Die 
örtliche Zuständigkeit besteht für betroffene Personen, die 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Landkreis Nordsachsen 
haben oder zuletzt hatten. Dies entspricht regelmäßig dem 
Wohnsitz der Personen.

Bei Gefahr im Verzug gilt eine Notzuständigkeit auf der 
Grundlage des § 3 Abs. 4 Verwaltungsverfahrenssetz in 
Verbindung mit § 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für den Freistaat Sachsen auch für betroffene Personen, 
die nicht ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Landkreis 
Nordsachsen haben oder zuletzt hatten. Unaufschiebbare 
Maßnahmen müssen danach durch das örtliche Gesund-
heitsamt getroffen werden, in dessen Bezirk der Anlass für 
die Amtshandlung hervortritt. In Anbetracht der genann-
ten erheblichen Gefahren für die Gesundheit, die körper-
liche Unversehrtheit und das Leben zahlreicher Personen 
durch schwere und lebensbedrohende Krankheitsverläufe 
besteht Gefahr in Verzug bei allen betroffenen Personen, 
für die im Landkreis Nordsachsen der Anlass für die Ab-
sonderung hervortritt. Die sofortige Entscheidung ist zur 
Verhinderung der weiteren Verbreitung des Coronavirus 
SARS-CoV-2 und damit im öffentlichen Interesse notwen-
dig. Die Zuständigkeit endet dort, wo die eigentlich zu-
ständige Behörde wieder handlungsfähig ist. Das eigent-
lich örtlich zuständige Gesundheitsamt wird unverzüglich 
unterrichtet.

Zu Nr. 2:
Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitser-
reger im Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG, der sich im Landkreis 
Nordsachsen stark ausgebreitet hat. Da die Infektion mit 
SARS-CoV-2 über Tröpfchen, z. B. durch Husten und Nie-
sen, erfolgt, kann es über diesen Weg zu einer Übertragung 
von Mensch zu Mensch kommen. Prinzipiell ist auch eine 
Übertragung durch Schmierinfektion/Infektion durch kon-
taminierte Oberflächen nicht auszuschließen. Beide Über-
tragungswege sind bei der Festlegung erforderlicher Maß-
nahmen daher zu berücksichtigen.

Nach derzeitigem Wissen kann die Inkubationszeit bis zu 
14 Tage betragen. Daher müssen alle Personen, die in den 
letzten 14 Tagen einen engen Kontakt im Sinne der Emp-
fehlungen des Robert Koch-Instituts mit einem COVID-
19-Fall hatten, abgesondert werden. Da nicht nur bereits
Erkrankte bzw. Personen mit charakteristischen Sympto-
men, sondern auch infizierte Personen, die noch keine
Krankheitszeichen zeigen, das Virus übertragen können,
ist eine Absonderung in jedem Fall erforderlich. Nur so
können die Weitergabe von SARS-CoV-2 an Dritte wirk-
sam verhindert und Infektionsketten unterbrochen wer-
den. Von besonderer Bedeutung ist dabei, dass die Betrof-
fenen sich räumlich und zeitlich konsequent von Personen 
des eigenen Hausstands als auch weiteren Personen ge-
trennt halten. Nur so kann ein Kontakt von Dritten mit
potentiell infektiösen Sekreten und Körperflüssigkeiten
ausgeschlossen werden. Durch eine schnelle Identifizie-
rung und Absonderung von engen Kontaktpersonen der
Kategorie I durch das Gesundheitsamt wird sichergestellt,
dass möglichst keine unkontrollierte Weitergabe des Vi-
rus erfolgt.

Das Gesundheitsamt nimmt aktiv Kontakt mit den Betroffe-
nen auf, belehrt sie über die Hygiene- und Schutzmaßnah-
men und übermittelt entsprechendes Informationsmaterial. 
Vor diesem Hintergrund ist die zeitlich befristete Anord-
nung einer Absonderung aus medizinischer und rechtli-
cher Sicht verhältnismäßig und gerechtfertigt.

Zur Eindämmung von Infektionen ist es zudem erforderlich, 
dass sich auch Verdachtspersonen mit Erkrankungssymp-
tomen, für die aufgrund dieser medizinischen Indikation 
entweder vom Gesundheitsamt eine Testung angeordnet 
wurde oder die sich nach ärztlicher Beratung einer Testung 
unterzogen haben, zunächst in Absonderung begeben. 
Das Gesundheitsamt oder der beratende Arzt haben die 
Verdachtsperson über die Verpflichtung zur Quarantäne zu 
informieren. Die Meldepflicht nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
1 Buchst. t und § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 44a IfSG, die auch 
in Fällen gilt, in denen die betreffende Person nicht bereit 
ist, sich freiwillig einer Testung zu unterziehen, bleibt unbe-
rührt. Für Personen, die sich ohne Erkrankungssymptome 
einer lediglich aus epidemiologischer Indikation vorsorg-
lich vorgenommenen Testung (etwa einer sogenannten 
„Reihentestung“) unterziehen, gilt die Pflicht zur Absonde-
rung nach dieser Allgemeinverfügung nicht, solange kein 
positives Testergebnis vorliegt.

Zur Eindämmung der Infektion ist es darüber hinaus unab-
dingbar, dass sich Personen, bei denen eine molekularbio-
logische Untersuchung das Vorhandensein von Corona-
virus-SARS-CoV2 bestätigt hat, unverzüglich absondern, 
nachdem sie von dem positiven Testergebnis Kenntnis 
erlangt haben.  Die Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 kann auch durch asymptomatische Personen über-
tragen werden. Liegt ein positives Testergebnis vor, beste-
hen dringende Anhaltspunkte für eine Infektion. Hierbei 
kommt es nicht darauf an, wo und aus welchem Anlass die 
Testung vorgenommen wurde.

Durch die Ausweitung von Testmöglichkeiten und die 
unterschiedlichen Anbieter von Testungen kann trotz der 
nach dem Infektionsschutzgesetz bestehenden Melde-
pflichten nicht ausgeschlossen werden, dass die positiv 
getestete Person von dem Ergebnis der Testung schneller 
erfährt als das zuständige Gesundheitsamt auf dem Melde-
weg nach dem Infektionsschutzgesetz. Zudem unterliegen 
Personen, die außerhalb des Gebietes der Bundesrepublik 
Deutschland Testungen vornehmen, nicht dem Meldeweg 
des Infektionsschutzgesetzes. Es ist daher erforderlich, 
dass positiv getestete Personen von sich aus das zustän-
dige Gesundheitsamt über das positive Testergebnis infor-
mieren. Das Gesundheitsamt trifft dann die weiteren An-
ordnungen.

Zu Nr. 3:
Um eine Weitergabe des Virus zu vermeiden, müssen 
die in ihrer Wirksamkeit anerkannten Hygieneregeln und 
Schutzmaßnahmen durch die Kontaktpersonen der Kate-
gorie I, Verdachtspersonen und positiv getestete Personen 
zuverlässig eingehalten werden. Dies trifft auch auf die mit 
der Kontaktperson, der Verdachtsperson oder der positiv 
getesteten Person in einem Hausstand lebenden Personen 
zu. Hierzu ist eine umfassende Belehrung durch das Ge-
sundheitsamt vorgesehen.

Zu Nr. 4:
Um zeitkritisch die weitere gesundheitliche Entwicklung 
bei den Kontaktpersonen der Kategorie I, die ein höheres 
Krankheitsrisiko für COVID-19 haben, nachvollziehen zu 
können, müssen Kontaktperson und Gesundheitsamt re-
gelmäßigen Kontakt halten. Ideal ist in diesem Fall ein täg-
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licher Kontakt. Zur Bestätigung einer COVID-19-Erkrankung 
muss das Gesundheitsamt eine entsprechende Diagnos-
tik bzw. die Entnahme von Proben (z. B. Abstriche der Ra-
chenwand) veranlassen können. Das zu führende Tagebuch 
unterstützt die Kontaktpersonen, frühzeitig Krankheitssym-
ptome zu erkennen und ermöglicht dem Gesundheitsamt 
gesundheitliche Risiken von anderen Personen, z. B. der 
Haushaltsangehörigen, sowie den Verlauf der Absonde-
rung bzw. Erkrankung einschätzen zu können.

Für Fälle, in denen die Absonderung von Kontaktpersonen 
der Kategorie I den Dienst- oder Geschäftsbetrieb von Be-
hörden oder Unternehmen der kritischen Infrastruktur ge-
fährdet, ist die Möglichkeit einer Ausnahmeregelung im 
Einzelfall vorgesehen, die mit den notwendigen Auflagen 
zum Schutz anderer Mitarbeiter von Infektionen verbunden 
werden soll. Zu den Bereichen der kritischen Infrastruktur im 
Sinn dieser Allgemeinverfügung zählen insbesondere alle 
Einrichtungen, die der Aufrechterhaltung der Gesundheits-
versorgung und der Pflege sowie der Behindertenhilfe, Kin-
der- und Jugendhilfe, der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung einschließlich der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr 
(Feuerwehr, Rettungsdienst und Katastrophenschutz), der 
Sicherstellung der öffentlichen Infrastrukturen (Telekommu-
nikationsdienste, Energie, Wasser, ÖPNV, Entsorgung), der 
Lebensmittelversorgung und der Handlungsfähigkeit zentra-
ler Stellen von Staat, Justiz und Verwaltung dienen.

Zu Nr. 5.:
Beim Auftreten von für COVID-19 einschlägigen Krank-
heitszeichen bei einer Kontaktperson der Kategorie I muss 
das Gesundheitsamt unverzüglich informiert werden, um 
die weiteren infektionsmedizinischen Maßnahmen ohne 
Verzug ergreifen zu können. Verdachtspersonen müssen 
das Gesundheitsamt informieren, wenn sich ihr Gesund-
heitszustand verschlechtert. Mit den weiteren Regelungen 
wird erreicht, dass eine notwendige medizinische Behand-
lung oder ein Rettungstransport mit Kenntnis des Gesund-
heitsamtes möglich ist. Gleichzeitig wird aber auch ein aus-
reichender Schutz Dritter vor einer Infektion sichergestellt. 
Außerdem ist es erforderlich, dass auch minderjährige 
Kontaktpersonen und Verdachtspersonen bzw. solche, die 
eine Betreuerin bzw. einen Betreuer haben, unter die Rege-
lungen zur Absonderung fallen. Die in diesem Fall verant-
wortliche Person muss festgelegt werden.

Zu Nr. 6.:
Die Absonderung kann erst dann beendet werden, wenn der 
enge Kontakt einer Person mit einem COVID-19-Fall, der zur 
anschließenden Absonderung geführt hat, mindestens 14 
Tage zurückliegt und während der ganzen Zeit der Isolation 
keine für COVID-19 typischen Symptome aufgetreten sind.

In jedem Fall ist eine fachliche Beurteilung und Entschei-
dung des Gesundheitsamtes zur Aufhebung der Isolation 
erforderlich, um das Ziel der Absonderung nicht zu gefähr-
den. Bestätigt eine bei einer Kontaktperson der Kategorie I 
vorgenommene molekularbiologische Testung eine Infekti-
on mit dem Coronavirus SARS-CoV-2, so muss die Abson-
derung fortgesetzt werden. Das Gesundheitsamt trifft die 
erforderlichen Anordnungen.

Die Absonderung der Verdachtsperson endet mit dem Vor-
liegen eines negativen Testergebnisses, spätestens jedoch 
nach Ablauf von fünf Tagen seit der Testung. In diesem 
Zeitraum wird das Testergebnis in der Regel vorliegen. Da 
eine unverzügliche Benachrichtigung der Verdachtsperson 
aber nicht in allen Fällen zuverlässig sichergestellt werden 
kann, ist eine Höchstdauer der Absonderung aus Gründen 
der Verhältnismäßigkeit geboten. Die Benachrichtigung 

über ein negatives Testergebnis kann auch telefonisch er-
folgen. Zu Beweiszwecken hinsichtlich der Beendigung der 
Pflicht zur Absonderung kann die Verdachtsperson aber 
eine schriftliche oder elektronische Bestätigung verlangen. 
Ist das Testergebnis positiv, so muss die Absonderung fort-
gesetzt werden und das zuständige Gesundheitsamt trifft 
die erforderlichen weiteren Anordnungen.

Bei positiv getesteten Personen trifft das zuständige Ge-
sundheitsamt die erforderlichen weiteren Anordnungen. 
Das zuständige Gesundheitsamt entscheidet auch über die 
Dauer der Absonderung.

Im Fall eines positiven Testergebnisses endet die Absonde-
rung bei asymptomatischem Krankheitsverlauf frühestens 
zehn Tage nach Erstnachweis des Erregers (in der Regel 14 
Tage), bei leicht symptomatischem Krankheitsverlauf frü-
hestens zehn Tage (in der Regel 14 Tage) nach Symptom-
beginn und Symptomfreiheit seit mindestens 48 Stunden 
(definiert als nachhaltige Besserung der akuten COVID-
19-Symptomatik gemäß ärztlicher Beurteilung).

Zu Nr. 7:
Die Bußgeldbewehrung der Maßnahme folgt aus § 73 Abs. 
1a Nr. 6 IfSG.

Zu Nr. 8:
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. Die Allgemeinver-
fügung gilt zunächst vom Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung und ist gemäß § 28 Abs. 3 IfSG in Verbin-
dung mit § 16 Abs. 8 IfSG kraft Gesetzes sofort vollziehbar.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Allgemeinverfügung des Landratsamtes 
Nordsachsen kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch erho-
ben werden beim Landratsamt Nordsachsen, Schloßstraße 
27 in 04860 Torgau oder den Außenstellen 

Südring 17, 04860 Torgau,
Fischerstraße 26, 04860 Torgau,

Richard-Wagner-Straße 7a und 7b, 04509 Delitzsch,
Dr.-Belian-Straße 1, 4 und 5, 04838 Eilenburg,

Friedrich-Naumann-Promenade 9, 04758 Oschatz.

Die Schriftform kann durch die elektronische Form ersetzt 
werden. Der elektronischen Form genügt ein Dokument, das 
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist 
und an die Adresse eu.dlr@lra-nordsachsen.de gesendet 
wird. Die Schriftform kann auch ersetzt werden durch die 
Versendung eines elektronischen Dokuments mit der Ver-
sandart nach § 5 Abs. 5 des De-Mail-Gesetzes. Die De-Mail-
Adresse lautet: poststelle@lra-nordsachsen.de-mail.de.

Torgau, der 30.11.2020

 

Hinweise:
Gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wer einer vollziehba-
ren Anordnung nach § 28 Abs. 1 S. 2 zuwiderhandelt. Im Fall 
einer fahrlässigen Handlung ist die Strafe nach § 75 Abs. 4 IfSG 
eine Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder eine Geldstrafe.

Kai Emanuel
Landrat
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Widerspruch und Klage gegen die Anordnungen in den 
Ziffern 1 bis 7 dieser Allgemeinverfügung haben nach § 
28 Abs. 3 IfSG in Verbindung mit § 16 Abs. 8 IfSG keine 
aufschiebende Wirkung. Eine ganz oder teilweise Anord-
nung der aufschiebenden Wirkung kann aufgrund eines 
in schriftlicher oder elektronischer Form oder zur Nieder-
schrift des Urkundsbeamten gestellten Antrages bei dem 
Verwaltungsgericht Leipzig, Rathenaustraße 40, 04179 
Leipzig, erfolgen. Die elektronische Erhebung des Antrages 
ist nach Maßgabe des § 55 a der Verwaltungsgerichtsord-
nung (VwGO) sowie der Elektronischer-Rechtsverkehr-Ver-
ordnung (ERVV) in der jeweils geltenden Fassung möglich.

Diese Allgemeinverfügung ist gemäß der Bekanntma-
chungssatzung des Landkreises Nordsachsen als Notbe-
kanntmachung in der Veröffentlichung auf der Internetseite 
des Landkreises Nordsachsen (www.landkreis-nordsach-
sen.de) einzusehen.

Büro Kreistag

Bekanntmachung Büro Kreistag

Die 5. öffentliche Sitzung des Kreistages Nordsachsen  
findet am

Mittwoch, dem 16. Dezember 2020, 16.00 Uhr,
im HEIDE SPA Hotel & Resort, "Kursaal", 

Bitterfelder Str. 42, 04849 Bad Düben,

statt.

TAGESORDNUNG Drucks.-Nr.

1		  Eröffnung der Sitzung, Begrüßung, 
Feststellung der Beschlussfähigkeit 
durch den Vorsitzenden des Kreistages 
und Bestätigung der Niederschrift 
vom 14.10.2020		

2		  Bürgerfragestunde		
3		 Aktuelle Berichterstattung		
4		 Beratung und Beschlussfassung 

		 von Informations- und Beschlussvorlagen
4.1		 Änderung der Gemeinde- und 

		 Kreisgrenze		�   3- 144/20
4.2		 Satzung zur Sechsten Änderung 

der Hauptsatzung des Landkreises 
Nordsachsen – Änderung § 12 der 
Hauptsatzung		�   3- 166/20/1

4.3		 Kreisentwicklungskonzept des 
Landkreises Nordsachsen – 

		 KEK Nordsachsen 2030 -		�   3- 155/20/1
4.4		 Bestellung der Organisatorischen 

Leiter Rettungsdienst (OrgL)	�  3- 136/20
4.5	2. 	Änderung des Bereichsplanes für den 

		 Rettungsdienstbereich 
		 Landkreis Nordsachsen		�   3- 161/20

4.6		 Beschluss des Kreistages des 
Landkreises Nordsachsen zur 
Schulnetzplanung des Freistaates 
Sachsen für die Beruflichen Schulzentren� 3- 143/20

4.7		 Fusion der Beruflichen Schulzentren 
Torgau und Oschatz zu einem Beruflichen 
Schulzentrum Nordsachsen zum 
Beginn des Schuljahres 2021/2022	�  3- 142/20

4.8		 Zweite Änderung der „Ordnung über 
die Honorare für den kommunalen 
Eigenbetrieb Bildungsstätten des Landkreises 
Nordsachsen vom 07.12.2011"	�  3- 139/20

4.9		 Zweite Änderung der 
"Ordnung über die Erhebung von 
Benutzungsentgelten für die 
Kreismusikschule ‚Heinrich Schütz‘ 
im Landkreis Nordsachsen 
vom 07.12.2011"		�   3- 140/20

4.10	 Zweite Änderung der 
"Ordnung über die Erhebung von 
Benutzungsentgelten für die 
Volkshochschule Nordsachsen 
vom 20.06.2012"		�  3- 141/20

4.11	 Haushaltssatzung und Haushaltsplan 
des Landkreises Nordsachsen für die 
Haushaltsjahre 2021 und 2022	� 3- 168/20/1

4.12	 Information über die vertragliche 
Ausgestaltung der Leistungserbringung 
im Buslinienverkehr des Landkreises 
zwischen der OVH und dem 
Landkreis Nordsachsen ab dem 
1. Januar 2022 3-I 037/20

4.13	 Gewährung eines Gesellschafter-
		  darlehens an die Omnibus-

Verkehrsgesellschaft mbH "Heideland"� 3- 169/20
4.14	 Bestätigung von über- bzw. 

außerplanmäßigen Aufwendungen 
und/oder Auszahlungen 2020	� 3- 164/20

4.15	 Feststellung des Jahresabschlusses 
2017 für den Landkreis Nordsachsen� 3- 165/20

4.16	 Beteiligungsbericht des Landkreises 
Nordsachsen für das Wirtschaftsjahr 2019� 3-I 034/20

4.17	 Abfallwirtschaftskonzept Landkreis 
Nordsachsen 2020		� 3-I 033/20

4.18	 Richtlinie des Landkreises Nordsachsen 
zur Kultur- und Sportförderung 
sowie zur Förderung ehrenamtlichen 
Engagements (Förderrichtlinie Kultur, 
Sport und Ehrenamt)		� 3- 145/20/3

4.19	 European Energy Award (eea) - 
Externer Audit-Bericht 2020 und 

		 Energiepolitisches Arbeitsprogramm� 3- 160/20
5		  Informationen und Anfragen		
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Bekanntmachung Büro Kreistag

In der  5. öffentlichen / nicht öffentlichen Sitzung des Jugend-
hilfeausschusses am 17. November 2020 wurden folgende Be-
schlüsse gefasst:

Betreff	� Beschluss-Nr.             

➢ Wahl eines Mitgliedes in den
Unterausschuss des Jugendhilfeaus-

		  schusses	� 020/20 JHA

➢ Richtlinie des Landkreises Nordsachsen
zur Umsetzung der Kindertagespflege
gemäß § 23 SGB VIII 021/20 JHA

➢ Jugendarbeit im Sozialraum Delitzsch
für 2021 – Projektförderung gem.
„Richtlinie für Gewährung von
Zuschüssen zur Fachkraftförderung
in der Kinder- und Jugendarbeit
sowie Familienbildung des
Landkreises Nordsachsen" 022/20 JHA

➢ Jugendarbeit im Sozialraum Eilenburg
für 2021 – Projektförderung gem.
„Richtlinie für Gewährung von
Zuschüssen zur Fachkraftförderung
in der Kinder- und Jugendarbeit sowie
Familienbildung des
Landkreises Nordsachsen" 023/20 JHA

➢ Jugendarbeit im Sozialraum Oschatz
für 2021 – Projektförderung gem.
„Richtlinie für Gewährung von
Zuschüssen zur Fachkraftförderung
in der Kinder- und Jugendarbeit
sowie Familienbildung des
Landkreises Nordsachsen" 024/20 JHA

➢ Jugendarbeit im Sozialraum Schkeuditz
für 2021 – Projektförderung gem.
„Richtlinie für Gewährung von
Zuschüssen zur Fachkraftförderung
in der Kinder- und Jugendarbeit
sowie Familienbildung des
Landkreises Nordsachsen" 025/20 JHA

➢ Jugendarbeit im Sozialraum Taucha für
2021 – Projektförderung gem.
„Richtlinie für Gewährung von
Zuschüssen zur Fachkraftförderung
in der Kinder- und Jugendarbeit
sowie Familienbildung des
Landkreises Nordsachsen" 026/20 JHA

➢ Jugendarbeit im Sozialraum Torgau
für 2021 – Projektförderung gem.
„Richtlinie für Gewährung von
Zuschüssen zur Fachkraftförderung
in der Kinder- und Jugendarbeit
sowie Familienbildung des
Landkreises Nordsachsen" 027/20 JHA

➢ Schulsozialarbeit im Sozialraum
Delitzsch für 2021 – Projektförderung
gem. „Richtlinie für Gewährung von

Zuschüssen zur Fachkraftförderung 
in der Kinder- und Jugendarbeit 
sowie Familienbildung des 
Landkreises Nordsachsen"	� 028/20 JHA

➢ Schulsozialarbeit im Sozialraum Eilenburg 
für 2021 – Projektförderung gem.
„Richtlinie für Gewährung von Zuschüssen 
zur Fachkraftförderung in der Kinder- 

		  und Jugendarbeit sowie Familien-
		  bildung des Landkreises Nordsachsen"� 029/20 JHA

➢ Schulsozialarbeit im Sozialraum Oschatz
für 2021 – Projektförderung gem.
„Richtlinie für Gewährung von
Zuschüssen zur Fachkraftförderung
in der Kinder- und Jugendarbeit sowie
Familienbildung des
Landkreises Nordsachsen" 030/20 JHA

➢ Schulsozialarbeit im Sozialraum
Schkeuditz für 2021 – Projektförderung gem.
„Richtlinie für Gewährung von Zuschüssen
zur Fachkraftförderung in der Kinder- und
Jugendarbeit sowie Familienbildung
des Landkreises Nordsachsen" 031/20 JHA

➢ Schulsozialarbeit im Sozialraum Taucha
für 2021 – Projektförderung gem.
„Richtlinie für Gewährung von
Zuschüssen zur Fachkraftförderung in der
Kinder- und Jugendarbeit sowie
Familienbildung des
Landkreises Nordsachsen" 032/20 JHA

➢ Schulsozialarbeit im Sozialraum
Torgau für 2021 – Projektförderung gem.
„Richtlinie für Gewährung von Zuschüssen
zur Fachkraftförderung in der Kinder- und
Jugendarbeit sowie Familienbildung
des Landkreises Nordsachsen" 033/20 JHA

Die hier genannten Beschlüsse können im Landratsamt Nord-
sachsen, Schlossstraße 27, 04860 Torgau, Büro Kreistag (Zim-
mer 335) eingesehen werden.
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Öffentlicher Hinweis
Reg.-Nr. 727/2020

Information an Landwirte und Landwirtschaftsbetriebe

Die Untere Landwirtschaftsbehörde hat über die Genehmi-
gung zum Verkauf der nachstehenden Grundstücke nach dem 
Grundstückverkehrsgesetz (GrdstVG vom 28. Juli 1961, zuletzt 
geändert am 27.11.2008, BGBl. I S.2586) zu entscheiden:

Leistungsfähigen land- und forstwirtschaftlichen Unterneh-
men, die zur Aufstockung ihres Betriebes am Erwerb der 
Grundstücke interessiert wären, wird Gelegenheit gegeben, 
dem  

Landratsamt Nordsachsen
Amt für Wirtschaftsförderung und Landwirtschaft

04855 Torgau

bis zum 17.12.2020 ihr Erwerbsinteresse schriftlich zu bekun-
den und mitzuteilen, welchen Preis sie bei einer eventuell ge-
gebenen Erwerbsmöglichkeit anbieten würden.
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Mitteilung 
eines Erwerbsinteressenten keinerlei Erwerbsansprüche be-
gründet und den Absender nicht zum Beteiligten am Verwal-
tungsverfahren macht.

Rentzsch

SGL Landwirtschaft

Öffentlicher Hinweis
Reg.-Nr. 729/2020

Information an Land-/Forstwirte und Land-/
Forstwirtschaftsbetriebe

Die Untere Landwirtschaftsbehörde hat über die Genehmi-
gung zum Verkauf des nachstehenden Grundstückes nach 
dem Grundstückverkehrsgesetz (GrdstVG vom 28. Juli 1961, 
zuletzt geändert am 27.11.2008, BGBl. I S.2586) zu entscheiden:

Leistungsfähigen land- und forstwirtschaftlichen Unternehmen, 
die zur Aufstockung ihres Betriebes am Erwerb des Grundstü-
ckes interessiert wären, wird Gelegenheit gegeben, dem  

Landratsamt Nordsachsen
Amt für Wirtschaftsförderung und Landwirtschaft

04855 Torgau

bis zum 17.12.2020 ihr Erwerbsinteresse schriftlich zu bekunden 
und mitzuteilen, welchen Preis sie bei einer eventuell gegebe-
nen Erwerbsmöglichkeit anbieten würden.
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Mitteilung eines 
Erwerbsinteressenten keinerlei Erwerbsansprüche begründet 
und den Absender nicht zum Beteiligten am Verwaltungsver-
fahren macht.

Rentzsch
SGL Landwirtschaft

Öffentlicher Hinweis
Reg.-Nr. 742/2020

Information an Landwirte und Landwirtschaftsbetriebe

Die Untere Landwirtschaftsbehörde hat über die Genehmigung 
zum Verkauf der nachstehenden Grundstücke nach dem Grund-
stückverkehrsgesetz (GrdstVG vom 28. Juli 1961, zuletzt geän-
dert am 27.11.2008, BGBl. I S.2586) zu entscheiden:

Leistungsfähigen land- und forstwirtschaftlichen Unternehmen, 
die zur Aufstockung ihres Betriebes am Erwerb der Grundstücke 
interessiert wären, wird Gelegenheit gegeben, dem  

Landratsamt Nordsachsen
Amt für Wirtschaftsförderung und Landwirtschaft

04855 Torgau

bis zum 17.12.2020 ihr Erwerbsinteresse schriftlich zu bekunden 
und mitzuteilen, welchen Preis sie bei einer eventuell gegebe-
nen Erwerbsmöglichkeit anbieten würden.

Gemarkung
(Gemeinde)

Flur-
stücks-

Nr.

Größe 
in ha

Nutzungsart gem. 
Angaben im Vertrag/

Katasterkarte

Schildau Flur 2 
(Stadt  
Belgern-Schildau)

451/95          0,0029 Landwirtschaftsfläche

Schildau Flur 2 
(Stadt  
Belgern-Schildau)

95/2 0,0920 Landwirtschaftsfläche

Schildau Flur 3 
(Stadt  
Belgern-Schildau)

423/83 0,5524 Landwirtschaftsfläche

Schildau Flur 3 
(Stadt  
Belgern-Schildau)

425/83 0,2587 Landwirtschaftsfläche

Schildau Flur 3 
(Stadt  
Belgern-Schildau)

83/5 0,1732 Landwirtschaftsfläche

Schildau Flur 3 
(Stadt  
Belgern-Schildau)

83/6 0,0319 Verkehrsfläche

Schildau Flur 4 
(Stadt  
Belgern-Schildau)

29/22 29/22 Wohnbaufläche

Schildau Flur 4 
(Stadt  
Belgern-Schildau)

29/23 0,0090 Wohnbaufläche

Gemarkung
(Gemeinde)

Flur-
stücks-

Nr.

Größe 
in ha

Nutzungsart gem. 
Angaben im Vertrag/

Katasterkarte

Görschlitz Flur 4 
(Laußig) 2/1      1,4348 Waldfläche

Gemarkung
(Gemeinde)

Flur-
stücks-

Nr.

Größe 
in ha

Nutzungsart gem. 
Angaben im Vertrag/

Katasterkarte

Klingenhain (Cavertitz) 758/1  0,1720 Landwirtschaftsfläche

Klingenhain (Cavertitz) 915/1 1,2820
Landwirtschaftsfläche, 
0,0622 ha Wohnbaufläche, 
0,2161 ha Grünanlage

Amt für Wirtschaftsförderung 
und Landwirtschaft
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Gemarkung
(Gemeinde)

Flur-
stücks-

Nr.

Größe 
in ha

Nutzungsart gem. 
Angaben im Vertrag/

Katasterkarte

Bad Düben Flur 10 
(Stadt Bad Düben) 31                     0,6158 Landwirtschaftsfläche

Pristäblich Flur 1 
(Laußig) 201 0,2100 Gebäude- und Freifläche

Pristäblich Flur 3 
(Laußig) 172 1,0750 Landwirtschaftsfläche

Pristäblich Flur 5 
(Laußig) 194 3,9343 Landwirtschaftsfläche

Pristäblich Flur 5 
(Laußig) 291 0,2040 Landwirtschaftsfläche

Pristäblich Flur 5 
(Laußig) 342 0,0590 Landwirtschaftsfläche

Gemarkung
(Gemeinde)

Flur-
stücks-

Nr.

Größe 
in ha

Nutzungsart gem. 
Angaben im Vertrag/

Katasterkarte

Großböhla 
(Stadt Dahlen) 43/1                     0,2644

0,1685 ha  
Landwirtschaftsfläche
0,0959 ha  
Wohnbaufläche

Gemarkung
(Gemeinde)

Flur-
stücks-

Nr.

Größe 
in ha

Nutzungsart gem. 
Angaben im Vertrag/

Katasterkarte

Schleben  
(Stadt Mügeln) 13/4  1,1218 Landwirtschafts- und 

Gebäudefläche

Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Mitteilung eines 
Erwerbsinteressenten keinerlei Erwerbsansprüche begründet 
und den Absender nicht zum Beteiligten am Verwaltungsver-
fahren macht.

Rentzsch
SGL Landwirtschaft

Öffentlicher Hinweis
Reg.-Nr. 755/2020

Information an Landwirte und Landwirtschaftsbetriebe

Die Untere Landwirtschaftsbehörde hat über die Genehmi-
gung zum Verkauf der nachstehenden Grundstücke  nach 
dem Grundstückverkehrsgesetz (GrdstVG vom 28. Juli 
1961, zuletzt geändert am 27.11.2008, BGBl. I S.2586) zu 
entscheiden:

Leistungsfähigen land- und forstwirtschaftlichen Unterneh-
men, die zur Aufstockung ihres Betriebes am Erwerb der 
Grundstücke interessiert wären, wird Gelegenheit gege-
ben, dem  

Landratsamt Nordsachsen
Amt für Wirtschaftsförderung und Landwirtschaft

04855 Torgau

bis zum 17.12.2020 ihr Erwerbsinteresse schriftlich zu be-
kunden und mitzuteilen, welchen Preis sie bei einer eventu-
ell gegebenen Erwerbsmöglichkeit anbieten würden.
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Mitteilung 
eines Erwerbsinteressenten keinerlei Erwerbsansprüche 
begründet und den Absender nicht zum Beteiligten am Ver-
waltungsverfahren macht.

Rentzsch
SGL Landwirtschaft

Öffentlicher Hinweis
Reg.-Nr. 757/2020

Information an Landwirte und Landwirtschaftsbetriebe

Die Untere Landwirtschaftsbehörde hat über die Genehmi-
gung zum Verkauf des nachstehenden Grundstückes nach 
dem Grundstückverkehrsgesetz (GrdstVG vom 28. Juli 1961, 
zuletzt geändert am 27.11.2008, BGBl. I S.2586) zu entscheiden:

Leistungsfähigen land- und forstwirtschaftlichen Unternehmen, 
die zur Aufstockung ihres Betriebes am Erwerb des Grundstü-
ckes interessiert wären, wird Gelegenheit gegeben, dem 

Landratsamt Nordsachsen
Amt für Wirtschaftsförderung und Landwirtschaft

04855 Torgau

bis zum 17.12.2020 ihr Erwerbsinteresse schriftlich zu bekun-
den und mitzuteilen, welchen Preis sie bei einer eventuell ge-
gebenen Erwerbsmöglichkeit anbieten würden.
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Mitteilung 
eines Erwerbsinteressenten keinerlei Erwerbsansprüche be-
gründet und den Absender nicht zum Beteiligten am Verwal-
tungsverfahren macht.

Rentzsch
SGL Landwirtschaft

Öffentlicher Hinweis
Reg.-Nr. 759/2020

Information an Landwirte und Landwirtschaftsbetriebe

Die Untere Landwirtschaftsbehörde hat über die Genehmi-
gung zum Verkauf des nachstehenden Grundstückes nach dem 
Grundstückverkehrsgesetz (GrdstVG vom 28. Juli 1961, zuletzt 
geändert am 27.11.2008, BGBl. I S.2586) zu entscheiden:

Leistungsfähigen land- und forstwirtschaftlichen Unternehmen, 
die zur Aufstockung ihres Betriebes am Erwerb des Grundstü-
ckes interessiert wären, wird Gelegenheit gegeben, dem 

Landratsamt Nordsachsen
Amt für Wirtschaftsförderung und Landwirtschaft

04855 Torgau

bis zum 17.12.2020 ihr Erwerbsinteresse schriftlich zu bekun-
den und mitzuteilen, welchen Preis sie bei einer eventuell  
gegebenen Erwerbsmöglichkeit anbieten würden.
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Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Mitteilung ei-
nes Erwerbsinteressenten keinerlei Erwerbsansprüche be-
gründet und den Absender nicht zum Beteiligten am Ver-
waltungsverfahren macht.

Rentzsch
SGL Landwirtschaft

Amt für Wirtschaftsförderung
Landwirtschaft und Tourismus

Existenzgründerberatungen
In engem Zusammenwirken mit Banken, der Agentur für 
Arbeit, der IHK zu Leipzig und der Handwerkskammer 
Leipzig können alle Bürger, die an einer Existenzgrün-
dung interessiert sind, kostenlose Beratungsleistungen 
in Anspruch nehmen.
Existenzgründerberatungen der WFG – Wirtschaftsför-
derungsgesellschaft mbH des Landkreises Nordsachsen 
und des Amtes für Wirtschaftsförderung und Landwirt-
schaft des Landkreises Nordsachsen werden wie folgt 
durchgeführt:

In Delitzsch
Haus der Wirtschaft, August-Bebel-Straße 2
donnerstags in der Zeit von 13.00 bis 16.00 Uhr
Zur Terminabstimmung wenden Sie sich bitte an 
Herrn Dr. Tilo Köhler-Cronenberg, Telefon 03421 758-
1058 oder tilo.koehler-cronenberg@lra-nordsachsen.de.

In Oschatz
Landratsamt Nordsachsen, Außenstelle Oschatz, Zi. 64
Friedrich-Naumann-Promenade 9, 04758 Oschatz
mittwochs in der Zeit von 13.00 bis 16.00 Uhr
Eine Terminvereinbarung ist unbedingt erforderlich. 
Bitte wenden Sie sich diesbezüglich an 
Frau Sabine Müller, Telefon 03421 758-1053 oder 
Sabine.Mueller@lra-nordsachsen.de.

In Torgau
Landratsamt Nordsachsen
Schlossstraße 27, Flügel C, Zi. 226, 04860 Torgau
(kein fester Beratungstag)
Wir bitten um vorherige Terminabstimmung mit Frau  
Sabine Müller, Tel. 03421 758-1053 o. Sabine.Mueller@
lra-nordsachsen.de.

Bekanntgabe der Offenlegung der Änderung 
von Daten des Liegenschaftskatasters

nach § 14 Abs. 6 Sächsisches Vermessungs- 
und Katastergesetz (SächsVermKatG)

Das Vermessungsamt Nordsachsen hat Daten des Liegen-
schaftskatasters geändert:

Antragsnummer: 730_2019_1004803

Betroffene Flurstücke
	 Gemarkung Mockritz Flur 5 (7939): 20/2, 21/1, 46, 97, 
104, 109, 127, Flurbereinigung: Neiden

Art der Änderung
1. Berichtigung der Flächenangabe

Allen Betroffenen wird die Änderung der Daten des Liegen-
schaftskatasters durch Offenlegung mitgeteilt. Die Ermäch-
tigung zur Bekanntgabe auf diesem Wege ergibt sich aus 
§ 14 Abs. 6 Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz
vom 29. Januar 2008 (SächsGVBl. S. 138, 148), das zuletzt
durch das Gesetz vom 24. Mai 2019 (SächsGVBl. S. 431) ge-
ändert worden ist, in Verbindung mit § 9 Absatz 2 der Durch-
führungsverordnung zum Sächsischen Vermessungs- und
Katastergesetz vom 6.  Juli  2011 (SächsGVBl. S.  271), die
zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 29. Juni 2019
(SächsGVBl. S. 551) geändert worden ist.

Der Landkreis Nordsachsen ist nach § 2 des SächsVerm-
KatG für die Fortführung der Daten des Liegenschaftskata-
sters seines Gebietes zuständig. Der Änderung der Daten 
des Liegenschaftskatasters liegen die Vorschriften des § 14 
SächsVermKatG zugrunde.

Die Unterlagen liegen ab dem

07.12.2020 bis zum 06.01.2021
in der Geschäftsstelle des

Vermessungsamtes Nordsachsen
Dr.-Belian-Str. 5, 04838 Eilenburg

in der Zeit

Dienstag: 08:30 – 12:00 Uhr und 13:00 – 19:00 Uhr
Donnerstag: 08:30 – 12:00 Uhr und 13:00 – 16:00 Uhr

Freitag: 08:30 – 12:00 Uhr

zur Einsichtnahme bereit. 

Für Fragen stehen Ihnen die Mitarbeiter unserer Geschäfts-
stelle während der Öffnungszeiten zur Verfügung. Sie ha-
ben in der Geschäftsstelle auch die Möglichkeit, die Fort-
führungsnachweise und die weiteren Unterlagen zu den 
Änderungen einzusehen.

Pahlitzsch

Amtsleiterin

Bekanntmachungen

Dezernat Bau und Umwelt
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Bekanntgabe der Offenlegung der Änderung 
von Daten des Liegenschaftskatasters

nach § 14 Abs. 6 Sächsisches Vermessungs- 
und Katastergesetz (SächsVermKatG)

Das Vermessungsamt Nordsachsen hat Daten des Liegen-
schaftskatasters geändert:

Antragsnummer: 730_2020_1003430

Betroffene Flurstücke
	 Gemarkung Audenhain Flur 10 (3109): 135/3, 135/4, 
138/3, 138/4, 143/3, 143/4, 143/5, 168/1, 174/1, 175/2, 390/166, 
566/135, 161/1, 164/2, 167, 173/1, 175/3, 177/1, 450/160, 
570/107, Flurbereinigung: Audenhain

Antragsnummer: 730_2020_1004261

Betroffene Flurstücke
	 Gemarkung Audenhain Flur 3 (3103): 27/2, 29/6, 33/1, 
42/3, 44/2, 44/3, 50/1, 50/2, 55/3, 61/1, 82/1, 86/1, 88/3, 88/5, 
88/7, 92/3, 92/5, 96/3, 213/27, 222/83, 223/83, 417/80, 549/35, 
553/28, 29/8, 30, 38/1, 40/1, 44/5, 58/4, 64, 66/1, 79/2, 96/2, 
214/27, 501/11, 551/53, 560/55, Flurbereinigung: Audenhain

Antragsnummer: 730_2020_1003740

Betroffene Flurstücke
	 Gemarkung Borna (6606): 24, 25, 26/1, 26/2, 27, 31, 32, 
34, 36, 43, 44, 45, 46, 47, 48, 49

Antragsnummer: 730_2020_1003741

Betroffene Flurstücke
	 Gemarkung Borna (6606): 11, 12, 15, 16, 17, 18, 19, 23, 
51, 52, 53, 54, 59, 65, 134/1, 134/2, 134/3, 135, 136, 137, 138, 
169, 170, 175, 176/1, 176/2, 178, 179, 180, 181, 192, 167

Antragsnummer: 730_2020_1004269

Betroffene Flurstücke
	 Gemarkung Borna (6606): 674/2, 683, 684, 685, 686, 687, 
688/1, 691/1, 693, 694/1, 696, 701, 702/1, 703, 705/2, 705/3, 
706, 707, 708/2, 709, 711/2, 728, 729, 730, 731, 732/1, 732/2, 
733, 734/3, 735, 756, 674/3, 674/9, 699, 704, 724

Antragsnummer: 730_2020_1004268

Betroffene Flurstücke
	 Gemarkung Schönnewitz (6607): 45/c, 45/d, 114/1, 114/8, 
114/a, 120/4, 120/a, 120/b, 126/2, 126/a, 126/d, 128/2, 128/b, 
327, 329/2, 329/4, 329/6, 329/7, 330/2, 330/5, 330/8, 330/35, 
333/13, 330/10, 330/12, 330/13, 330/14, 330/15, 330/18, 
330/19, 330/20, 330/21, 330/29, 330/30, 330/31

Art der Änderung
1. Veränderung von Gebäudedaten
2. Veränderung der tatsächlichen Nutzung

mit Änderung der Wirtschaftsart
3. Veränderung der tatsächlichen Nutzung

ohne Änderung der Wirtschaftsart

Allen Betroffenen wird die Änderung der Daten des Liegen-
schaftskatasters durch Offenlegung mitgeteilt. Die Ermäch-
tigung zur Bekanntgabe auf diesem Wege ergibt sich aus 
§ 14 Abs. 6 Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz
vom 29. Januar 2008 (SächsGVBl. S. 138, 148), das zuletzt

durch das Gesetz vom 24. Mai 2019 (SächsGVBl. S. 431) ge-
ändert worden ist, in Verbindung mit § 9 Absatz 2 der Durch-
führungsverordnung zum Sächsischen Vermessungs- und 
Katastergesetz vom 6.  Juli  2011 (SächsGVBl. S.  271), die 
zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 29. Juni 2019 
(SächsGVBl. S. 551) geändert worden ist.

Der Landkreis Nordsachsen ist nach § 2 des SächsVerm-
KatG für die Fortführung der Daten des Liegenschaftskata-
sters seines Gebietes zuständig. Der Änderung der Daten 
des Liegenschaftskatasters liegen die Vorschriften des § 14 
SächsVermKatG zugrunde.

Die Unterlagen liegen ab dem

07.12.2020 bis zum 06.01.2021
in der Geschäftsstelle des

Vermessungsamtes Nordsachsen
Dr.-Belian-Str. 5, 04838 Eilenburg

in der Zeit

Dienstag: 08:30 – 12:00 Uhr und 13:00 – 19:00 Uhr
Donnerstag: 08:30 – 12:00 Uhr und 13:00 – 16:00 Uhr

Freitag: 08:30 – 12:00 Uhr

zur Einsichtnahme bereit. 

Für Fragen stehen Ihnen die Mitarbeiter unserer Geschäfts-
stelle während der Öffnungszeiten zur Verfügung. Sie ha-
ben in der Geschäftsstelle auch die Möglichkeit, die Fort-
führungsnachweise und die weiteren Unterlagen zu den 
Änderungen einzusehen.

Pahlitzsch

Amtsleiterin

Bekanntgabe der Offenlegung der Änderung 
von Daten des Liegenschaftskatasters

nach § 14 Abs. 6 Sächsisches Vermessungs- 
und Katastergesetz (SächsVermKatG)

Das Vermessungsamt Nordsachsen hat Daten des Liegen-
schaftskatasters geändert:

Antragsnummer: 730_2020_1004054

Betroffene Flurstücke
	 Gemarkung Beilrode Flur 4 (7734): 109, 110, 111/3, 
111/4, 111/5

Antragsnummer: 730_2020_1004055

Betroffene Flurstücke
	 Gemarkung Beilrode Flur 5 (7735): 57, 58/2, 58/3, 58/7, 
58/9

Antragsnummer: 730_2020_1004059

Betroffene Flurstücke
	 Gemarkung Beilrode Flur 6 (7736): 49, 50, 54, 55, 65, 66, 
51, 53/1, 53/2, 56, 57

Antragsnummer: 730_2020_1004060
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Betroffene Flurstücke
	 Gemarkung Beilrode Flur 1 (7731): 74/10, 74/11, 75/5, 
75/6, 75/7, 76/1, 76/2, 76/7, 76/10, 76/11, 76/12, 76/13, 77/7, 
77/8, 77/9, 77/10, 77/11, 92/2, 74/3, 74/9, 74/13, 75/1, 76/3, 76/9

Antragsnummer: 730_2020_1004056

Betroffene Flurstücke
	 Gemarkung Beilrode Flur 3 (7733): 9/2, 10/2, 11/4, 11/5, 
11/7, 11/8, 11/9, 11/11, 11/12, 11/16, 16, 17/2, 19/2, 19/5, 20/2, 
21/1, 21/2, 28/1, 29/2, 30/3, 31/2, 110/3, 111/4, 291, 292, 293, 
294, 11/3, 11/14, 13/1, 15, 18, 19/3, 19/4, 20/1, 22/4, 29/3, 30/7, 
34, 39/4, 39/5, 43/3, 46, 47/1, 48, 51, 55, 56, 58, 60/1, 60/2, 
110/1, 110/4, 110/5, 111/1, 295, 300, 304, 305, 311, 314, 315

Gemarkung Beilrode Flur 9 (7739): 249

Antragsnummer: 730_2020_1004257

Betroffene Flurstücke
	 Gemarkung Beilrode Flur 3 (7733): 39/4, 39/5, 43/3, 44, 
48, 57, 60/2, 64/10, 70/1, 71/3, 71/4, 73/4, 76/3, 78, 79, 133, 
300, 304, 310, 311, 314, 315, 62, 64/3, 64/4, 64/13, 64/17, 64/18, 
65, 66, 67/2, 67/3, 67/4, 68, 69/4, 69/5, 69/6, 69/7, 69/8, 69/11, 
69/12, 69/13, 69/14, 69/15, 72/1, 72/2, 73/2, 73/3, 74/1, 75/1, 320

Antragsnummer: 730_2020_1004258

Betroffene Flurstücke
	 Gemarkung Beilrode Flur 3 (7733): 95/2, 100/2, 100/5, 
103, 104, 109, 110, 116/1, 116/3, 117/1, 117/2, 118/1, 118/4, 
120, 121, 122, 123/1, 123/2, 125, 126, 127, 128, 129, 130/1, 
130/2, 94/1, 98/4, 99, 100/3, 105

Art der Änderung
1. 	Veränderung von Gebäudedaten
2. Veränderung der tatsächlichen Nutzung

mit Änderung der Wirtschaftsart
3. 	Veränderung der tatsächlichen Nutzung

ohne Änderung der Wirtschaftsart

Allen Betroffenen wird die Änderung der Daten des Liegen-
schaftskatasters durch Offenlegung mitgeteilt. Die Ermäch-
tigung zur Bekanntgabe auf diesem Wege ergibt sich aus 
§ 14 Abs. 6 Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz
vom 29. Januar 2008 (SächsGVBl. S. 138, 148), das zuletzt
durch das Gesetz vom 24. Mai 2019 (SächsGVBl. S. 431) ge-
ändert worden ist, in Verbindung mit § 9 Absatz 2 der Durch-
führungsverordnung zum Sächsischen Vermessungs- und
Katastergesetz vom 6.  Juli  2011 (SächsGVBl. S.  271), die
zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 29. Juni 2019
(SächsGVBl. S. 551) geändert worden ist.

Der Landkreis Nordsachsen ist nach § 2 des SächsVerm-
KatG für die Fortführung der Daten des Liegenschaftskata-
sters seines Gebietes zuständig. Der Änderung der Daten 
des Liegenschaftskatasters liegen die Vorschriften des § 14 
SächsVermKatG zugrunde.

Die Unterlagen liegen ab dem

07.12.2020 bis zum 06.01.2021
in der Geschäftsstelle des

Vermessungsamtes Nordsachsen
Dr.-Belian-Str. 5, 04838 Eilenburg

in der Zeit

Dienstag: 08:30 – 12:00 Uhr und 13:00 – 19:00 Uhr
Donnerstag: 08:30 – 12:00 Uhr und 13:00 – 16:00 Uhr

Freitag: 08:30 – 12:00 Uhr

zur Einsichtnahme bereit. 

Für Fragen stehen Ihnen die Mitarbeiter unserer Geschäfts-
stelle während der Öffnungszeiten zur Verfügung. Sie ha-
ben in der Geschäftsstelle auch die Möglichkeit, die Fort-
führungsnachweise und die weiteren Unterlagen zu den 
Änderungen einzusehen.

Pahlitzsch

Amtsleiterin

Bekanntmachungen

Dezernat Ordnung und Kommunales

Öffentliche Bekanntmachung

des Beschlusses des Kreistages des Landkreises Nordsach-
sen vom 14.10.2020 zum Jahresabschluss zum 31.12.2019 
des Eigenbetriebes Bildungsstätten des Landkreises Nord-
sachsen

Beschluss:
1. Der Kreistag stellt den Jahresabschluss des Eigenbetrie-

bes Bildungsstätten des Landkreises Nordsachsen fest.

1.1. Bilanzsumme	� 3.167.548,52 EUR
 1.1.1.  davon entfallen auf der Aktivseite auf

– das Anlagevermögen 855.099,68 EUR
– das Umlaufvermögen 2.312.448,84 EUR
– Rechnungsabgrenzungsposten� 8.930,15 EUR

  1.1.2. davon entfallen auf der Passivseite auf
   – das Eigenkapital	�  2.502.634,08 EUR

– Sonderposten für Investitionszuschüsse
     zum Anlagevermögen	� 179.143,81 EUR

– Rückstellungen 162.983,62 EUR
– Verbindlichkeiten 263.694,54 EUR
– Rechnungsabgrenzungsposten� 59.092,42 EUR

1.2. Jahresgewinn/Jahresverlust:� -200.932,65 EUR
	 1.2.1.  Summe der Erträge	� 5.295.132,75 EUR

1.2.2.  Summe der Aufwendungen� 5.494.065,40 EUR

2.	 In den Anlagen werden die Bilanz zum 31.12.2019, die Ge-
winn- und Verlustrechnung, der Anhang zum Geschäfts-
jahr 2019 mit Erfolgsübersicht und Anlagennachweis
zum 31.12.2019 und der Lagebericht für das Wirtschafts-
jahr 2019 des Eigenbetriebes zur Kenntnis gegeben.
Die Anlagen enthalten weiterhin den Schlussbericht des
Rechnungsprüfungsamtes des Landratsamtes Nordsach-
sen vom 11.08.2020 zur Prüfung des Jahresabschlusses
zum 31.12.2019 des Eigenbetriebes Bildungsstätten des
Landkreises Nordsachsen mit Bestätigungsvermerk des
Abschlussprüfers.

3. Der Kreistag beschließt die weitere Verwendung des Jah-
resfehlbetrages in Höhe von -200.932,65 EUR wie folgt:
– Vortrag auf neue Rechnung in Höhe von -200.932,65 EUR
sowie Ausgleichaus Gewinnvortrag.
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4.		 Der Kreistag beschließt die Entlastung der Betriebsleitung
für das Geschäftsjahr vom 01.01. bis zum 31.12.2019.

* Prüfungsvermerk des Rechnungsprüfungsamtes des
Landkreises Nordsachsen vom 11.08.2020
„Das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Nordsach-
sen hat den Jahresabschluss zum 31.12.2019 bestehend
aus der Bilanz, der Gewinn- und Verlustrechnung und dem
Anhang sowie den Lagebericht des Eigenbetriebes Bil-
dungsstätten des Landkreises Nordsachsen nach §§ 105,
106 SächsGemO i. V. m. §§ 13, 14 SächsKomPrüfVO – Dop-
pik und § 32 SächsEigBVO für das Wirtschaftsjahr vom 01.
Januar bis 31. Dezember 2019 örtlich und als ausgewähl-
ter Abschlussprüfer gemäß § 319 HGB i.V.m. § 32 Abs. 3
SächsEigBVO unter Beachtung von § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG
geprüft.
Die Buchführung und die Aufstellung des Jahresabschlus-
ses zum 31.12.2019 wurden von der Betriebsleitung vorge-
nommen.
Die Prüfung hat die örtliche Prüfeinrichtung (§ 103 Sächs-
GemO) so geplant und durchgeführt, dass  Unrichtigkei-
ten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch
den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze
ordnungsgemäßer Buchführung vermittelten Bildes der
Vermögens- und Ertragslage sowie auf die Liquidität und
Rentabilität des Eigenbetriebes wesentlich auswirken,
mit hinreichender Sicherheit erkannt wurden und dass
beurteilt werden kann, ob die wirtschaftlichen Verhältnis-
se Anlass zu Beanstandungen geben. Bei der Festlegung
von Prüfungshandlungen wurden die Kenntnisse über die
Pflicht- und freiwilligen Aufgaben und über das wirtschaft-
liche und rechtliche Umfeld des Eigenbetriebes beachtet.
Im Rahmen der Prüfung wurden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen, internen Kontrollsystems so-
wie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahres-
abschluss sowie Anhang überwiegend auf der Basis von
Stichproben bewertet.
Die Prüfung erfasste auch die Beurteilung der angewandten 
Bilanzierungsgrundsätze, der wesentlichen Einschätzung
der Betriebsleitung sowie die Würdigung der Gesamtdar-
stellung des Jahresabschlusses mit seinen Bestandteilen
und Anlagen. Das örtliche Rechnungsprüfungsamt vertritt
die Auffassung, dass die Prüfung eine hinreichend sichere
Grundlage für die Beurteilung bildet.
Die örtliche Prüfung hat zu keinen erforderlichen Einwen-
dungen geführt.
Aufgrund der bei der Prüfung gemachten Feststellungen
und gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss einschließlich der Anlagen den gesetzlichen Vor-
schriften, der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jah-
resabschluss und die sonstigen Angaben vermitteln unter
Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes
Bild des Eigenbetriebes.“

Gemäß § 34 Abs. 2 der Verordnung des Sächsischen Staats-
ministeriums des Innern über kommunale Eigenbetriebe 
im Freistaat Sachsen liegen der Jahresabschluss und der 
Lagebericht nach dieser öffentlichen Bekanntmachung an 
7 Arbeitstagen (vom 07.12.2020 bis zum 16.07.2020) zur 
öffentlichen Einsichtnahme im Sekretariat des Amtes für 
Schulen und Bildung in der Dr. Belian-Straße 1 in 04838 
Eilenburg aus.

Kyselt
Betriebsleiter

Amtliche Bekanntmachung

Dem Landratsamt Nordsachsen, Kommunalamt liegt ein 
Antrag auf Bestellung eines gesetzlichen Vertreters gemäß 
Artikel 233 § 2 Abs. 3 EGBGB für nachstehende Liegen-
schaft vor, deren Eigentümer nicht festzustellen sind bzw. 
deren Aufenthalt nicht bekannt ist.

AZ: 110/Be/081.9.0-378/2020/DZ

(Grundbuch von Beerendorf, Blatt 133)

Derjenige, der Eigentumsrechte an vorbezeichnetem Grund-
besitz nachweisen kann, wird hiermit ersucht, diese binnen 4 
Wochen nach Bekanntmachung beim 

Landratsamt Nordsachsen
Kommunalamt
Herrn Berger
Fischerstraße 26
04860 Torgau

unter Beibringung der entsprechenden Nachweise und mit 
Angabe des o.g. Aktenzeichens schriftlich geltend zu machen.

Lieder
Amtsleiterin

Amtliche Bekanntmachung

Dem Landratsamt Nordsachsen, Kommunalamt liegt ein 
Antrag auf Bestellung eines gesetzlichen Vertreters gemäß 
Artikel 233 § 2 Abs. 3 EGBGB für nachstehende Liegenschaft 
vor, deren Eigentümer nicht festzustellen sind bzw. deren 
Aufenthalt nicht bekannt ist.

AZ: 110/Be/081.9.0-362/2020/TO

(Grundbuch von Melpitz, Blatt 20)

Derjenige, der Eigentumsrechte an vorbezeichnetem Grund-
besitz nachweisen kann, wird hiermit ersucht, diese binnen 4 
Wochen nach Bekanntmachung beim 

Landratsamt Nordsachsen
Kommunalamt
Herrn Berger
Fischerstraße 26
04860 Torgau

unter Beibringung der entsprechenden Nachweise und mit 
Angabe des o.g. Aktenzeichens schriftlich geltend zu machen.

Lieder
Amtsleiterin

Eigentümer Gemarkung Flurstücke

Albert Paul Schellmann
geb.  28.07.1904
gest. 04.10.1967

Beerendorf Flur 5                    176

Eigentümer Gemarkung Flurstücke

Klara Ella Gerta Schreier
geb.  07.11.1913
gest. 30.08.2003

Melpitz Flur 1                    174/16

Klara Erika Lydia Schreier
geb.  27.01.1925
gest. 25.10.1999

Melpitz Flur 3 250/11, 208/31
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Bekanntmachungen

Dezernat Soziales und Gesundheit

Kinder suchen Familien

Der Pfl egekinderdienst sucht Familien für:

– Bereitschaftspfl ege
– Vollzeitpfl ege

Die Pfl egeeltern sollten:

– liebevoll und tolerant sein
– Verständnis für die besondere Situation von

Pfl egekindern aufweisen
– damit leben können, dass Kinder nicht immer

perfekt sein müssen
– Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit dem

Jugendamt und der Herkunftsfamilie haben

Wir möchten gemeinsam mit Ihnen Kindern die 
Chance geben, ein Leben in Geborgenheit in einer 
Pfl egefamilie führen zu können.

Ihre Ansprechpartner:

Katharina Mann
Trossin, Dommitzsch, Dreiheide, Elsnig, Beilrode, 
Torgau, Arzberg, Belgern-Schildau, Dahlen, Cavertitz
Tel.: 03421 758-6163
E-Mail: Katharina.Mann@lra-nordsachsen.de
Schlossstraße 27, 04860 Torgau

Stefanie Staab/ Julia Merk
Taucha, Jesewitz, Bad Düben, Laußig, Doberschütz, 
Mockrehna
Tel.: 03421 758-6107
E-Mail: Stefanie.Staab@lra-nordsachsen.de
Schlossstraße 27, 04860 Torgau

Ines Renner 
Wermsdorf, Liebschützberg, Oschatz, Mügeln, 
Naundorf, Schkeuditz
Tel.: 03421 758-6180   
E-Mail: Ines.Renner@lra-nordsachsen.de
Friedrich-Naumann-Promenade 9, 04758 Oschatz

Jessica Underberg
Eilenburg, Zschepplin, Schönwölkau, Krostitz
Tel.: 03421  758-6538
E-Mail: Jessica.Underbeg@lra-nordsachsen.de
Richard-Wagner-Straße 7a, 04509 Delitzsch

Katrin Petersohn
Delitzsch, Wiedemar, Rackwitz, Löbnitz
Tel.: 03421  758-6140
E-Mail: Katrin.Petersohn@lra-nordsachsen.de
Richard-Wagner-Straße 7a, 04509 Delitzsch

Landratsamt Nordsachsen/Dezernat 
Soziales/Sozialamt

Schlossstraße 27, 04860 Torgau

Pfl egekoordinatorin Carolin Scheffl er

Telefon:
03421 758 6204

pfl egekoordination@lra-nordsachsen.de

Internet:
www.pfl egenetz.sachsen.de

www.cardomap.landkreis-nordsachsen.de
Die Maßnahme Pfl egekoordination wird 

mitfi nanziert mit Steuermitteln auf Grundlage 
des von den Abgeordneten des Sächsischen 

Landtags beschlossenen Haushaltes

Wir helfen Familien und Kindern 
im Landkreis. Helfen Sie mit – 

werden Sie Familienpate!

Wir suchen Frauen und Männer ab 18 Jahre, die sich ehren-
amtlich für ein gesundes und  glückliches Aufwachsen von 
Kindern im Landkreis Nordsachsen engagieren wollen.

Familienpatinnen und Familienpaten können Eltern in 
folgenden Bereichen unterstützen ...
– Kinderbetreuung, um dringende Angelegenheiten

auch mal allein erledigen zu können
– Freizeitaktivitäten mit Kindern gestalten

und begleiten
– Unterstützung bei alltäglichen Aufgaben
– Begleitung in belastenden Lebenssituationen
– Gesprächspartner, wenn ein „offenes Ohr“

gebraucht wird

Was erwartet Sie in Ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit:
– fl exibler und nach Ihren zeitlichen Ressourcen orien-

tierter Einsatz
– Weiterbildungen rund um das Thema Familie und

Kinder
– regelmäßige Ehrenamtstreffen zum Austausch
– Fahrtkostenpauschale und Versicherungsschutz
… und nicht zuletzt dankbare Eltern und glückliche Kinder!

Haben Sie Interesse oder wollen Sie mehr erfahren, dann melden Sie sich einfach bei uns!
Landratsamt Nordsachsen/ Dezernat Soziales  Melanie Große - Koordination Ehrenamt
Schloßstraße 27 / 04860 Torgau Telefon: 03421/ 758 6523
Fachstelle Familiennetzwerk Telefax: 03421/ 758 85 6110

E-Mail: melanie.grosse@lra-nordsachsen.de

Der Baustein der ehrenamtlichen 
Familienpatenschaft wird gefördert vom:
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Teilhabeberatung für Menschen 
mit Behinderung

im Landkreis Nordsachsen

Leipziger Straße 42 (SÜBA-Turm)
04860 Torgau

Tel.: 03421 9000 – 382/381
Fax: 03421 900383
Mobil: 0160 96305573

E-Mail: eutb@vdk-sachsen.de
Internet: www.eutb-torgau.com

Sprechzeiten: 
Di.: 9 bis 12 Uhr
Do.: 9 bis 12 Uhr und 13 bis 17 Uhr
sowie Mo. bis Fr. mit Termin 

Mitteilungen Gemeinden

Große Kreisstadt Schkeuditz

STELLENAUSSCHREIBUNG

zum 1. Juli 2020 ist unbefristet in der Stabsstelle Stadtent-
wicklung/Wirtschaftsförderung/Liegenschaften die Stelle  

Sachbearbeiter
Liegenschaften (w/m/d)

zu besetzen.
Die Stellenbeschreibung mit den Anforderungen und den 
Bewerbungshinweisen finden Sie auf der Homepage der 
Stadt Schkeuditz unter  www.schkeuditz.de Stellenangebote.

Bewerbungsende ist der 28. Dezember 2020.  

Gemeinde Zschepplin

Offenlegung von Ergebnissen einer Grenzbestimmung und 
Abmarkung  nach § 17 der Durchführungsverordnung zum 
Sächsischen Vermessungs- und Katastergesetz (Sächs-
VermKatGDVO)

Gemeinde Zschepplin

Gemarkung Hohenprießnitz Flur 1 
Flurstücke: 11, 12, 33, 34, 35, 36, 41, 44, 45, 52, 53, 54/1, 55, 
57, 61, 62, 86, 87, 92, 95, 109, 110, 114, 115, 116, 118, 119, 
120, 121, 122, 

Gemarkung Hohenprießnitz Flur 2 
Flurstücke: 10, 22, 23, 24, 25, 31, 32, 34, 35, 36, 38, 39, 40, 45, 
52, 53, 54, 55, 57, 58, 65/1

Gemarkung Hohenprießnitz Flur 3 
Flurstücke: 95, 96, 109, 110, 133/2, 133/3, 133/5

Gemarkung Zschepplin Flur 3  
Flurstücke: 1, 3, 52, 73, 74, 75, 100

Gemarkung Zschepplin Flur 4 
Flurstücke: 1, 27, 72, 73

Gemarkung Zschepplin Flur 5 
Flurstücke: 189, 220, 236, 255

Gemarkung Zschepplin Flur 6 
Flurstücke: 3/2, 5, 11, 13, 18, 21, 23, 24, 26, 27/1, 28, 36, 37, 45

Gemarkung Zschepplin Flur 10  
Flurstücke: 79, 80, 82, 84, 86, 87, 88, 93, 98, 99, 100, 101, 132, 
139, 140, 142, 143, 160/3  

Gemarkung Krippehna Flur 5  
Flurstücke: 90, 93, 94, 95, 97/1, 101

Gemarkung Krippehna Flur 6 
Flurstücke: 1, 62, 63

An oben genannten Flurstücken wurden Flurstücksgrenzen 
durch Katastervermessung bestimmt. Allen betroffenen Eigen-
tümern und Erbbauberechtigten werden die Ergebnisse der 
Grenzbestimmung und Abmarkung durch Offenlegung bekannt 
gegeben. Die Ermächtigung zur Bekanntgabe von Verwaltungs-
akten auf diesem Wege ergibt sich aus § 17 der Verordnung des 
Sächsischen Staatsministeriums des Innern zur Durchführung 
des Sächsischen Vermessungs- und Katastergesetzes (Durch-
führungsverordnung zum Sächsischen Vermessungs – und 
Katastergesetz – SächsVermKatGDVO) vom 6. Juli 2011. Die 
Ergebnisse der Grenzbestimmung liegen ab dem 07.12.2020 
bis einschließlich 06.01.2021 in meinen Geschäftsräumen 
Walter-Köhn-Straße 1d, 04356 Leipzig zu folgenden Zeiten zur 
Einsichtnahme bereit: Montag bis Freitag von 9 bis 12 Uhr und 
13 bis 16 Uhr  (Wir bitten möglichst vorab um telefonische 
Terminabstimmung). Gemäß § 17 SächsVermKatGDVO gelten 
die Ergebnisse der Grenzbestimmung und Abmarkung sieben 
Tage nach Ablauf der Offenlegungsfrist als bekannt gegeben.                                                                                                                                         
Rechtsgrundlagen: Gesetz über das amtliche Vermessungs-
wesen und das Liegenschaftskataster im Freistaat Sachsen 
(Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz – SächsVerm-
KatG) vom 29. Januar 2008 (SächsGVBl. S. 138, 148) das zu-
letzt durch das Gesetz vom 24. Mai 2019 (SächsGVBl. S. 431) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung und der 
Verordnung des Sächsischen Staatsministerium des Innern zur 
Durchführung des Sächsischen Vermessungs– und Kataster-
gesetzes  (Durchführungsverordnung zum Sächsischen Ver-
messungs- und Katastergesetz – SächsVermKatGDVO) vom 6. 
Juli 2011 (SächsGVBL. S. 271), die zuletzt durch Artikel 2 der 
Verordnung vom 29. Juni 2019 (SächsGVBI.S.551) geändert 
worden ist.
Rechtsbehelfsbelehrung: Gegen die offen gelegten Ergebnisse 
der Grenzbestimmung und Abmarkung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der 
Widerspruch ist bei dem Öffentlich bestellter Vermessungsin-
genieur Hans-Peter Keller, Walter-Köhn-Straße 1d, 04356 Leip-
zig, schriftlich oder zur Niederschrift zu erheben. Die Frist wird 
auch durch Einlegung des Widerspruchs beim Staatsbetrieb 
Geobasisinformation und Vermessung Sachsen, Olbrichtplatz 
3, 01099 Dresden gewahrt.

gez. Dipl.-Ing. Hans-Peter Keller, Dipl.-Ing. Wolfgang Hilscher

Öffentlich bestellte Vermessungsingenieure, Walter-Köhn-
Straße 1d, 04356 Leipzig, Tel. 0341.525 579-0    
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Bekanntmachungen Zweckverbände

Abwasserzweckverband Mittlere Mulde

SATZUNG
 über die öffentliche

A B W A S S E R B E S E I T I G U N G
(Abwassersatzung – AbwS)

vom 26.11.2020

Aufgrund von §§ 4, 14 und 124 Gemeindeordnung für den 
Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 9. März 2018 (GVBl. S. 62), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15. Juli 2020 (GVBl. 
S. 425), § 56 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaus-
halts (Wasserhaushaltsgesetz  – WHG) in der Fassung vom
31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel
1 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 2585), und §§ 
48, 50 des Sächsischen Wassergesetzes (SächsWG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 12. Juli 2013 (GVBl. S.
503), zuletzt geändert durch Gesetz vom 8. Juli 2016 (GVBl.
S. 287), § 47 Abs. 2 i.V.m. §§ 6 Abs. 1, 5 Abs. 4 Sächsisches
Gesetz über kommunale Zusammenarbeit (SächsKomZG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. April 2019
(GVBl. S. 270) i.V.m. §§ 2, 9, 17, 33 des Sächsischen Kom-
munalabgabengesetzes (SächsKAG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 9. März 2018 (GVBl. S. 116), zuletzt
geändert durch Artikel 2 Absatz 17 des Gesetzes vom 5. Ap-
ril 2019 (GVBl. S. 245), hat die Verbandsversammlung des
Abwasserzweckverbandes „Mittlere Mulde“ am 26.11.2020
folgende Satzung beschlossen:

1. Teil – Allgemeines

§ 1
Öffentliche Einrichtung

(1) Der Abwasserzweckverband „Mittlere Mulde“ (im Folgen-
den: Zweckverband) betreibt die Beseitigung des in seinem 

Gebiet anfallenden Abwassers als eine einheitliche öffent-
liche Einrichtung (aufgabenbezogene Einheitseinrichtung).

(2) 	Als angefallen gilt Abwasser, das
– über eine Grundstücksentwässerungsanlage in die öf-
fentlichen Abwasseranlagen
gelangt oder
– in abflusslosen Gruben oder Kleinkläranlagen gesam-
melt wird oder
– zu einer öffentlichen Abwasserbehandlungsanlage ge-
bracht wird.

(3)	 Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Erweiterung oder Än-
derung der öffentlichen Abwasseranlagen besteht nicht.

§ 2
Begriffsbestimmungen

(1) Abwasser ist das durch Gebrauch in seinen Eigenschaf-
ten veränderte Wasser und das bei Trockenwetter damit
zusammen abfließende Wasser (Schmutzwasser), das
aus dem Bereich von bebauten oder künstlich befestigten
Flächen abfließende und gesammelte Wasser aus Nieder-
schlägen (Niederschlagswasser) sowie das sonstige in öf-
fentliche Abwasseranlagen mit Schmutzwasser oder Nie-
derschlagswasser fließende Wasser. Als Schmutzwasser
gelten auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und
Ablagern von Abfällen austretenden und gesammelten
Flüssigkeiten.

(2) Öffentliche Abwasseranlagen haben den Zweck, das im
Zweckverbandsgebiet angefallene Abwasser zu sammeln,
den Abwasserbehandlungsanlagen zuzuleiten und zu reini-
gen. Öffentliche Abwasseranlagen sind die vom Zweckver-
band bzw. seinen Rechtsvorgängern seit 1990 errichteten
Anlagen und die Anlagen, die von der WAB Leipzig GmbH
i. L., den Verbandsmitgliedern oder Dritten übertragen oder 
zur Nutzung überlassen wurden, soweit diese Anlagen
der öffentlichen Abwasserbeseitigung dienen, insbeson-
dere die öffentlichen Kanäle,  Regenrückhaltebecken, Re-
genüberlauf- und Regenklärbecken, Abwasserpumpwerke
und Klärwerke, Versickerungs- und Rückhalteanlagen für
Niederschlagswasser (u. a. Mulden- und Rigolensysteme,
Sickermulden/-teiche/-schächte), soweit sie nicht Teil der
privaten Grundstücksentwässerungsanlagen oder Dritten
zuzuordnen sind, sowie offene und geschlossene Gräben,
soweit sie keine Gewässer sind, die dem Anwendungs-
bereich des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts
(Wasserhaushaltsgesetz – WHG) vom 31.07.2009, (BGBl.
I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 18.07.2017 (BGBl. I S. 2771), und des Sächsischen
Wassergesetzes (SächsWG) vom 12.07.2013 (SächsGVBl.
S. 503), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
08.07.2016 (SächsGVBl. S. 287), in den jeweils geltenden
Fassungen, unterliegen und der öffentlichen Abwasserbe-
seitigung dienen. Zu den öffentlichen Abwasseranlagen
gehören auch die Grundstücksanschlüsse im Bereich der
öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen in der Regel bis zur
Grenze der Grundstücke, die unmittelbar an diese Flächen
angrenzen, sog. Anliegergrundstücke (Anschlusskanäle im
Sinne von § 11) sowie Gruppenkläranlagen, die der Zweck-
verband als öffentliche Anlagen betreibt.

(3) 	Private Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle
Anlagen, die der Sammlung, 	 Vorbehandlung, Prüfung
und Ableitung des Abwassers bis zur öffentlichen Ab-
wasseranlage dienen. Dazu gehören insbesondere Lei-
tungen, die im Erdreich oder Fundamentbereich verlegt
sind und das Abwasser dem Anschlusskanal zuführen
(Grundleitungen), einschließlich der Prüf-, Kontroll-
und Übergabeschächte, Hebeanlagen, Pumpanlagen bei

Öffentliche Bekanntmachung des  
Abwasserzweckverbandes „Mittlere Mulde“

Die Verbandsversammlung des Abwasserzweckverban-
des „Mittlere Mulde“ fasste in ihrer öffentlichen Sitzung am 
26.11.2020 folgende Beschlüsse:

Beschluss-Nr.	 Inhalt
08/20		 Beschluss der Haushaltssatzung 

für das Haushaltsjahr 2021

09/20		 Beschluss zur Vergabe 
von Stromlieferleistungen 

10/20		 Beschluss zur Vergabe 
der Klärschlammentsorgung

11/20		 Beschluss zur Vergabe Jahresvertrag 
„Hausanschlüsse“

12/20		 Beschluss der Gebührenkalkulation 
für den Zeitraum 2021–22

13/20		 Beschluss der Satzung über die öffentliche 
Abwasserbeseitigung

Scheler
Verbandsvorsitzender  
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einer Abwasserdruckentwässerung, Versickerungs- und 
Rückhalteanlagen für Niederschlagswasser soweit sie 
sich auf privaten Grundstücksflächen befinden, Notüber-
läufe als Entlastungsbauwerke für außerplanmäßige Ab-
leitungen in die öffentlichen Abwasseranlagen, Drossel- 
einrichtungen für die vergleichsmäßige und reduzierte 
(gedrosselte) Ableitung von Niederschlagswasser in die 
öffentlichen Abwasseranlagen, soweit sie sich auf priva-
ten Grundstücksflächen befinden und nicht dem Zweck-
verband gehören bzw. nicht zu seinen Gunsten dinglich 
gesichert sind sowie abflusslose Gruben und Kleinklär-
anlagen. Anlagen auf Anliegergrundstücken, die der Ent-
wässerung von Grundstücken dienen, die nicht unmittel-
bar an öffentliche Verkehrs- und Grünflächen angrenzen, 
sog. Hinterliegergrundstücke, sind in der Regel private 
Grundstücksentwässerungsanlagen. Hierunter zählen 
auch Anlagen in privaten Straßen, Wegen und Plätzen, 
soweit die Anlagen nicht im Eigentum des Zweckverban-
des stehen, zu seinen Gunsten dinglich gesichert sind 
oder ihm zur Nutzung überlassen wurden.

(4)	 Grundstücke, die über eine Kleinkläranlage, für die eine 
leitungsgebundene Anschlussmöglichkeit an ein zentrales 
Klärwerk nicht besteht oder über eine abflusslose Grube, 
die entleert und abgefahren wird, entsorgt werden, gel-
ten als dezentral entsorgt. Die nicht unter Satz 1 fallenden, 
entsorgten Grundstücke gelten als zentral entsorgt. Die 
dezentrale Entsorgung umfasst die Entleerung, Abfuhr 
und 	Entsorgung des Schlamms aus Kleinkläranlagen und 
des Inhalts abflussloser Gruben, einschließlich der Über-
wachung der Eigenkontrolle und Wartung dieser Anlagen 
durch den Zweckverband oder den von ihm beauftragten 
Dritten im Sinne des § 48 SächsWG sowie des § 5 Klein-
kläranlagenverordnung (KKlärAnlVO) vom 19.06.2007 
(SächsGVBl. S. 281 ff.) zuletzt geändert durch Artikel 7 
des 	 Gesetzes vom 12.07.2013 (SächsGVBl. S. 503, 554), 
in den jeweils geltenden Fassungen.

(5) 	Kleinkläranlagen (KKA) sind Anlagen zur Behandlung 
häuslicher Abwässer, die für eine Belastung von we-
niger als 3 kg biochemischer Sauerstoffbedarf (BSB5) 
oder 8 m³ täglich bemessen sind.

(6)	 Abflusslose Gruben dienen der Sammlung des gesam-
ten Schmutzwassers, insbesondere auch des anfallen-
den Grauwassers aus dem Bad- und Küchenbereich.

2. Teil – Anschluss und Benutzung

§ 3
	 Berechtigung und Verpflichtung  

zum Anschluss und zur Benutzung

(1)	 Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Abwas-
ser anfällt, sind nach näherer Bestimmung dieser Sat-
zung berechtigt und verpflichtet, ihre Grundstücke an 
die öffentlichen Abwasseranlagen anzuschließen, die-
se zu benutzen und das gesamte auf den Grundstücken 
anfallende Abwasser dem Zweckverband im Rahmen 
des § 50 SächsWG zu überlassen, soweit der Zweck-
verband zur Abwasserbeseitigung verpflichtet ist (An-
schluss- und Benutzungszwang). 

	 Der Erbbauberechtigte oder sonst dinglich zur bauli-
chen Nutzung des Grundstücks Berechtigte tritt an die 
Stelle des Eigentümers.

(2)	 Die Benutzungs- und Überlassungspflicht nach Absatz 
1 trifft auch die sonst zur Nutzung eines Grundstücks 
oder einer Wohnung berechtigten Personen.

(3)	 Grundstücke sind, wenn sie mit einer baulichen Anlage 
versehen werden, anzuschließen, sobald die für sie be-
stimmten öffentlichen Abwasseranlagen betriebsfertig 
hergestellt sind. Wird die öffentliche Abwasseranlage 
erst nach Errichtung einer baulichen Anlage hergestellt, 
so ist das Grundstück innerhalb von sechs Monaten 
nach der betriebsfertigen Herstellung anzuschließen.

(4) 	Unbebaute Grundstücke sind anzuschließen, wenn der 
Anschluss im Interesse der öffentlichen Gesundheits-
pflege, des Verkehrs oder aus anderen Gründen des 
öffentlichen Wohls geboten ist.

(5)	 Abwasser, das auf Grundstücken anfällt, die nicht an 
die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossen sind, 
hat der nach den Absätzen 1 und 2 Verpflichtete dem 
Zweckverband oder dem von ihm beauftragten Unter-
nehmer zu überlassen (Benutzungszwang). Dies gilt 
nicht für Niederschlagswasser, soweit dieses auf ande-
re Weise ordnungsgemäß beseitigt wird.

(6)	 Bei Grundstücken, die nach dem Abwasserbeseiti-
gungskonzept des Zweckverbandes nicht oder noch 
nicht an einen öffentlichen Abwasserkanal angeschlos-
sen werden können, kann der Grundstückseigentümer 
oder der sonstige nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete den An-
schluss seines Grundstücks verlangen, wenn er den für 
den Bau des öffentlichen Kanals entstehenden Aufwand 
übernimmt und auf Verlangen angemessene Sicherheit 
leistet. Einzelheiten, insbesondere die Frage, wer den 
Unterhaltungs- und Erneuerungsaufwand trägt, wer-
den durch einen öffentlich-rechtlichen Vertrag geregelt.

§ 4
Anschlussstelle, vorläufiger Anschluss

(1) 	Wenn der Anschluss eines Grundstücks an die nächst-
liegende öffentliche Abwasseranlage technisch un-
zweckmäßig oder die Ableitung des Abwassers über 
diesen Anschluss für die öffentliche Abwasseranlage 
nachteilig wäre, kann der Zweckverband verlangen 
oder gestatten, dass das Grundstück an eine andere öf-
fentliche Abwasseranlage angeschlossen wird.

(2) 	Ist die für ein Grundstück bestimmte öffentliche Abwas-
seranlage noch nicht erstellt, kann der Zweckverband 
den vorläufigen Anschluss an eine andere öffentliche 
Abwasseranlage gestatten oder verlangen.

§ 5
Befreiungen vom Anschluss- und Benutzungszwang

	 Von der Verpflichtung zum Anschluss an die öffentli-
che Abwasserbeseitigung und von der Verpflichtung 
zur Benutzung deren Einrichtungen können die nach 
§ 3 Abs. 1, 2 und 5 Verpflichteten auf Antrag insoweit 
und solange befreit werden, als ihnen der Anschluss 
oder die Benutzung wegen ihres, die öffentlichen Be-
lange überwiegenden, privaten Interesses an der ei-
genen Beseitigung des Abwassers nicht zugemutet 
werden kann und die Befreiung wasserwirtschaftlich 
unbedenklich ist. 

§ 6
Allgemeine Ausschlüsse

(1)	 Von der öffentlichen Abwasserbeseitigung sind sämtli-
che Stoffe ausgeschlossen, die die Reinigungswirkung 
der Klärwerke, den Betrieb der Schlammbehandlungs-
anlagen, die Schlammbeseitigung oder die Schlamm- 
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verwertung beeinträchtigen, das Material der öffentli-
chen Abwasseranlagen und/oder Transportfahrzeuge 
angreifen, ihren Betrieb, ihre Funktionsfähigkeit oder 
Unterhaltung behindern, erschweren oder gefährden 
können oder die den in öffentlichen Abwasseranlagen 
arbeitenden Personen oder dem Vorfluter schaden kön-
nen. Dies gilt auch für Flüssigkeiten, Gase und Dämpfe.

(2) 	Insbesondere sind ausgeschlossen:
1. Stoffe – auch in zerkleinertem Zustand –, die zu Abla-

gerungen oder Verstopfungen in den öffentlichen Ab-
wasseranlagen führen können  (z. B. Kehricht, Schutt,
Mist, Sand, Küchenabfälle, Asche, Zellstoffe, Textilien,
Schlachtabfälle, Tierkörper, Panseninhalt, Schlempe,
Trub, Trester, hefehaltige Rückstände, Schlamm, Haut- 
und Lederabfälle, Glas und Kunststoffe),

2. feuergefährliche, explosive, giftige, fett- oder ölhalti-
ge Stoffe (z. B. Benzin, Karbid, Phenole, Öle und dgl.),
Säuren, Laugen, Salze, Reste von Pflanzenschutzmitteln
oder vergleichbaren Chemikalien, Blut, mit Krankheits-
keimen behaftete Stoffe und radioaktive Stoffe,

3. Jauche, Gülle, Abgänge aus Tierhaltungen, Silosicker-
saft und Molke,

4. faulendes und sonst übelriechendes Abwasser (z. B.
milchsaure Konzentrate, Krautwasser),

5. Abwasser, das schädliche oder belästigende Gase oder
Dämpfe verbreiten kann,

6. farbstoffhaltiges Abwasser, dessen Entfärbung im Klär-
werk nicht gewährleistet ist,

7. Abwasser, das einem wasserrechtlichen Bescheid nicht
entspricht,

8. Abwasser, dessen chemische und physikalische Ei-
genschaften Werte aufweisen, die über den allgemei-
nen Richtwerten für die wichtigsten Beschaffenheits-
kriterien des Anhang A.1 des Merkblattes DWA-M
115-2 der deutschen Vereinigung für Wasserwirt-
schaft, Abwasser und Abfall e. V. in der jeweils gülti-
gen Fassung liegt,

9. sonstiges Abwasser sowie Wasser aus Haus- oder
Grundstücksdrainagen, Niederschlagswasser von öf-
fentlichen Straßen, Wegen und Plätzen sowie von un-
befestigten Flächen, für dessen Beseitigung der Zweck-
verband nicht zuständig ist, Grundwasser und Wasser
aus Gewässern, Brunnen und Quellen. Ausnahmen sind
nur mit schriftlicher Zustimmung des Zweckverbandes
nach § 7 Abs. 3 zulässig.

(3) Der Zweckverband kann im Einzelfall weitergehende
Anforderungen stellen, wenn dies für den Betrieb der
öffentlichen Abwasseranlage erforderlich ist.

(4) Der Zweckverband kann im Einzelfall Ausnahmen von
den Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 zulassen, wenn
öffentliche Belange nicht entgegenstehen, die Versa-
gung der Ausnahme im Einzelfall eine unbillige Härte
bedeuten würde und der Antragsteller evtl. entstehende
Mehrkosten übernimmt.

(5) § 50 Abs. 3 bis 6 SächsWG bleibt unberührt.

§ 7
Einleitungsbeschränkungen

(1) 	Der Zweckverband kann im Einzelfall die Einleitung von
Abwasser von einer Vorbehandlung, Drosselung oder
Speicherung abhängig machen, wenn seine Beschaf-
fenheit oder Menge dies insbesondere im Hinblick auf
den Betrieb der öffentlichen Abwasseranlagen oder auf
sonstige öffentliche Belange erfordert.

(2) Abwasser darf durch den Grundstückseigentümer oder
den sonstigen nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten nur
dann in öffentliche Abwasseranlagen, die nicht an ein öf-
fentliches Klärwerk angeschlossen sind, eingeleitet wer-
den, wenn dieses zuvor ausreichend und dem Stand der
Technik entsprechend behandelt worden ist. Für vorhan-
dene Einleitungen kann der Zweckverband die Einhaltung
von bestimmten Einleitwerten festlegen und für die Erfül-
lung dieser Pflichten bestimmte Fristen setzen, um eine Be-
grenzung der kommunalen Einleitwerte nach dem Stand
der Technik gemäß Satz 1 in den durch den Zweckverband
festgelegten Zeiträumen sicherzustellen. Dies geschieht im 
Einzelfall durch Anordnung gegenüber dem Einleitenden.
Erfüllt der Grundstückseigentümer oder der sonstige nach
§ 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete die Festlegungen innerhalb
der gesetzten Frist nicht, kann der Zweckverband ihn von
der Einleitung ausschließen. § 54 Abs. 1 bleibt unberührt.

(3) Die Einleitung von Abwasser, das der Beseitigungspflicht
nicht unterliegt und von sonstigem Wasser bedarf der
schriftlichen Genehmigung des Zweckverbandes.

(4) Der Zweckverband ist berechtigt, die Abwassereinleitung
fristlos zu unterbinden, wenn die nach § 3 Abs. 1 und 2
Verpflichteten den Bestimmungen dieser Satzung zuwi-
derhandeln und die Unterbindung erforderlich ist, um

1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von
Personen oder Anlagen abzuwehren oder

2. zu gewährleisten, dass Störungen anderer Abwas- 
	    sereinleiter, störende Rückwirkungen auf Einrich- 
	   tungen des Zweckverbandes oder Dritter oder 

   Rückwirkungen auf den Betrieb der öffentlichen  
   Abwasseranlage und der öffentlichen Abwasser- 

        beseitigung ausgeschlossen sind, soweit andere 
  Maßnahmen unverhältnismäßig oder untunlich  
     sind, um die Störung zu beseitigen.

(5) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nicht-
zahlung einer fälligen 	 Abgabenschuld trotz Mahnung, ist
der Zweckverband berechtigt, die Abwasserentsorgung
zwei Wochen nach Androhung einzustellen. Dies gilt nicht,
wenn der nach § 3 Abs. 1, 2 und 5 Verpflichtete – sofern
er Abgabenschuldner ist – darlegt, dass die Folgen der
Einstellung außer Verhältnis zur Schwere der Zuwider-
handlung stehen und hinreichende Aussicht besteht, dass
der Verpflichtete seinen Verpflichtungen nachkommt. Der
Zweckverband kann mit der Mahnung zugleich die Einstel-
lung der Abwasserentsorgung androhen.

(6) Der Zweckverband hat die Abwasserentsorgung unver-
züglich wieder aufzunehmen, 	 sobald die Gründe für die
Einstellung entfallen sind und der Abgabenschuldner die
Kosten der Einstellung und Wiederaufnahme der Abwas-
serentsorgung ersetzt hat.

(7) In den im Trennverfahren entwässerten Gebieten darf
unbelastetes Niederschlagswasser und unbelastetes
sonstiges Wasser (insbesondere Grund-, Quell- und Drai-
nagewasser und Kühlwasser) nur in den Niederschlags-
wasserkanal 	eingeleitet werden. Ausnahmen sind nur
mit schriftlicher Genehmigung zulässig.

§ 8
Eigenkontrolle und Wartung

(1) 	Der Zweckverband kann verlangen, dass auf Kosten des
Grundstückseigentümers oder des sonstigen nach § 3
Abs. 1 und 2 Verpflichteten Vorrichtungen zur Messung
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und Registrierung der Abflüsse und der Beschaffenheit 
der Abwässer zur Bestimmung der Schadstofffracht in 
die Grundstücksentwässerungsanlage eingebaut oder an 
sonst geeigneter Stelle auf dem Grundstück angebracht, 
betrieben und in ordnungsgemäßem Zustand gehalten 
werden. Dies gilt auch für die Einleitungen nach § 7 Abs. 
3 und 7.

(2) Die Eigenkontrolle und Wartung einer KKA und einer ab-
flusslosen Grube hat den Anforderungen der Kleinklär-
anlagenverordnung in der jeweils geltenden Fassung zu
genügen. Danach erforderliche Wartungen einer Klein-
kläranlage sind durch den Hersteller oder einen Fachbe-
trieb (Fachkundigen gemäß Bauartzulassung) auszufüh-
ren. Das Betriebsbuch einer Kleinkläranlage bzw. einer
abflusslosen Grube ist nach deren endgültiger Stillle-
gung bis mindestens zum Ende des dritten folgenden Ka-
lenderjahres aufzubewahren. Im Falle eines Rechtsstreits
ist das Betriebsbuch bis zum Ablauf eines Jahres nach
dessen rechtskräftigem Abschluss aufzubewahren.

(3) Der Zweckverband kann – soweit Absatz 2 nicht zur An-
wendung kommt – in entsprechender Anwendung der
Vorschriften der Verordnung des Sächsischen Staatsmi-
nisteriums für Umwelt und Landwirtschaft über Art und
Häufigkeit der Eigenkontrolle von Abwasseranlagen und
Abwassereinleitungen (Eigenkontrollverordnung) vom
07.10.1994 (SächsGVBl. S. 1592), zuletzt geändert durch
Artikel 9 des Gesetzes vom 12.07.2013 (SächsGVBl. S.
503), in der jeweils geltenden Fassung auch verlangen,
dass eine Person bestimmt wird, die für die Bedienung
der Anlage und für die Führung des Betriebstagebuches
verantwortlich ist. Das Betriebstagebuch ist mindestens
drei Jahre lang, vom Datum der letzten Eintragung oder
des letzten Beleges an gerechnet, aufzubewahren und
dem Zweckverband auf Verlangen vorzulegen. Im Falle
eines Rechtsstreits ist das Betriebstagebuch bis zum Ab-
lauf eines Jahres nach dessen rechtskräftigem Abschluss
aufzubewahren.

§ 9
Abwasseruntersuchungen

(1) Der Zweckverband kann bei Bedarf Abwasseruntersu-
chungen vornehmen. Er bestimmt, in welchen Abstän-
den die Proben zu entnehmen sind, durch wen die Pro-
ben zu entnehmen sind und wer sie untersucht.
Für das Zutrittsrecht gilt § 18 Abs. 2 entsprechend.

(2) Die Kosten einer Abwasseruntersuchung trägt der Ver-
pflichtete, wenn
1. die Ermittlungen ergeben, dass Vorschriften oder
auferlegte Verpflichtungen nicht erfüllt worden sind oder
2. wegen der besonderen Verhältnisse eine ständige
Überwachung geboten ist.

(3) Wenn bei einer Untersuchung des Abwassers Mängel
festgestellt werden, hat der Grundstückseigentümer
oder der sonstige nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete die-
se unverzüglich zu beseitigen.

§ 10
Grundstücksbenutzung

Die Grundstückseigentümer und sonstige nach § 3 Abs. 1 
Verpflichtete sind im Rahmen der Vorschrift des § 93 
WHG i. V. m. § 95 SächsWG verpflichtet, für Zwecke der 
öffentlichen Abwasserbeseitigung das Verlegen von Ka-
nälen einschließlich Zubehör zur Ab- und Fortleitung ge-
gen Entschädigung zu dulden. Sie haben insbesondere 

den Anschluss anderer Grundstücke an die Anschluss-
kanäle zu ihren Grundstücken zu dulden. Mögliche Ent-
schädigungen regelt das SächsWG in Verbindung mit § 
95 WHG.

3. Teil – Anschlusskanäle und
     Grundstücksentwässerungsanlagen

§ 11
Anschlusskanäle

(1) Anschlusskanäle (§ 2 Abs. 2 Satz 3) werden von dem
Zweckverband hergestellt, unterhalten, erneuert, geän-
dert, abgetrennt und beseitigt.

(2) Art, Zahl und Lage der Anschlusskanäle sowie deren Än-
derung werden nach Anhörung des Grundstückseigen-
tümers oder sonstiger nach § 3 Abs. 1 Verpflichteter und
unter Wahrung ihrer berechtigten Interessen von dem
Zweckverband bestimmt.

(3) Der Zweckverband stellt die für den erstmaligen Anschluss 
eines Anliegergrundstücks notwendigen Anschlusskanäle
bereit. Jedes Anliegergrundstück erhält grundsätzlich ei-
nen Anschlusskanal.

(4) In besonders begründeten Fällen (insbesondere bei Sam-
melgaragen, Reihenhäusern, Grundstücksteilung nach
Verlegung des Anschlusskanals) kann der Zweckverband
den Anschluss mehrerer Grundstücke über einen gemein-
samen Anschlusskanal vorschreiben oder auf Antrag zu-
lassen.

(5) Die Kosten der für den erstmaligen leitungsgebundenen
Anschluss eines Grundstücks zur zentralen Entsorgung
notwendigen Anschlusskanäle (Absätze 3 und 4) sind
durch den Abwasserbeitrag nach § 33 abgegolten. Vor-
aussetzung ist das Entstehen der Abwasserbeitragspflicht
nach dieser Satzung und dass eine Vorbehandlung des Ab-
wassers auf dem Grundstück nicht notwendig ist.

(6) Werden Grundstücke im Trennsystem entwässert, gelten
die Schmutzwasser- und Regenwasseranschlusskanäle als
ein Anschlusskanal im Sinne des Abs. 3 Satz 2.

§ 12
 Sonstige Anschlüsse, Aufwandsersatz

(1) Der Zweckverband kann auf Antrag des Grundstücksei-
gentümers oder sonstiger nach § 3 Abs. 1 Verpflichte-
ten weitere sowie vorläufige oder vorübergehende An-
schlusskanäle herstellen. Als weitere Anschlusskanäle
gelten auch Anschlusskanäle für Grundstücke, die nach
Entstehen der erstmaligen Beitragspflicht (§ 34 Abs. 1
Nr. 1 bis 3) neu gebildet werden.

(2) 	Den tatsächlich entstandenen Aufwand für die Herstel-
lung, Unterhaltung, Erneuerung, Veränderung und Be-
seitigung der in Absatz 1 genannten Anschlusskanäle
trägt derjenige, der im Zeitpunkt der Herstellung des
Anschlusskanals, im Übrigen im Zeitpunkt der Been-
digung der Maßnahme Grundstückseigentümer oder
sonstiger nach § 3 Abs. 1 Verpflichteter ist, soweit die
Herstellung oder die Maßnahmen von ihm zu vertreten
sind oder ihm dadurch Vorteile zuwachsen. Mehrere
Schuldner haften als Gesamtschuldner.

(3) 	Der Anspruch auf Ersatz des Aufwands entsteht mit der
Herstellung des Anschlusskanals, im Übrigen mit der
Beendigung der Maßnahme.
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(4) 	Der Aufwandsersatz wird einen Monat nach Bekannt-
gabe des Abgabenbescheids fällig.

§ 13
Genehmigungen

(1) Der schriftlichen Genehmigung des Zweckverbandes
bedürfen:
1. die Herstellung der Grundstücksentwässerungsan-
lagen, deren Anschluss sowie deren Änderung,
2. die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen
sowie die Änderung der Benutzung.
Bei vorübergehenden oder vorläufigen Anschlüssen
wird die Genehmigung widerruflich oder befristet aus-
gesprochen.

(2) 	Einem unmittelbaren Anschluss steht der mittelbare
Anschluss (z. B. über bestehende Grundstücksentwäs-
serungsanlagen) gleich.

(3) Für die den Anträgen beizufügenden Unterlagen gel-
ten die Vorschriften des Teiles 1 der Verordnung des
Sächsischen Staatministeriums des Innern zur Durch-
führung der Sächsischen Bauordnung (Durchfüh-
rungsverordnung zur SächsBO – DVOSächsBO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 02.09.2004 (Sächs-
GVBl. S. 427), zuletzt geändert durch Verordnung vom
30.03.2020 (SächsGVBl. S. 180) in der jeweils geltenden
Fassung sinngemäß. Die zur Anfertigung der Pläne er-
forderlichen Angaben (Höhenlage des Kanals, Lage der
Anschlussstelle und Höhenfestpunkte) sind bei dem
Zweckverband einzuholen.

§ 14
Regeln der Technik für  

Grundstücksentwässerungsanlagen

Die privaten Grundstücksentwässerungsanlagen (§ 2 
Abs. 3) sind nach den gesetzlichen Vorschriften und den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik herzustel-
len und zu betreiben. Allgemein anerkannte Regeln der 
Technik sind insbesondere die technischen Bestimmun-
gen für den Bau, den Betrieb und die Unterhaltung von 
Abwasseranlagen.

§ 15
Herstellung, Änderung und Unterhaltung

der privaten Grundstücksentwässerungsanlagen

(1) Die privaten Grundstücksentwässerungsanlagen (§ 2
Abs. 3) sind vom Grundstückseigentümer oder dem
sonstigen nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten auf seine Kos-
ten herzustellen, zu unterhalten und nach Bedarf gründ-
lich zu reinigen.

(2) 	Der Zweckverband ist im technisch erforderlichen Um-
fang befugt, mit dem Bau der Anschlusskanäle einen
Teil der privaten Grundstücksentwässerungsanlagen,
einschließlich der Prüf-, Kontroll- und Übergabeschäch-
te mit den gemäß § 8 Abs. 1 erforderlichen Messein-
richtungen, herzustellen und zu erneuern. Der Aufwand
ist dem Zweckverband vom Grundstückseigentümer
oder dem sonstigen nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten zu
ersetzen. § 12 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 und 4 gelten entspre-
chend.

(3) 	Der Grundstückseigentümer oder der sonstige nach §
3 Abs. 1 Verpflichtete hat die Verbindung der privaten
Grundstücksentwässerungsanlagen mit den öffent-
lichen Abwasseranlagen im Einvernehmen mit dem
Zweckverband herzustellen. Grundleitungen sind in der
Regel mit mindestens 150 mm Nennweite auszuführen.

Der letzte Schacht mit Reinigungsrohr ist so nahe wie 
technisch möglich an die öffentliche Abwasseranlage 
zu setzen; er muss stets zugänglich und bis auf Rück-
stauebene (§ 17) wasserdicht ausgeführt sein.

(4) 	Bestehende private Grundstücksentwässerungsanla-
gen sind vom Grundstückseigentümer oder dem sons-
tigen nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten auf seine Kosten
zu ändern, wenn Menge oder Art des Abwassers dies
notwendig machen.

(5) 	Änderungen an einer privaten Grundstücksentwässe-
rungsanlage, die infolge einer nicht vom Grundstücks-
eigentümer oder dem sonstigen nach § 3 Abs. 1 Ver-
pflichteten zu vertretenden Änderung der öffentlichen
Abwasseranlagen notwendig werden, führt der Zweck-
verband auf seine Kosten aus, sofern nichts anderes
bestimmt ist. Dies gilt nicht, wenn die Änderung oder
Stilllegung der privaten Grundstücksentwässerungsan-
lage dem erstmaligen leitungsgebundenen Anschluss
an die öffentliche Abwasseranlage zur zentralen Entsor-
gung dient oder Folge der Änderung oder Stilllegung
von Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben auf dem
betreffenden Grundstück ist. Die Änderungen nach Satz
2 hat der Grundstückseigentümer auf seine Kosten
und nach den übrigen Bestimmungen dieser Satzung
durchzuführen.

(6) 	Wird eine private Grundstücksentwässerungsanlage –
auch vorübergehend – außer Betrieb gesetzt, so kann
der Zweckverband den Anschlusskanal verschließen
oder beseitigen. Der Aufwand ist vom Grundstücksei-
gentümer oder dem sonstigen nach § 3 Abs. 1 Verpflich-
teten zu ersetzen. § 12 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 und 4 gelten
entsprechend. Der Zweckverband kann die Ausführung
der in Satz 1 genannten Maßnahmen auf den Grund-
stückseigentümer oder den sonstigen nach § 3 Abs. 1
Verpflichteten übertragen.

§ 16
Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen, 

Zerkleinerungsanlagen
Toiletten mit Wasserspülung

(1) 	Auf Grundstücken, auf denen Fette, Leichtflüssigkeiten
wie Benzin und Benzol sowie Öle oder Ölrückstände in
das Abwasser gelangen können, sind Vorrichtungen
zur Abscheidung dieser Stoffe aus dem Abwasser  (Ab-
scheider mit dazugehörenden Schlammfängen) einzu-
bauen, zu betreiben, zu unterhalten und zu erneuern. Die 
Abscheider mit den dazugehörenden Schlammfängen
sind vom Grundstückseigentümer oder den sonstigen
nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten in regelmäßigen
Zeitabständen, darüber hinaus bei besonderem Bedarf
zu leeren und zu reinigen. Bei schuldhafter Säumnis
ist er dem Zweckverband schadenersatzpflichtig. Für
die Beseitigung der anfallenden Stoffe gelten die Vor-
schriften über die Abfallentsorgung. Die allgemeinen
bauaufsichtlichen Zulassungsbestimmungen für die
Abscheidevorrichtungen und § 14 gelten entsprechend,
u. a. auch für die Notwendigkeit zur Führung eines Be-
triebstagebuchs.

(2) 	Der Zweckverband kann vom Grundstückseigentümer
und dem sonstigen nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten im
Einzelfall den Einbau und den Betrieb einer Abwasser-
hebeanlage verlangen, wenn dies für die Ableitung des
Abwassers notwendig ist, dasselbe gilt für Pumpanla-
gen bei Grundstücken, die an Abwasserdruckleitungen
angeschlossen werden.
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(3) 	Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle, Müll, Papier 
und dergl. dürfen nicht an private Grundstücksentwäs-
serungsanlagen angeschlossen werden.

(4) 	Auf Grundstücken, die an die öffentliche Abwasserbe-
seitigung mit zentraler Abwasserreinigung angeschlos-
sen sind, sind in Gebäuden mit Aufenthaltsräumen nur 
Toiletten mit Wasserspülung zulässig.

(5)	 § 14 gilt entsprechend.

§ 17
Sicherung gegen Rückstau

	 Abwasseraufnahmeeinrichtungen der privaten Grund-
stücksentwässerungsanlagen, z. B. Toiletten mit Was-
serspülung, Bodenabläufe, Ausgüsse, Spülen, Wasch-
becken und dergl., die tiefer als die Straßenoberfläche 
an der Anschlussstelle der Grundstücksentwässerung 
(Rückstauebene) liegen, müssen vom Grundstücksei-
gentümer oder dem sonstigen nach § 3 Abs.1 Verpflich-
teten auf seine Kosten gegen Rückstau gesichert wer-
den. Im Übrigen hat der Grundstückseigentümer oder 
sonstige nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete für rückstaufreien 
Abfluss des Abwassers zu sorgen. § 15 Abs. 5 gilt ent-
sprechend.

§ 18
Abnahme und Prüfung der privaten

Grundstücksentwässerungsanlagen, Zutrittsrecht

(1) 	Die private Grundstücksentwässerungsanlage darf 
erst nach Abnahme durch den Zweckverband in Be-
trieb genommen werden. Die Abnahme der priva-
ten Grundstücksentwässerungsanlage befreit den 
Bauherrn, den Planverfasser, den Bauleiter und den 
ausführenden Unternehmer nicht von ihrer Verant-
wortlichkeit für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie 
Ausführung der Arbeiten.

(2) 	Der Zweckverband ist berechtigt, die privaten Grund-
stücksentwässerungsanlagen zu prüfen. Den mit der 
Überwachung der Anlagen beauftragten Personen 
ist zu allen Teilen der privaten Grundstücksentwässe-
rungsanlagen Zutritt zu gewähren. Sie dürfen Woh-
nungen nur mit Einwilligung des Berechtigten, Be-
triebs- und Geschäftsräume ohne Einwilligung nur in 
den Zeiten betreten, in denen sie normalerweise für die 
jeweilige geschäftliche oder betriebliche Nutzung of-
fen stehen. Grundstückseigentümer und die sonstigen 
nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten sind verpflichtet, 
die Ermittlungen und Prüfungen nach den Sätzen 1 und 
2 zu dulden und dabei Hilfe zu leisten. Sie haben den 
zur Prüfung des Abwassers notwendigen Einblick in die 
Betriebsvorgänge zu gewähren und die sonst erforder-
lichen Auskünfte zu erteilen.

(3) 	Werden bei der Prüfung der privaten Grundstücksentwäs-
serungsanlagen Mängel festgestellt, hat sie der Grund-
stückseigentümer oder die sonstigen nach § 3 Abs. 1 Ver-
pflichteten unverzüglich auf eigene Kosten zu beseitigen.

	 § 19
Dezentrale Abwasseranlagen

(1) 	Die Entsorgung des Schlammes aus Kleinkläranlagen 
mit biologischer Reinigungsstufe und des Inhalts ab-
flussloser Gruben erfolgt bedarfsgerecht, für alle ande-
ren Anlagen und in den Fällen des Absatzes 3 Satz 4 
erfolgt sie regelmäßig oder nach Bedarf. 

(2) 	Die bedarfsgerechte oder regelmäßige Entsorgung er-
folgt zu dem von dem Zweckverband für jede Kleinklär-
anlage und abflusslose Grube unter Berücksichtigung 
der Herstellerhinweise, der DIN 4261 Teil 1 in der je-
weils geltenden Ausgabe bzw. der DIN EN 12566 Teil 
1 in der jeweils geltenden Ausgabe sowie den Bestim-
mungen in der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulas-
sung festgelegten Zeitpunkt oder mindestens in den in 
der wasserrechtlichen Entscheidung festgelegten Ab-
ständen. Die DIN- und DIN-EN-Normen sind im Beuth 
Verlag GmbH, Berlin, erschienen und beim Deutschen 
Patent- und Markenamt in München archivmäßig ge-
sichert niedergelegt. Der Zweckverband oder der Be-
auftragte geben die Entsorgungstermine bekannt, die 
Bekanntgabe kann öffentlich erfolgen.

(3) 	Voraussetzung für eine bedarfsgerechte Fäkalschlamm- 
entsorgung ist, dass der Grundstückseigentümer oder 
der sonstige nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete regel-
mäßig eine fachgerechte Schlammspiegelmessung 
durchführen lässt und dem Zweckverband den etwa-
igen Bedarf für eine Entleerung unverzüglich anzeigt. 
Erfolgt anlässlich der Wartung einer Kleinkläranlage 
eine Schlammspiegelmessung, so ist das Messproto-
koll dem Zweckverband unverzüglich zuzusenden; Abs. 
8 Nr. 1) bleibt unberührt. Die Anzeige hat für abfluss-
lose Gruben spätestens dann zu erfolgen, wenn diese 
bis auf 50 cm unter Zulauf angefüllt sind. Wird keine 
Schlammspiegelmessung durchgeführt oder werden 
die Ergebnisse der Messungen dem Zweckverband 
nicht rechtzeitig nach Satz 1 bis 3 dem Zweckverband 
mitgeteilt, so erfolgt eine regelmäßige Entsorgung.

(4) 	Der Zweckverband kann die dezentralen Abwasseran-
lagen auch zwischen den nach Absatz 1 und 2 festge-
legten Terminen und ohne Anzeige nach Absatz 3 ent-
sorgen, wenn aus Gründen der Wasserwirtschaft ein 
sofortiges Leeren erforderlich ist.

(5)	 Der Grundstückseigentümer oder der sonstige nach § 3 
Abs. 1 und 2 Verpflichtete ist dafür verantwortlich, dass 
die dezentralen Abwasseranlagen jederzeit zum Zwecke 
des Abfahrens des Abwassers zugänglich sind und sich 
der Zugang in einem verkehrssicheren Zustand befindet.

(6)	 Zur Entsorgung der dezentralen Abwasseranlagen und 
zur Überwachung nach Absätzen 7 und 8 ist den Be-
auftragten des Zweckverbandes ungehindert Zutritt zu 
allen Teilen der Kleinkläranlagen und abflusslosen Gru-
ben zu gewähren.

(7)	 Die Überwachung der Eigenkontrolle und Wartung der 
Kleinkläranlagen und 	abflusslosen Gruben erfolgt auf 
Grundlage der Kleinkläranlagenverordnung. Durch 
den Zweckverband festgestellte und gegenüber dem 
Grundstückseigentümer oder dem sonstigen nach § 3 
Abs. 1 und 2 Verpflichteten beanstandete Mängel sind 
von diesem innerhalb der gesetzten Frist zu beheben; 
der Zweckverband ist hierüber unverzüglich schriftlich 
in Kenntnis zu setzen.

(8)	 Die Überwachung der Eigenkontrolle im Sinne des Ab-
satzes 7 Satz 1 wird wie folgt 	 durchgeführt:

	 1) Der Grundstückseigentümer bzw. der nach § 3 Abs. 
1 und 2 Verpflichtete hat dem Zweckverband bei Klein-
kläranlagen, für die die Wartung durch den Hersteller 	
oder einen Fachbetrieb vorgeschrieben ist, die War-
tungsprotokolle zuzusenden. 

	 2) Bei sonstigen Kleinkläranlagen und abflusslosen 
Gruben erfolgt die Überwachung durch Einsichtnahme 
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in das Betriebsbuch und Sichtkontrolle der Anlage an-
lässlich der Fäkalschlammabfuhr oder Entleerung der 
abflusslosen Gruben.

(9)	 Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben und deren Ne-
beneinrichtungen sind unverzüglich außer Betrieb zu 
setzen, sobald das Grundstück an ein öffentliches Klär-
werk angeschlossen ist. Den Aufwand für die Stillle-
gung trägt der Grundstückseigentümer oder sonstige 
nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete.

(10) § 18 Abs. 2 und Abs. 3 gelten entsprechend

4. Teil – Abwasserbeitrag
1. Abschnitt: Allgemeines

§ 20
Erhebungsgrundsatz

(1) 	Der Zweckverband erhebt zur angemessenen Ausstat-
tung der öffentlichen Einrichtung Abwasserbeseitigung 
mit Betriebskapital Abwasserbeiträge. Es wird aus-
schließlich ein Teilbeitrag Schmutzwasserentsorgung 
erhoben.

(2) 	Die Höhe des Betriebskapitals für die Schmutzwasse-
rentsorgung wird auf 41.231.318,00 Euro festgesetzt.

(3) 	Durch Satzung können zur angemessenen Aufstockung 
des nach Absatz 2 festgesetzten Betriebskapitals ge-
mäß § 17 Abs.2 SächsKAG weitere Beiträge erhoben 
werden.

	 § 21
Gegenstand der Beitragspflicht

(1) 	Der erstmaligen Beitragspflicht im Sinne von § 20 Abs. 
1 unterliegen Grundstücke, für die eine bauliche oder 
gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, wenn sie bebaut 
oder gewerblich genutzt werden können. Erschlossene 
Grundstücke, für die eine bauliche oder gewerbliche 
Nutzung nicht festgesetzt ist, unterliegen der Beitrags-
pflicht, wenn sie nach der Verkehrsauffassung Bauland 
sind und nach der geordneten baulichen Entwicklung 
der Gemeinde zur Bebauung anstehen.

(2) 	Wird ein Grundstück an öffentliche Abwasseranlagen 
tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es den Bei-
tragspflichten auch dann, wenn die übrigen Vorausset-
zungen des Absatzes 1 nicht erfüllt sind.

(3) 	Grundstücke im Sinne der Absätze 1 und 2, die bei In-
krafttreten dieser Satzung bereits an die öffentlichen 
Abwasseranlagen angeschlossen sind, unterliegen der 
erstmaligen Beitragspflicht gemäß § 20 Abs. 1.

(4) 	Für Grundstücke, denen lediglich die Entsorgung des 
Schmutzwassers angeboten wird, für die jedoch vor 
In-Kraft-Treten dieser Satzung der Beitrag für Schmutz-
wasser- und Niederschlagswasserentsorgung (ein-
heitlicher Abwasserbeitrag) erhoben worden ist, wird 
bestimmt, dass dieser erhobene Beitrag nur als Teilbei-
trag Schmutzwasserentsorgung gilt (§ 17 Abs. 5 Sächs-
KAG). Die vor dem Inkraft-Treten dieser Satzung erlas-
senen Beitragsbescheide für die Abwasserbeseitigung 
mit einem Beitragssatz von 4,50 DM/qm Nutzungsflä-
che, das entspricht 2,30 a/qm Nutzungsfläche, gelten in 
voller Höhe als Beitragsbescheide für die Schmutzwas-
serbeseitigung.

(5) 	Grundstücke im Sinne der Absätze 1 bis 4, für die 
schon ein erstmaliger Beitrag nach den Vorschriften 
der SächsKAG oder des Vorschaltgesetzes Kommu-
nalfinanzen entstanden ist, unterliegen einer weiteren 
Beitragspflicht, wenn dies durch Satzung (§ 20 Abs. 3) 
bestimmt wird.

(6)	 Grundstücke, die dezentral im Sinne des § 2 Abs. 4 S. 1 
entsorgt werden, unterliegen nicht der Beitragspflicht.

§ 22 
			   Beitragsschuldner

(1) 	Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntga-
be des Beitragsbescheids Eigentümer des Grundstücks 
ist. Der Erbbauberechtigte oder sonst dinglich zur bauli-
chen Nutzung Berechtigte ist anstelle des Eigentümers 
Beitragsschuldner.

(2)	 Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen 
Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ih-
rem Miteigentumsanteil Beitragsschuldner. Entspre-
chendes gilt für sonstige dinglich zur baulichen Nut-
zung Berechtigte.

(3)	 Mehrere Beitragsschuldner nach Absätzen 1 und 2 haf-
ten als Gesamtschuldner.

(4) 	Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grund-
stück, im Falle des Absatzes 1 Satz 2 auf dem Erbbau-
recht oder sonstigen dinglichen Nutzungsrecht, im Falle 
des Absatzes 2 auf dem Wohnungs- oder Teileigentum. 
Entsprechendes gilt für sonstige dingliche Nutzungs-
rechte.

§ 23
Beitragsmaßstab

	 Maßstab für die Bemessung des Beitrags für die 
Schmutzwasserentsorgung ist die Nutzungsfläche. Die-
se ergibt sich durch Vervielfachen der Grundstücksflä-
che (§ 24) mit dem Nutzungsfaktor (§§ 25 bis 30).

§ 24
Grundstücksfläche

(1)	 Als Grundstücksfläche für die Schmutzwasserentsor-
gung gilt:

	 1. 	bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungspla-
nes die Fläche, die unter Berücksichtigung des § 19 
Abs. 1 SächsKAG der Ermittlung der zulässigen Nut-
zung zugrunde zu legen ist,

	 2. 	bei Grundstücken, die mit ihrer gesamten Fläche 
im unbeplanten Innenbereich (§ 34 Baugesetzbuch 
– BauGB) oder im Bereich eines Bebauungsplanes, 
der die erforderlichen Festsetzungen nicht enthält, 
liegen, die Fläche, die unter Berücksichtigung des § 
19 Abs. 1 SächsKAG der Ermittlung der zulässigen 
Nutzung zugrunde zu legen ist,

	 3. 	bei Grundstücken, die teilweise in den unter Num-
mern 1 und 2 beschriebenen Bereichen und teilwei-
se im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die nach § 
19 Abs. 1 SächsKAG maßgebende Fläche,

	 4. 	bei Grundstücken, die mit ihrer gesamten Fläche im 
Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder aufgrund § 
21 Abs. 2 beitragspflichtig sind, die nach § 19 Abs. 1 
SächsKAG maßgebende Fläche.
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(2) 	Die nach § 19 Abs. 1 SächsKAG vorgesehene Abgren-
zung geschieht nach den Grundsätzen für die grund-
buchmäßige Abschreibung von Teilflächen unter 
Beachtung der baurechtlichen Vorschriften ohne die 
Möglichkeit der Übernahme einer Baulast.

 
2. Abschnitt: Schmutzwasserentsorgung

	 § 25
Nutzungsfaktor

(1) 	Der Nutzungsfaktor bemisst sich nach den Vorteilen, 
die den Grundstücken nach Maßgabe ihrer zulässigen 
baulichen Nutzung durch die Einrichtung in Bezug auf 
die Schmutzwasserentsorgung vermittelt werden. Die 
Vorteile orientieren sich an der Zahl der zulässigen Ge-
schosse. Als Geschosse gelten Vollgeschosse im Sin-
ne dieser Satzung. Vollgeschosse liegen vor, wenn die 
Deckenoberfläche im Mittel mehr als 1,40 m über die 
Geländeoberfläche hinausragt und sie über mindestens 
2/3 ihrer Grundfläche eine lichte Höhe von mindestens 
2,30 m haben; Geländeoberfläche ist die Fläche, die 
sich aus der Baugenehmigung oder den Festsetzungen 
des Bebauungsplanes ergibt, im Übrigen die natürliche 
Geländeoberfläche. Für Grundstücke in Bebauungs-
plangebieten bestimmt sich das Vollgeschoss nach § 
90 Abs. 2 SächsBO.

(2) 	Der Nutzungsfaktor beträgt im Einzelnen:

	 1.	 In den Fällen der 
		  §§ 29 Abs. 2 bis 4 und 30 Abs. 5		�   0,5
	 2.	 bei 1-geschossiger Bebaubarkeit und 
		  in den Fällen des § 29a) und § 30 Abs. 2, Satz 3� 1,0
	 3.	 bei 2-geschossiger Bebaubarkeit		�   1,5
	 4.	 bei 3-geschossiger Bebaubarkeit	�  2,0
	 5.	 für jedes weitere, über das 3. Geschoss 
		  hinausgehende Geschoss eine Erhöhung um 0,5.

(3) 	Gelten für ein Grundstück unterschiedliche Nutzungs-
faktoren, so ist der jeweils höchste Nutzungsfaktor 
maßgebend.

§ 26
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken,

für die ein Bebauungsplan die Geschosszahl festsetzt

(1) 	Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festge-
setzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Ist im 
Einzelfall eine größere Geschosszahl genehmigt, so ist 
diese zugrunde zu legen.

(2) 	Überschreiten Geschosse nach Absatz 1, die nicht als 
Wohn- oder Büroräume genutzt werden, die Höhe von 
3,5 m, so gilt als Geschosszahl die tatsächlich vorhan-
dene Baumasse des Bauwerks geteilt durch die über-
baute Grundstücksfläche des Bauwerks und nochmals 
geteilt durch 3,5, mindestens jedoch die nach Absatz 
1 maßgebende Geschosszahl; Bruchzahlen werden auf 
die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet.

(3)	 Sind in einem Bebauungsplan über die bauliche Nut-
zung eines Grundstückes mehrere Festsetzungen (Ge-
schosszahl, Gebäudehöhe, Baumassenzahl) enthalten, 
so ist die Geschosszahl vor der Gebäudehöhe und die-
se vor der Baumassenzahl maßgebend.

 	  § 27
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken

für die ein Bebauungsplan eine Baumassenzahl festsetzt

(1) 	Bestimmt ein Bebauungsplan das Maß der baulichen 
Nutzung nicht durch eine Geschosszahl oder die Höhe 
der baulichen Anlagen, sondern durch Festsetzung ei-
ner Baumassenzahl, so gilt als Geschosszahl die Bau-
massenzahl geteilt durch 3,5; Bruchzahlen werden auf 
die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet.

(2)	 Ist eine größere als die nach Absatz 1 bei Anwendung 
der Baumassenzahl zulässige Baumasse genehmigt, so 
ergibt sich die Geschosszahl aus der Teilung dieser Bau-
masse durch die überbaute Grundstücksfläche des Bau-
werks und nochmaliger Teilung des Ergebnisses durch 
3,5; Bruchzahlen werden auf die nächstfolgende volle 
Zahl aufgerundet.

(3)	 § 26 Abs. 3 ist anzuwenden.

		  § 28
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die
ein Bebauungsplan die Höhe baulicher Anlagen festsetzt

(1) 	Bestimmt ein Bebauungsplan das Maß der baulichen 
Nutzung nicht durch eine Geschosszahl oder Baumas-
senzahl, sondern durch die Festsetzung der zulässigen 
Höhe baulicher Anlagen, so gilt als Geschosszahl:

	 1.	 bei Festsetzung der maximalen Gebäudehöhe, die 
festgesetzte maximale Gebäudehöhe geteilt durch 3,5,

	 2.	 bei Festsetzung der maximalen Wandhöhe das 
festgesetzte Höchstmaß der Wandhöhe baulicher An-
lagen, entsprechend der Definition des § 6 Abs. 4 Satz 
3 SächsBO, geteilt durch 3,5, zuzüglich eines weiteren 
Geschosses, wenn gleichzeitig eine Dachneigung von 
mindestens 30° festgesetzt ist.

	 Bruchzahlen werden auf die nächstfolgende volle Zahl 
aufgerundet.

(2)	 Ist im Einzelfall eine größere als die im Bebauungsplan 
festgesetzte Höhe baulicher Anlagen genehmigt, so ist 
diese gemäß Absatz 1 in eine Geschosszahl umzurech-
nen.

(3)	 § 26 Abs. 3 ist anzuwenden.

§ 29
Stellplätze, Garagen, Gemeinbedarfsflächen und sonstige

Flächen in Bebauungsplangebieten  
nach § 30 Abs. 1 BauGB

(1)	 Bei Grundstücken, auf denen nach den Festsetzungen 
des Bebauungsplanes nur Stellplätze oder Garagen 
hergestellt werden können, wird für jedes zulässige 
oberirdische und tatsächlich vorhandene unterirdische 
Parkdeck ein Vollgeschoss zugrunde gelegt; sind mehr 
oberirdische Parkdecks als zulässig vorhanden, wird 
die tatsächliche Anzahl zugrunde gelegt. Bei anderen 
Grundstücken gelten als Geschosse neben jenen nach 
§§ 26 bis 28 auch oberirdische oder unterirdische Park-
decks als Geschosse, Satz 1 ist entsprechend anzuwen-
den.

(2)	 Auf öffentlichen Gemeinbedarfs- und Grünflächen-
grundstücken, deren Grundstücksflächen nach den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes aufgrund ihrer 
Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem untergeord-
neten Teil mit Gebäuden überbaut werden sollen bzw. 
überbaut sind (z. B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder), 
wird ein Nutzungsfaktor 0,5 angewandt. Die §§ 26, 27 
und 28 finden keine Anwendung.
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(3) Für Grundstücke in Kleingärten nach dem Bundesklein-
gartengesetz gilt ein Nutzungsfaktor von 0,5.

(4) Für Grundstücke, die von den Bestimmungen der §§ 26,
27, 28 und der Absätze 1 bis 3 nicht erfasst sind (z. B.
Lagerplätze) gilt ein Nutzungsfaktor von 0,5, wenn auf
ihnen keine Gebäude errichtet werden dürfen.

§ 29a
Sakralbauten

(1) 	Vorhandene Kirchen oder vergleichbare Einrichtungen,
die sowohl räumlich als zeitlich überwiegend für den
Gottesdienst genutzt werden, werden mit einem Nut-
zungsfaktor von 1,0 berücksichtigt.

(2) Setzt ein Bebauungsplan die Zulässigkeit einer Kirche
oder vergleichbarer Einrichtungen für den Gottesdienst
fest, so ist für diese Nutzung Absatz 1 anwendbar.

§ 30
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken,
für die keine Bebauungsplanfestsetzungen im 

Sinne der §§ 26 bis 29 bestehen

(1) In unbeplanten Gebieten und bei Grundstücken, für
die ein Bebauungsplan keine den §§ 26 bis 29a ent-
sprechenden Festsetzungen enthält, ist bei bebauten
und unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken (§ 34
BauGB) die Zahl der zulässigen Geschosse maßgebend.
Ist im Einzelfall eine größere Geschosszahl vorhanden,
so ist diese zugrunde zu legen.

(2) 	Bei Grundstücken, die nach § 21 Abs. 2 beitragspflich-
tig sind (z. B. im Außenbereich gemäß § 35 BauGB),
ist bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich
vorhandenen Geschosse maßgebend. Bei unbebauten
Grundstücken, für die ein Bauvorhaben genehmigt ist,
gilt die Zahl der genehmigten Geschosse. Bei unbebau-
ten Grundstücken, und bei Grundstücken mit nur unter-
geordneter Bebauung gilt ein Nutzungsfaktor von 1,0.

(3) 	Als Geschosse nach den Absätzen 1 und 2 gelten Voll-
geschosse im Sinne von § 25 Abs. 1. Bei Grundstücken
nach Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 mit Gebäuden ohne
ein Vollgeschoss oder bei Gebäuden mit nur einem
Vollgeschoss und mindestens zwei weiteren Geschos-
sen, die nicht Vollgeschoss im Sinne des § 25 Abs. 1
sind, ergibt sich die Geschosszahl aus der tatsächlich
vorhandenen Baumasse des Bauwerks geteilt durch
die überbaute Grundstücksfläche des Bauwerks und
nochmals geteilt durch 3,5. Überschreiten Geschos-
se, die nicht als Wohn- oder Büroräume genutzt wer-
den, die Höhe von 3,5 m, so gilt als Geschosszahl die
Baumasse des Bauwerks geteilt durch die überbaute
Grundstücksfläche des Bauwerks und nochmals geteilt
durch 3,5.
Bruchzahlen aus Berechnungen nach diesem Absatz
werden auf die nächstfolgende Zahl aufgerundet.

(4) 	Tatsächlich hergestellte oder genehmigte unter- oder
oberirdische Parkdecks gelten jeweils als ein Geschoss,
auch wenn sie die Voraussetzungen des Absatzes 3 Satz
1 nicht erfüllen.

(5) 	Für die in § 29 Abs. 2 bis 4 genannten Anlagen, die in
Bereichen der Absätze 1 und 2 liegen, sind § 29 Abs. 2
bis 4 entsprechend anzuwenden.

3. Abschnitt: Entstehung, Höhe und Fälligkeit des Beitrags

§ 31
Erneute Beitragspflicht

(1) 	Grundstücke, für die bereits ein Beitrag nach § 21 ent-
standen ist, unterliegen einer erneuten Beitragspflicht,
wenn:
1. sich die Fläche des Grundstücks vergrößert (z. B.
durch Zukauf) und für die zugehende Fläche noch keine
Beitragspflicht entstanden war,

2. sich die Fläche des Grundstücks vergrößert und für
die zugehende Fläche eine Beitragspflicht zwar schon
entstanden war, sich jedoch die zulässige bauliche Nut-
zung der zugehenden Fläche durch die Zuschreibung
erhöht,
3. sich die Verhältnisse, die der Abgrenzung gemäß § 24
Abs. 1 zugrunde lagen, geändert haben,

(2) Der erneute Beitrag bemisst sich nach den Grundsät-
zen der §§ 25 bis 30. Im Fall des Absatzes 1 Nummer
2 bemisst sich der erneute Beitrag nach der Differenz
zwischen den der bisherigen Situation und der neuen
Situation entsprechenden Nutzungs- oder Grundflä-
chenfaktoren, wenn durch die Änderung der Verhält-
nisse der jeweilige Rahmen des § 25 Abs. 2 bzw. § 30
Abs. 2 nicht überschritten wird, entsteht keine erneute
Beitragspflicht. Im Übrigen gelten die Bestimmungen
des IV. Teils dieser Satzung entsprechend.

§ 32
Zusätzlicher Abwasserbeitrag 

von Großverbrauchern 

Für Grundstücke, die die Einrichtung nachhaltig nicht nur 
unerheblich über das normale Maß hinaus in Anspruch 
nehmen, kann der Zweckverband durch besondere Sat-
zungsregelung zusätzliche Beiträge gemäß § 20 Sächs-
KAG erheben.

§ 33
Beitragssatz

Der Teilbeitrag für die Schmutzwasserentsorgung beträgt 
2, 30 a je m2 Nutzungsfläche.

§ 34
Entstehung der Beitragsschuld

(1) Die Beitragsschuld entsteht:
1. in den Fällen des § 21 Abs. 3, mit dem In-Kraft-Treten
dieser Satzung,
2. in den Fällen des § 21 Abs. 1, sobald das Grundstück
an die Schmutzwasserentsorgung angeschlossen werden
kann,
3. in den Fällen des § 21 Abs. 2 mit der Genehmigung des
Anschlussantrages,
4. in den Fällen des § 21 Abs. 5 mit dem In-Kraft-Treten der
Satzung  (-sänderung) über die Erhebung eines weiteren
Beitrages,
5. in den Fällen des § 31 Abs. 1 Nr. 1 und 2 mit der Eintra-
gung der Änderung im Grundbuch,
6. in den Fällen des § 31 Abs. 1 Nr. 3 mit dem Wirksamwer-
den der Rechtsänderungen oder, soweit die Änderungen
durch Baumaßnahmen eintreten, mit deren Genehmi-
gung; soweit keine Genehmigung erforderlich ist, ist der
Zeitpunkt maßgebend, zu dem die Gemeinde Kenntnis
von der Änderung erlangt hat.

(2) Absatz 1 gilt auch für mittelbare Anschlüsse (§ 13
Abs. 2).
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§ 35
Fälligkeit der Beitragsschuld

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des 
Abgabenbescheids fällig.

§ 36
Entstehung und Fälligkeit von Vorauszahlungen

Vorauszahlungen werden nicht erhoben.

§ 37
Ablösung des Beitrags

(1)	 Der erstmalige Beitrag für die Schmutzwasserentsor-
gung im Sinne von § 20 Abs. 1, § 21 Abs. 1 bis 3 kann 
vor Entstehung der Beitragsschuld abgelöst werden. 
Der Betrag der Ablösung bestimmt sich nach der Höhe 
des voraussichtlich entstehenden Beitrags.

(2) 	Die Ablösung wird im Einzelfall zwischen dem Zweck-
verband und dem Grundstückseigentümer, Erbbaube-
rechtigten, dem Wohnungseigentümer oder dem sonst 
dinglich zur baulichen Nutzung Berechtigten vereinbart.

(3) 	Weitere, erneute und zusätzliche Beitragspflichten (§ 
21 Abs. 4, §§ 31 und 32) bleiben durch Vereinbarungen 
über Ablösungen des erstmaligen Abwasserbeitrages 
unberührt.

(4) 	Weitere, erneute und zusätzliche Beiträge können nicht 
abgelöst werden.

§ 38
Anrechnung von Erschließungsleistungen

auf den Abwasserbeitrag

Der von Dritten gemäß § 25 Abs. 2 SächsKAG übernom-
mene Erschließungsaufwand wird im nachgewiesenen bei-
tragsfähigen Umfang auf die jeweilige Teilbeitragsschuld 
der erschlossenen Grundstücke angerechnet.

V.   Teil – Abwassergebühren

   1. Abschnitt: Allgemeines

§ 39
Erhebungsgrundsatz

Der Zweckverband erhebt für die Benutzung der öffentli-
chen Abwasseranlagen Abwassergebühren. Sie werden 
erhoben für die Teilleistungen Schmutzwasserentsorgung, 
Niederschlagswasserentsorgung, Entsorgung abflusslo-
ser Gruben sowie Kleinkläranlagen, für Abwasser, das in 
öffentliche Abwasseranlagen eingeleitet wird, die nicht an 
ein Klärwerk angeschlossen sind und für sonstiges Abwas-
ser. Für die Gebührenerhebung ist es ohne Belang, ob das 
Abwasser unmittelbar oder mittelbar in die öffentlichen 
Abwasseranlagen geleitet wird.

§ 40
Gebührenschuldner

(1)	 Schuldner der Abwassergebühr ist der Eigentümer des 
Grundstücks, auf dem das Abwasser oder das sonsti-
ge Wasser anfällt, das in die öffentlichen Abwasseran-
lagen gelangt. Der Erbbauberechtigte oder der sonst 

dinglich zur baulichen Nutzung Berechtigte ist anstelle 
des Grundstückseigentümers Gebührenschuldner. Er-
folgt die Einleitung ohne konkreten Grundstücksbezug, 
ist der Einleiter Gebührenschuldner.

(2)	 Gebührenschuldner für die Abwassergebühr nach § 46 
Abs. 2 ist derjenige, der das Abwasser anliefert.

(3) 	Mehrere Gebührenschuldner nach Absatz 1 und 2 haf-
ten als Gesamtschuldner. Entwässern mehrere Grund-
stücke über eine Grundstücksentwässerungsanlage, 	
haften die Eigentümer dieser Grundstücke für das über 
diese Anlage entsorgte Abwasser und sonstige Wasser 
als Gesamtschuldner.

2. Abschnitt: Schmutzwasserentsorgung

§ 41
Gebührenmaßstab für die Schmutzwasserentsorgung

(1) 	Die Abwassergebühr für die Teilleistung Schmutzwas-
serentsorgung wird nach der Schmutzwassermenge be-
messen, die auf dem an die öffentlichen Abwasseranla-
gen angeschlossenen Grundstück anfällt (§ 42 Abs. 1).

(2) 	Bei Einleitungen nach § 7 Abs. 3 bemisst sich die Ab-
wassergebühr nach der eingeleiteten Wassermenge.

§ 42
Abwassermenge bei der Schmutzwasserentsorgung

(1) 	In dem jeweiligen Veranlagungszeitraum (§ 50 Abs. 2) 
gilt als angefallene Abwassermenge

	 1. 	bei öffentlicher Wasserversorgung, der der Trink-
wasserentgeltberechnung zugrunde gelegte Was-
serverbrauch im Veranlagungszeitraum,

	 2. bei nicht öffentlicher Wasserversorgung, die dieser 
entnommenen Wassermenge,

	 3. 	das auf Grundstücken anfallende Niederschlags-
wasser, soweit es als Brauchwasser im Haushalt 
oder Betrieb genutzt und in die öffentliche Abwas-
seranlage eingeleitet wird,

	 4. 	das auf Grundstücken anfallende Abwasser, das der 
Beseitigungspflicht nicht unterliegt und das sonsti-
ge Wasser, soweit es in die öffentlichen Abwasser-
anlagen eingeleitet wird,

	 5. 	bei Großverbrauchern (über 5.000 m3 Abwasser/Mo-
nat), die im Messschacht der Einleitstelle gemesse-
ne Abwassermenge.

(2)	 Auf Verlangen des Zweckverbandes hat der Gebühren-
schuldner in den Fällen von Absatz 1 Nummer 2 bis 4 
geeignete, den Bestimmungen des Eichgesetzes ent-
sprechende, Messeinrichtungen auf seine Kosten anzu-
bringen und zu unterhalten. Der Gebührenschuldner hat 
den Einbau der Messeinrichtungen vor der Inbetrieb-
nahme dem Zweckverband schriftlich anzuzeigen. Der 
Zweckverband behält sich vor, den Einbau der Mess- 
einrichtungen und die Zählerstände zu kontrollieren.

(3)	 Soweit die angefallene Abwassermenge nach Absatz 1 
nicht für den gesamten Veranlagungszeitraum gemes-
sen wurde, die Messeinrichtung offensichtlich falsch 
anzeigt oder die zulässige Verkehrsfreigrenze der Mess-
einrichtung überschritten ist, ist der Zweckverband zur 
Schätzung der angefallenen Abwassermenge insbe-
sondere nach folgenden Maßgaben berechtigt:
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	 1. 	unter Verwendung des Durchschnittsverbrauches 
des letzten fehlerfreien Ablesezeitraumes oder 

	 2. 	unter Verwendung einer Pauschale von 35 m3 pro 
Person und Jahr. Maßgebend für die Zahl der Perso-
nen ist der 30. Juni des Kalenderjahres, für das die 
Gebühr zu entrichten ist.

§ 43
Absetzungen

(1) 	Nach § 42 ermittelte Wassermengen, die nachweislich 
nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet 
wurden, werden auf schriftlichen Antrag des Gebühren-
schuldners bei der Bemessung der Benutzungsgebühr 
für die Teilleistung Schmutzwasserentsorgung abge-
setzt.

(2) 	Nachweis nicht eingeleiteter Wassermengen
	 1.	 Die abzusetzende Wassermenge ist mittels geson-

dertem Wasserzähler zu ermitteln.
	 2.	 Für landwirtschaftliche Betriebe soll der Nachweis 

durch Messungen eines gesonderten Wasserzählers 
erbracht werden. Dabei muss gewährleistet sein, 
dass über diesen Wasserzähler nur solche Frischwas-
sermengen entnommen werden können, die in der 
Landwirtschaft verwendet werden und deren Einlei-
tung als Abwasser nach § 6, insbesondere Abs. 2 Nr. 
3 ausgeschlossen ist.

(3)	 Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die abzusetzen-
de Wassermenge nicht durch Messungen nach Absatz 2 
Nr. 2 festgestellt, werden die nicht eingeleiteten Wasser-
mengen pauschal ermittelt. Dabei gilt als nicht eingelei-
tete Wassermenge im Sinne von Absatz 1:

	 1.	 je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, Schafen, Ziegen 
und Schweinen 15 m3/Jahr und

	 2.	 je Vieheinheit Geflügel 5 m3 /Jahr.

Der Umrechnungsschlüssel für Tierbestände in Viehein-
heiten gem. § 51 des Bewertungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 01.02.1991 (BGBl. I S. 230), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04.11.2016 
(BGBl. I S. 2464) in der jeweils geltenden Fassung ist ent-
sprechend anzuwenden. Für den Viehbestand ist der Stich-
tag maßgebend, nach dem sich die Erhebung der Tierseu-
chenbeiträge für das laufende Jahr richtet. Diese pauschal 
ermittelte, nicht eingeleitete Wassermenge wird von der 
gesamten verbrauchten Wassermenge im Sinne von § 42 
abgesetzt. Die danach verbleibende Wassermenge muss für 
jede für das Betriebsanwesen einwohnermeldeamtlich er-
fasste Person, die sich dort während des Veranlagungszeit-
raumes nicht nur vorübergehend aufgehalten hat, mindes-
tens 30 m3/Jahr betragen. Wird dieser Wert nicht erreicht, ist 
die Absetzmenge entsprechend zu verringern.

(4)	 Anzeigen auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermen-
gen müssen bis zum 31.01. des Jahres erfolgen, für das 
die Absetzung erfolgen soll.

(5)	 Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermen-
gen sind bis zum 31.01. des auf die Einleitung folgenden 
Jahres zu stellen.

 
3. Abschnitt: Niederschlagswasserentsorgung

		  § 44
Gebührenmaßstab für  

die Niederschlagswasserentsorgung

(1)	 Die Benutzungsgebühr für die Ableitung von Nieder-
schlagswasser bemisst sich nach der bebauten und be-
festigten Grundstücksfläche, von der Niederschlagswas-
ser in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet wird.

(2)	 Maßstab für die Abwassergebühr für die Teilleistung 
Niederschlagswasserentsorgung ist die abflusswirksa-
me Grundstücksfläche. Abflusswirksame Grundstücks-
flächen sind:

	 1.	 die gesamten Grundflächen von Gebäuden oder bau-
lichen Anlagen einschließlich der Dachüberstände,

	 2.	 die Flächen der überdachten Terrassen, Freisitze o. ä.,
	 3.	 die Flächen, die mit einem wasserundurchlässigen 

oder teilweise wasserundurchlässigen Belag oder 
einer Überdachung versehen sind,

	 4.	 die sonstigen regelmäßig entwässerten Flächen,
	
soweit von diesen Flächen Niederschlagswasser in die  

öffentlichen Abwasseranlagen gelangt.

	 § 45
Ermittlung der abflusswirksamen Grundstücksfläche

(1) 	Die abflusswirksame Grundstücksfläche errechnet 
sich durch Vervielfachen der auf volle Quadratmeter 
abgerechneten bebauten und befestigten Flächen mit 
den Abflussfaktoren (Abs. 2). Bebaut und befestigt im 
Sinne dieser Vorschrift ist jeder Teil der Grundstücks-
fläche, dessen Oberfläche so beschaffen ist, dass Nie-
derschlagswasser vom Erdreich nicht oder nicht voll-
ständig aufgenommen werden kann, soweit von diesen 
Flächen Niederschlagswasser in die öffentlichen Ab-
wasseranlagen gelangt.

(2)	 Die abflusswirksame Grundstücksfläche berücksichtigt 
die unterschiedlichen Grade der Wasserdurchlässigkeit 
der einzelnen Versiegelungsarten mit folgenden Ab-
flussfaktoren:

1. 		  Dächer:
1.1.	 Standarddach (flach oder geneigt)	�  1,0
1.2.	 Gründach und Grünüberdeckung mit einer
		  Aufbauhöhe von 10 bis 30 cm		�   0,5
1.3.	 Gründach und Grünüberdeckung mit einer
		  Aufbauhöhe von mehr als 30 cm		�   0,2
1.4.	 Kiesdächer				�     0,5
2.		  Befestigte Flächen:
2.1.	 Asphalt, Beton				�     1,0
2.2.	 Pflaster, Platten, Verbundsteine		�   0,6
2.3.	 Kies, Schotter, Rasengittersteine oder
		  vergleichbar wasserdurchlässige Materialien� 0,2
3. 		  Versickerungsanlagen
		  Mulden/Mulden – Rigolen – Systeme mit
		  Überlauf und Anschluss an die öffentlichen
		  Abwasseranlagen und einem Stauraumvermögen
		  von 2,0 cbm je 100 qm angeschlossener Fläche � 0,2
4.		  Andere Versiegelungsarten:
		  Für bebaute und befestigte Flächen anderer
		  Art gilt derjenige Faktor, der der in Ziffer 
		  1 bis 3 genannten Versiegelungsart bezüglich
		  seiner Wasserdurchlässigkeit am nächsten kommt.
5.			   Dachflächen, deren Niederschlagswasser wäh- 

	 rend der Vegetationszeit zu Bewässerungszwe- 
	 cken in  Regentonnen aufgefangen werden,  
	 werden mit 42 %  der nach Ziffer 1 ermittelten  
	 Fläche herangezogen.

(3)	 Maßgebend für die Berechnung der abflusswirksa-
men Grundstücksfläche ist der Zustand des Grundstücks 
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zu Beginn des Veranlagungszeitraumes; bei erstmaliger 
Entstehung der Gebührenpflicht gilt der Zustand zum 
Zeitpunkt des Beginns des Benutzungsverhältnisses. Än-
derungen der abflusswirksamen Grundstücksfläche wer-
den nach Anzeige des Grundstückseigentümers oder der 
sonstigen nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten zum Beginn des 
auf die Anzeige folgenden Monats jahresanteilig berück-
sichtigt.

4. Abschnitt: Dezentrale Entsorgung

§ 46
 Gebührenmaßstab für dezentrale Anlagen

(1) Für Abwasser, das aus abflusslosen Gruben oder Klein-
kläranlagen entnommen wird (§ 1 Abs. 2), bemisst sich
die Abwassergebühr nach der Menge des entnomme-
nen Abwassers.

(2) 	Wird Abwasser zu einer öffentlichen Abwasserbehand-
lungsanlage gebracht, bemisst sich die Abwasserge-
bühr nach der Menge des angelieferten Abwassers.

(3) Für Schmutzwasser, das in öffentliche Abwasseranlagen
eingeleitet wird, die nicht an ein Klärwerk angeschlossen
sind, bemisst sich die Abwassergebühr nach der entspre-
chend §§ 42 und 43 ermittelten Abwassermenge. Dies gilt
auch für Überläufe von Kleinkläranlagen, die in einen in
Satz 1 genannten öffentlichen Kanal entwässern.

5. Abschnitt: Abwassergebühren

§ 47
Höhe der Abwassergebühren

(1) 	Für die Teilleistung Schmutzwasserentsorgung ge-
mäß § 41 beträgt die Gebühr für Abwasser, das in
öffentliche Kanäle eingeleitet und durch ein Klärwerk
gereinigt wird  2,41 a  je Kubikmeter Abwasser. Dies
gilt auch für sonstiges Wasser und Abwasser nach §
7 Abs. 3, das in Abwasseranlagen im Sinne von Satz
1 eingeleitet wird.

(2) 	Für die Teilleistung Niederschlagswasserentsorgung
gemäß § 44 beträgt die Gebühr für Abwasser, das in
öffentliche Kanäle eingeleitet wird  0,81 a  je Quadrat-
meter abflusswirksamer Fläche und Jahr.

(3) Für die Teilleistung Entsorgung von abflusslosen Gru-
ben beträgt die Gebühr wenn dieses Abwasser von
dem Zweckverband gemäß § 46 Abs. 1 abgeholt wird
19,81 a je Kubikmeter Abwasser.

(4) 	Für die Teilleistung Entsorgung von Kleinkläranlagen
beträgt die Gebühr
1. wenn dieses Abwasser von dem Zweckverband
gemäß § 46 Abs. 1 abgeholt wird  27,11 a  je Kubikme-
ter Abwasser,
2.	 im Falle des § 46 Abs. 3 S. 2 für das Überlaufwasser 
aus Kleinkläranlagen  0,69 a  je Kubikmeter Schmutz-
wasser.

(5) Für die Teilleistung der Einleitung von Abwasser in
öffentliche Abwasseranlagen, die gemäß § 46 Abs. 3,
S. 1 nicht an ein Klärwerk angeschlossen sind, beträgt
Gebühr  0,69 a  je Kubikmeter Abwasser.

6. Abschnitt: Starkverschmutzer

§ 48
Starkverschmutzerzuschläge

(1) Mit Einleitern, die über das normale Maß verschmutzte
Abwässer (900 mg CSB) einleiten, sind gesonderte Ver-
träge abzuschließen (Einleiterverträge).

(2) In den Einleiterverträgen sind insbesondere Regelun-
gen über
– Verschmutzungswerte und Messungen
– Starkverschmutzerzuschläge
– Abrechnungsmethoden
festzuschreiben.

(3) Überschreitet das in die häuslichen Abwasseranlagen
der öffentlichen Einrichtung   (§ 1 Abs. 1) eingeleitete
die nachfolgend festgelegten Werte (stark verschmutz-
tes Abwasser), erhöht sich der Gebührensatz der Teil-
leistung Schmutzwasserentsorgung gemäß § 41 ent-
sprechend der stärkeren Verschmutzung wie folgt:

1. Bei Abwasser mit einer Konzentration an chemisch oxi-
dierbaren Stoffen, gemessen am chemischen Sauer-
stoffbedarf (CSB) von 901 mg/l bis 1800 mg/l um

11,78 % 

2. für jede weitere angefangene 900 mg/l um jeweils weitere

11,78 %

§ 49
Verschmutzungswerte

(1) 	Sofern nichts anderes vereinbart wurde, werden die
Verschmutzungswerte von stark verschmutztem Ab-
wasser durch den Zweckverband nach mittleren Ver-
schmutzungswerten festgesetzt. Dabei werden die Ver-
schmutzungswerte zugrunde gelegt, die sich aus dem
arithmetischen Mittel von mindestens 4 Abwasserun-
tersuchungen ergeben. Die Abwasseruntersuchungen
werden vom Zweckverband innerhalb des Veranla-
gungszeitraumes in einem Abstand von mindestens 4
Wochen durchgeführt.

(2) Für die Abwasseruntersuchungen nach Absatz 1 wer-
den vom Zweckverband an jeder Einleitungsstelle qua-
lifizierte Stichproben entnommen. Dies entspricht einer
Abwassermischung aus mindestens fünf, höchstens
24 Stichproben. Die Stichproben sind im Abstand von
nicht weniger als zwei Minuten und nicht mehr als 12
Stunden zu entnehmen.

(3) 	Den Werten nach Absatz 1 liegen folgende Analysever-
fahren zugrunde:

Chemisch-oxidierbare Stoffe: 
chemischer Sauerstoffbedarf

(CSB) DIN 38 409 H 41 (in der jeweils gültigen Fassung).

Der Gebührenschuldner ist verpflichtet, dem Zweckver-
band mitzuteilen, ob in den Abwasserproben anorga-
nische Verbindungen, die unter Reaktionsbedingungen 
oxidiert werden, zu erwarten sind. Diese sind separat 
zu bestimmen und in Abzug zu bringen. Die Verschmut-
zungswerte beziehen sich auf Untersuchungen von Ab-
wasser im nach zwei Stunden gesetzten Zustand.

7. Abschnitt: Gebührenschuld

§ 50
Entstehung und Fälligkeit der Gebührenschuld,

Veranlagungszeitraum
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(1)	 Die Pflicht des Gebührenschuldners, Gebühren zu ent-
richten, entsteht jeweils zu Beginn des Kalenderjahres. 
Frühestens entsteht sie jedoch mit der Inbetriebnahme 
der Grundstücksentwässerungsanlagen oder dem Beginn 
der tatsächlichen Nutzung oder der Einleitung von stark 
verschmutztem Abwasser. Bei einem Wechsel des Gebüh-
renschuldners (§ 40 Absatz 1) geht die Gebührenpflicht ab 
dem der Rechtsänderung folgenden Monat auf den neuen 
Gebührenschuldner über. Maßgebend ist die Rechtsän-
derung im Grundbuch. Ersatzweise gilt die Erklärung des 
Eigentumswechsels durch Verpflichtungserklärung.

(2)	 Die Gebührenschuld entsteht in den Fällen des § 47 Abs. 
1, 2, 4 Nr. 2 und 5 und des § 48 jeweils zum Ende eines 
Kalenderjahres für das jeweilige Kalenderjahr. Veranla-
gungszeitraum ist das Kalenderjahr, mindestens jedoch 
der Zeitraum ab Entstehung der Gebührenpflicht nach 
Absatz 1 Satz 2 bis zum Ende des Kalenderjahres.

	 Bei einem Wechsel des Gebührenschuldners (§ 40 Ab-
satz 1) entsteht die Gebührenschuld des bisherigen Ge-
bührenschuldners bereits mit Übergang der Gebühren-
pflicht nach Absatz 1 Satz 3 bis 5. Veranlagungszeitraum 
ist für den bisherigen Gebührenschuldner der Zeitraum 
ab Beginn des Kalenderjahres bis zum der Rechtsände-
rung folgenden Monat und für den neuen Gebühren-
schuldner ab dem der Rechtsänderung folgenden Mo-
nat bis zum Ende des Kalenderjahres.

(3)	 In den Fällen des § 47 Abs. 3, 4 Nr. 1 entsteht die Gebüh-
renschuld mit der Erbringung der Leistung bzw. Anlie-
ferung des Abwassers.

(4)	 Die Abwassergebühren sind 
	 1.	 in den Fällen des § 47 Abs. 1, Abs. 4 Nr. 2 und 5 zwei 

Wochen nach Bekanntgabe des Gebührenbeschei-
des zur Zahlung fällig.

	 2.	 in den Fällen des § 47 Abs. 2 vier Wochen nach Be-
kanntgabe des Gebührenbescheides zur Zahlung fällig.

	 3.	 in den Fällen des § 47 Abs. 3 und Abs. 4 Nr. 1 wird 
die Gebühr mit der Aufforderung fällig.

(5)	 Bei Großverbrauchern (über 5.000 m3 Abwasser/Monat) 
entsteht die Gebührenschuld für die Fälle des § 47 Abs. 
1 und 5 und des § 48 jeweils zum Ende eines Kalender-
monats für den jeweiligen Kalendermonat. Abs. 3 und 4 
gelten entsprechend.

§ 51
Vorauszahlungen

(1) 	In den Mitgliedsgemeinden Eilenburg, Doberschütz, 
Zschepplin mit den Ortsteilen Naundorf, Rödgen, Steubeln, 
Krippehna, Zschepplin und Noitzsch sind Vorauszahlungen 
auf die voraussichtliche Gebührenschuld nach § 47 Abs. 1, 4 
Nr. 2 und 5 zum 1.04.; 1.06.; 1.08.; 1.10. und 1.12. eines jeden 
Jahres zu leisten. Der Vorauszahlung ist jeweils ein Fünftel 
der Abwassermenge des Vorjahres zugrunde zu legen.

(2)	 In der Gemeinde Krostitz sind zum letzten Werktag der 
Monate Februar bis Dezember eines jeden Jahres mo-
natlich auf die voraussichtliche Gebührenschuld nach 
§ 47 Abs. 1, 4 Nr. 2 und 5 Vorauszahlungen zu leisten. 
Der Vorauszahlung ist jeweils ein Zwölftel der Abwas-
sermenge des Vorjahres zugrunde zu legen.

(3)	 Fehlt eine Vorjahresabrechnung oder bezieht sich diese 
nicht auf ein volles Kalenderjahr, wird die voraussichtli-
che Abwassermenge geschätzt. Ändert sich die Gebüh-
renhöhe, so wird die Vorauszahlung anteilig angepasst. 

 VI. Teil – Anzeigepflicht, Anordnungsbefugnis, Haftung,
                   Ordnungswidrigkeiten

§ 52
Anzeigepflichten

(1)	 Binnen eines Monats haben der Grundstückseigentü-
mer, der Erbbauberechtigte und der sonst dinglich zur 
baulichen Nutzung Berechtigte dem Zweckverband 
schriftlich anzuzeigen:

	 1.	 jede Änderung der Eigentumsverhältnisse und 
sonstigen dinglichen Nutzungsverhältnisse (Än-
derung des Gebührenschuldners nach § 40) an ei-
nem an die öffentliche Abwasserbeseitigung ange-
schlossenen Grundstück; Die Anzeigepflicht obliegt 
dem bisherigen und dem neuen Eigentümer, ding-
lich Berechtigten bzw. Gebührenschuldner. Mit der 
Anzeige über den Wechsel ist auch der dort verein-
barte oder abgelesene Wasserzählerstand mitzutei-
len.

	 2.	 die bei In-Kraft-Treten dieser Satzung vorhandenen 
abflusslosen Gruben und Kleinkläranlagen mit Typ, 
Baujahr und Größe des Faul- bzw. Sammelraumes, 
soweit dies noch nicht geschehen ist, 

	 3.	 Vergrößerungen oder Verkleinerungen der versiegel-
ten Grundstücksflächen oder Änderungen der Versie-
gelungsart, soweit das Grundstück niederschlagswas-
serentsorgt wird, 

	 4.	 die versiegelte Grundstücksfläche, sobald der Zweck-
verband den Grundstückseigentümer dazu auffor-
dert, 

	 5.	 die Inbetriebnahme einer Grundstückskläranlage,
	 6.	 die Änderung des Namens oder der Postanschrift des 

Beitrags- oder Gebührenschuldners oder seines Ver-
treters,

	 7.	 die Erweiterung oder Änderung der Nutzung des 
Grundstücks, soweit sich dadurch die Bemessung 
oder Erhebung der Gebühren und/oder Beiträge än-
dert oder ändern kann.

(2)	 Binnen eines Monats nach Ablauf des Veranlagungs-
zeitraumes hat der 	 Gebührenpflichtige dem Zweck-
verband anzuzeigen: 

	 1.	 die Menge des Wasserverbrauchs aus einer nicht-
öffentlichen Wasserversorgungsanlage (§ 42 Abs. 1 
Nr. 2),

	 2.	 die Menge des anfallenden Abwasser, das der Be-
seitigungspflicht nicht unterliegt und des sonstige 
Wasser, soweit es in die öffentlichen Abwasseranla-
gen eingeleitet wird bzw. werden soll (§ 42 Abs. 1 Nr. 
4) und 

	 3.	 die Menge des auf dem Grundstück gesammelten 
und als Brauchwasser verwendeten Niederschlags-
wasser (§ 42 Abs. 1 Nr. 3). 

(3)	 Unverzüglich haben der Grundstückseigentümer und 
die sonst zur Nutzung eines 	 Grundstücks oder einer 
Wohnung berechtigten Personen dem Zweckverband 	
mitzuteilen:

	 1.	 Änderungen der Beschaffenheit, der Menge und des 
zeitlichen Anfalls des Abwassers,

	 2.	 wenn gefährliche oder schädliche Stoffe in die öffent-
lichen Abwasseranlagen gelangen oder damit zu rech-
nen ist,

	 3.	 den Einbau und Wechsel von Messeinrichtungen nach 
§ 42 Abs. 1 Nr. 2,

	 4.	 den Entleerungsbedarf der abflusslosen Gruben und 
Kleinkläranlagen,
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	 5.	 die Ergebnisse der Wartung der Grundstückskleinklär-
anlagen, sobald der Zweckverband dazu auffordert,

	 6.	 Betriebsstörungen, Außerbetriebnahmen und ähnli-
che Störungen im Betrieb der Grundstückskläranla-
gen, die eine Nichteinhaltung der erforderlichen Reini-
gungsleistung besorgen lassen;

	 7.	 der Anfall von Schmutzwasser, das einen Verschmut-
zungsgrad annimmt, der einen erhöhten Gebühren-
satz auslösen kann (§ 48 Abs. 3),

	 8.	 wenn bei Großeinleitern mit einer jährlichen Schmutz-
wassermenge von mehr als 5.000 m³ zu erwarten ist, 
dass sich im Verlaufe des Veranlagungszeitraumes die 
Abwassermenge gegenüber dem vorangegangenen 
Veranlagungszeitraum um mehr als 30 % erhöhen 
oder verringern wird.

(4)	 Wird eine private Grundstücksentwässerungsanlage, 
auch nur vorübergehend außer Betrieb gesetzt, hat 
der Grundstückseigentümer diese Absicht so frühzeitig 
mitzuteilen, dass der Anschlusskanal rechtzeitig ver-
schlossen oder beseitigt werden kann.

§ 53
Haftung des Zweckverbandes

(1) 	Werden die öffentlichen Abwasseranlagen durch Be-
triebsstörungen, die der Zweckverband nicht zu ver-
treten hat, vorübergehend ganz oder teilweise außer 
Betrieb gesetzt oder treten Mängel oder Schäden auf, 
die durch Rückstau infolge von Naturereignissen, wie 
Hochwasser, Starkregen oder Schneeschmelze oder 
durch Hemmungen im Abwasserablauf verursacht 
sind, so erwächst daraus kein Anspruch auf Schadener-
satz. Ein Anspruch auf Ermäßigung oder auf Erlass von 
Beiträgen oder Gebühren entsteht in keinem Fall.

(2) 	Die Verpflichtung des Grundstückseigentümers zur Si-
cherung gegen Rückstau (§ 17) bleibt unberührt.

(3) 	Im Übrigen haftet der Zweckverband nur für Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit.

(4) 	Eine Haftung nach den Vorschriften des Haftpflichtge-
setzes bzw. des Gesetzes über die Vermeidung und Sa-
nierung von Umweltschäden (Umweltschadensgesetz) 
bleibt unberührt.

§ 54
Anordnungsbefugnis, Haftung der Benutzer

(1) 	Der Zweckverband kann nach pflichtgemäßem Ermes-
sen die notwendigen Maßnahmen im Einzelfall an-
ordnen, um rechtswidrige Zustände zu beseitigen, die 
unter Verstoß gegen Bestimmungen dieser Satzung 
herbeigeführt worden oder entstanden sind. Er kann 
insbesondere Maßnahmen anordnen, um drohende 
Beeinträchtigungen öffentlicher Abwasseranlagen zu 
verhindern und um deren Funktionsfähigkeit aufrecht 
zu erhalten. Dies gilt ebenso für Maßnahmen, um ein-
getretene Beeinträchtigungen zu minimieren und zu 
beenden, sowie um die Funktionsfähigkeit der Abwas-
seranlagen wiederherzustellen. Für die Erzwingung ei-
ner nach dieser Satzung vorgeschriebenen Handlung, 
Duldung oder Unterlassung gelten die Vorschriften des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für den Freistaat 
Sachsen (SächsVwVG).

(2)	 Der Grundstückseigentümer und die sonstigen Benut-
zer haften für schuldhaft verursachte Schäden, die in-
folge einer unsachgemäßen oder den Bestimmungen 

dieser Satzung widersprechenden Benutzung oder in-
folge eines mangelhaften Zustands der Grundstücks-
entwässerungsanlagen entstehen. Sie haben den 
Zweckverband von Ersatzansprüchen Dritter freizu-
stellen, die wegen solcher Schäden geltend gemacht 
werden. Gehen derartige Schäden auf mehrere private 
Grundstücksentwässerungsanlagen zurück, so haften 
deren Eigentümer oder Benutzer als Gesamtschuld-
ner.

§ 55
Ordnungswidrigkeiten

(1) 	Ordnungswidrig im Sinne von § 124 Abs. 1 SächsGemO 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

0	 01.	 entgegen § 3 Abs. 1 das Abwasser nicht dem Zweck-
verband überlässt,

	 02.	 entgegen § 6 Abs. 1 bis 3 von der Einleitung ausge-
schlossene Abwässer oder Stoffe in die öffentlichen 
Abwasseranlagen einleitet oder die vorgeschriebe-
nen Grenzwerte für einleitbares Abwasser nicht ein-
hält.

0	 03.	 entgegen § 7 Abs. 1 Abwasser ohne Behandlung, 
Drosselung oder Speicherung in öffentliche Abwas-
seranlagen einleitet,

0	 04.	 entgegen einer auf Grundlage von § 7 Abs. 2 Satz 1 
und Satz 2 erlassenen Regelung Abwasser einleitet

0	 05.	 entgegen § 7 Abs. 3 sonstiges Wasser oder Abwas-
ser, das der Beseitigungspflicht nicht unterliegt, 
ohne besondere Genehmigung des Zweckverban-
des in öffentliche Abwasseranlagen einleitet,

0	 06.	 entgegen § 8 Abs. 2 Satz 2 Wartungen einer Klein-
kläranlage nicht durch den Hersteller oder einen 
Fachbetrieb ausführen lässt,

0	 07.	 entgegen § 8 Abs. 2 Satz 3 und 4 das Betriebsbuch 
einer Kleinkläranlage bzw. einer abflusslosen Grube 
nach deren endgültiger Stilllegung nicht bis zum 
Ende des dritten folgenden Kalenderjahres bzw. bis 
zum Ablauf eines Jahres nach dem rechtskräftigem 
Abschluss des Rechtsstreits aufbewahrt,

0	 08.	 entgegen § 12 Abs. 1 einen vorläufigen oder vorü-
bergehenden Anschluss nicht von dem Zweckver-
band herstellen lässt,

	 09.	 entgegen § 13 Abs. 1 einen Anschluss an die öffent-
lichen Abwasseranlagen ohne schriftliche Geneh-
migung des Zweckverbandes herstellt, benutzt oder 
ändert,

	 10.		 die private Grundstücksentwässerungsanlage nicht 
nach den Vorschriften des § 14 und § 15 Abs. 3 Satz 
2 und 3 herstellt,

	 11.	 die Verbindung der Grundstücksentwässerungsanla-
ge mit der öffentlichen Abwasseranlage nicht nach § 
15 Abs. 3 Satz 1 im Einvernehmen mit dem Zweck-
verband herstellt,

	 12.	 entgegen § 16 Abs. 1 die notwendige Entleerung 
und Reinigung der Abscheider nicht rechtzeitig vor-
nimmt,

	 13.	 entgegen § 16 Abs. 3 Zerkleinerungsgeräte oder ähn-
liche Geräte an eine Grund-stücksentwässerungsan-
lage anschließt,

	 14.	 entgegen § 17 Satz 1 Abwasseraufnahmeeinrichtun-
gen der privaten Grundstücksentwässerungsanlage 
nicht gegen Rückstau sichert,

	 15.	 entgegen § 18 Abs. 1 die Grundstücksentwässe-
rungsanlage vor Abnahme in Betrieb nimmt,

	 16.	 entgegen § 18 Abs. 2 Satz 2 den mit der Überwa-
chung der Anlagen beauftragten Personen nicht 
zu allen Teilen der privaten Grundstücksentwässe-
rungsanlagen Zutritt gewährt,
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Zweckverband  
Pressler Heidewald und Moorgebiet

Bekanntmachung des Zweckverbandes 
„Presseler Heidewald- und Moorgebiet“ 

Der Entwurf der Haushaltssatzung und des Haushalts- 
planes für das Jahr 2021 liegen gemäß SächsGemO § 76 in 
der Zeit vom 07.12.2020 bis 15.12.2020 öffentlich zur kos-
tenlosen Einsichtnahme in folgenden Dienststellen:

während den allgemeinen Dienstzeiten aus.

Einwendungen gegen den Entwurf können bis zum 24.12.2020 
schriftlich an die Geschäftsstelle des Zweckverbandes "Pres-
seler Heidewald- und Moorgebiet" erhoben werden.

gez. Dr. Rexroth
Verbandsvorsitzender
 

Geschäftsstelle 	
des Zweckverbandes  
Schlossplatz 7a		
04860 Weidenhain		
Tel.: 03421 715141	

Landratsamt Nordsachsen
Untere Naturschutzbehörde
Dr.-Belian-Straße 4
04838 Eilenburg
03423 7097 4136

und  

	 17.	 entgegen § 18 Abs. 2 Satz 5 den zur Prüfung des 
Abwassers notwendigen Einblick in die Betriebs-
vorgänge nicht gewährt und die sonst erforderli-
chen Auskünfte nicht erteilt,

	 18.	 entgegen § 18 Abs. 3 die bei der Prüfung der priva-
ten Grundstücksentwässerungsanlagen festgestell-
ten Mängel nicht unverzüglich beseitigt,

	 19.	 entgegen § 19 Abs. 3 Satz 2 das Messprotokoll dem 
Zweckverband nicht unverzüglich zusendet,

	 20.	 entgegen § 52 seinen Anzeige- und Auskunfts-
pflichten gegenüber dem Zweckverband nicht, 
nicht richtig oder nicht rechtzeitig nachkommt,

	 21.	 dezentrale Anlagen entgegen § 19 betreibt, Be-
triebstagebuch, Wartungs- und Entsorgungsnach-
weise nicht, nicht rechtzeitig oder nicht vollständig 
vorlegt.

(2) 	Ordnungswidrig im Sinne von § 6 Abs. 2 Nr. 2 Sächs-
KAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig seinen 
Anzeige- und Auskunftspflichten nach § 52 nicht, nicht 
richtig oder nicht rechtzeitig nachkommt.

(3)	 Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von 
bis zu 10.000,- a geahndet werden. 

(4) 	Die Vorschriften des Sächsischen Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzes (SächsVwVG) bleiben unberührt.

VII. Teil – Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 56
Unklare Rechtsverhältnisse

Bei Grundstücken, die im Grundbuch noch als Eigentum 
des Volkes eingetragen sind, tritt an die Stelle des Grund-
stückseigentümers nach den Vorschriften dieser Satzung 
der Verfügungsberechtigte im Sinne von § 8 Abs. 1 des Ge-
setzes über die Feststellung der Zuordnung von ehemals 
volkseigenem Vermögen (Vermögenszuordnungsgesetz - 
VZOG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. März 
1994 (BGBl. I, S. 709) zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19.04.2006 (BGBl. I S. 866) in der jeweils gel-
tenden Fassung.

§ 57
 In-Kraft-Treten

(1) 	Soweit Abgabenansprüche nach dem bisherigen Sat-
zungsrecht aufgrund des SächsKAG oder des Vorschalt-
gesetzes Kommunalfinanzen bereits entstanden sind, 
gelten anstelle dieser Satzung, die Satzungsbestim-
mungen, die im Zeitpunkt des Entstehens der Abgaben-
schuld gegolten haben.

(2) 	Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Abwassersatzung vom 18.10.2017 außer Kraft.

Hinweis nach § 4 Abs. 4 Satz 4 SächsGemO:

	 Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften zustande gekommen sind, ein Jahr 
nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig 
zustande gekommen.

Dies gilt nicht, wenn

	 1.	 die Ausfertigung dieser Satzungen nicht oder fehler-
haft erfolgt ist,

	 2.	 die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzun-
gen, Genehmigung oder Bekanntmachung der Sat-
zung verletzt worden sind,

	 3.	 der Verbandsvorsitzende dem Beschluss nach § 52 
Abs. 2 wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,

	 4.	 vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO ge-
nannten Frist

	 a)	 die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss bean-
standet hat oder

	 b)	 die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrift 
gegenüber dem Zweckverband unter Bezeichnung 
des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen 
soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach den Ziffern 3 oder 4 geltend ge-
macht worden, so kann auch nach Ablauf der in § 4 Abs. 4 
Satz 1 SächsGemO genannten Frist jedermann die Verlet-
zung geltend machen. 

Eilenburg, 27.11.2020

Scheler
Verbandsvorsitzender     
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Kultur und Schulen

„Classic meets Bad Düben“ – 
Anrechtskonzerte der Sächsischen 

Bläserphilharmonie werden 
2021 fortgesetzt

Seit März 2020 ist die Sächsische Bläserphilharmonie mit 
der Konzertreihe „Classic meets Bad Düben“ im Kursaal des 
Heide Spa zu Gast. Nach drei außerordentlich erfolgreichen 
Konzerten, trotz eingeschränkter Bedingungen, bedankt sich 
das Orchester herzlich bei seinem Publikum für den jubeln-
den Applaus, das Verständnis und die Treue. 
Für den 20.12.20 war das Weihnachtskonzert „Niemals war 
die Nacht so klar“ geplant. Da es nicht stattfi nden kann, soll 
stattdessen am 31.01.2021 das Neujahrskonzert „Mit Voll-
dampf ins neue Jahr“ eintreten. 2021 geht „Classic meets 
Bad Düben“ in die zweite Runde. Diesmal sogar mit fünf 
unterschiedlichen Sonntagskonzerten, jeweils um 15 Uhr 
im Heide Spa Bad Düben, an folgenden Terminen: 14.03., 
02.05., 29.08., 17.10. und 19.12.2021. 
 „Classic meets Bad Düben“ wird im Rahmen des Projektes 
„LandKultur“ durch das Bundesministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft gefördert und steht unter der Schirm-
herrschaft von Landrat Kai Emanuel. Die Förderung ermög-
licht dem Publikum, mit einem kostenfreien Bustransfer zum 
Veranstaltungsort und wieder zurück zu gelangen. Vier ver-
schiedene Buslinien, extra für das Publikum arrangiert und 
im Konzertpreis inkludiert, fahren von Delitzsch, Bitterfeld-
Wolfen, Eilenburg und Torgau über Zwischenhalte bis vor 
die Tür des Heide Spa sowie nach dem Konzert wieder re-
tour. So wird ein Konzert in Bad Düben zum entspannten 
Ausfl ug. 
Für die Anrechtsreihe 2021 soll der Bustransferservice an die 
Wünsche der Konzertbesucher angepasst werden. Rückmel-
dungen zu Abfahrtszeiten und Haltestellen können bis zum 
31.12.2020 per Mail an landkultur@saechsische-blaeserphil-
harmonie.de oder telefonisch unter 034345-52580 mitgeteilt 
werden. Einen Umfragebogen dazu fi nden Sie bei Bedarf 
auf der Webseite. Die neuen Buslinien und Abfahrtszeiten 
für 2021 werden rechtzeitig bekannt gegeben.
Die Karten für das Anrecht auf alle fünf Konzerte sind im 
Heide Spa Bad Düben, an allen LVZ/TZ-Geschäftsstellen, 
unter der kostenfreien Tickethotline 0800 21 81 050, an al-
len bekannten VVK-Stellen sowie unter www.ticketgale-
rie.de erhältlich. Weitere Informationen erhalten Sie unter 
Tel. 034345-52580 und unter www.sächsische-bläserphil-
harmonie.de

Verschiedenes

Amtliche Bekanntmachung 
des Staatsbetriebes Sachsenforst

Neue Förderrichtlinie Wald und 
Forstwirtschaft in Kraft getreten 

Aufruf zur Einreichung von forstwirtschaftlichen Wege-
bauprojekten – fi nanzielle Unterstützung für Waldbesitzer 
auf dem Weg hin zur Etablierung von arten- und struktur-
reichen, klimaangepassten und zukunftsträchtigen Wäl-
dern in Aussicht

Die neu in Kraft getretene Förderrichtlinie Wald und Forst-
wirtschaft 2020, RL WuF/2020 beinhaltet folgende wichti-
ge Punkte: 
Fördermittelanträge für Waldverjüngungsmaßnahmen in-
nerhalb von Schutzgebieten sowie für Waldumbaumaß-
nahmen können für den bestehenden Förderzeitraum bis 
Ende des Jahres 2023 jederzeit eingereicht werden. Dabei 
steht dem Waldbesitzer eine Festbetragsfi nanzierung in 
Aussicht. Diese setzt sich zusammen aus einer fl ächen-
bezogenen Basisförderung in Höhe von 1625 € je Hektar 
und einem mengenbezogenen Festbetrag je eingebrachter 
Pfl anze (zwischen 2,56 € und 0,74 €) bzw. je eingebrachtem 
Kilogramm Saatgut. Neu hinzugekommen ist die Möglich-
keit, Pfl anzfl ächen nachzubessern. Hier liegt der Festbetrag 
je eingebrachter Pfl anze zwischen 1,29 € und 0,49 €. Die 
Etablierung von Naturverjüngung kann neuerdings auch zu 
einem Fördermittelprojekt werden.

Zur geplanten Fördermaßnahme wird den Waldbesitzern 
vor dem Einreichen des Förderantrages unbedingt empfoh-
len, den Kontakt mit dem zuständigen Sachsenforstrevier-
leiter aufzunehmen. Das Beratungsgespräch ist kostenfrei. 
Weitere ausführliche Informationen sowie die Antragsun-
terlagen sind auf dem Förderportal des Freistaates Sachsen 
zu fi nden (https://www.smul.sachsen.de/foerderung/foer-
derrichtlinie-wald-und-forstwirtschaft-rl-wuf-2014-4302.
html). 

Innerhalb der neuen Förderrichtlinie WuF/2020 können 
auch Projekte gefördert werden, die der Erschließung forst-
wirtschaftlicher Flächen dienen. Ziel soll sein, die forstliche 
Infrastruktur zu verbessern, um eine nachhaltige Waldbe-
wirtschaftung und Waldschutzmaßnahmen zu gewährleis-
ten. Hier können ab sofort Förderanträge eingereicht wer-
den. Der Antragsstichtag ist hierfür der 25.01.2021.

Dabei können Projekte von nicht kommunalen Begünstig-
ten mit einer Betriebsgröße bis 200 Hektar mit 90 Prozent 
der förderfähigen Ausgaben bezuschusst werden. Ab ei-
ner Betriebsgröße von mehr als 200 Hektar beträgt der 
Zuschuss 75 Prozent der förderfähigen Ausgaben. Auch 
Kommunen steht der Fördersatz von 75 Prozent in Aus-
sicht. Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht nicht. 
Antragsunterlagen sind ebenfalls im Förderportal des Frei-
staates Sachsen verfügbar (https://www.smul.sachsen.de/
foerderung/foerderrichtlinie-wald-und-forstwirtschaft-rl-
wuf-2014-4302.html) 

Ansprechpartner für alle Fragen zur forstlichen Förderung 
sind die örtlich zuständigen Revierleiter im Privat- und 
Körperschaftswald des Staatsbetriebes Sachsenforst im 
Forstbezirk Taura. Die Kontaktadressen erhalten Sie unter 
https://www.sbs.sachsen.de/foerstersuche-27430.html oder 
im Forstbezirk Taura telefonisch unter 034221 5419-0 bzw. 
per Mail unter taura.poststelle@smul.sachsen.de

Weitere Informationen zur Forstförderung und zu den üb-
rigen Angeboten von Sachsenforst für Waldbesitzer fi nden 
Sie auch unter https://www.sbs.sachsen.de/index.html. 
Weiterführende Fragen zum Förderverfahren können auch 
an die Bewilligungsbehörde gestellt werden.

Staatsbetrieb Sachsenforst, Obere Forstbehörde – Außen-
stelle Bautzen, Paul-Neck-Str. 127 in 02625 Bautzen (Tel.: 
03591 2160, E-Mail: poststelle.sbs-glbautzen@smul.sach-
sen.de).

gez. Jan Glock
Leiter des Forstbezirkes Taura


